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DAVOR 


KARL May, DER SCHUT, 1888: 


»Bei dieser Eigenart des Hochlandes ist es erklärlich, daß seine Bewohner fremden 
Eroberern gegenüber meist ihre Unabhängigkeit zu bewahren verstanden. Die finsteren, 
drohenden, kalten Schluchten scheinen den Charakter und die körperliche Beschaffenheit 
der Bevölkerung stark beeinflußt zu haben. Der Skipetar ist Fremden gegenüber ebenso 
ernst, abgeschlossen und feindselig wie sein Land. Seine sehnige, kraftvolle Gestalt, sein 
ernstes Gesicht mit den graniten, unerbittlichen Zügen, sein kalt blickendes und abweisend 
drohendes Auge stimmen ganz mit dem Bild der von ihm bewohnten Berge überein. Sein 
Innenleben ist alles andere als hell und freundlich. Es ist von tiefen Spalten und Rissen 
durchzogen, in deren Gründen die Wasser des Hasses, der Rache und des unversöhnlichen 
Zornes schäumen. Selbst untereinander sind diese Leute argwöhnisch und mißtrauisch. 


. . . : . . 1° ENSO.« 
Die Stämme schließen sich voneinander ab, die einzelnen Familien und Personen eb 


JÜRGEN ELSÄSSER, JUNGLE WORLD vom 14. Juli 1999: 


»In den Ruinen der Marktökonomie formieren sich die Stämme. Bei ihnen 
ersetzt, wie bei der Mafia der Clan den Sozialstaat, das Blutsprinzip das Wert- 
prinzip (...) Ökonomisch spricht also viel dafür, wenn die UCK die albanı- 
sche Hauptstadt von Tirana nach Pristina verlegen und so die Skipetaren 


als Dealer-Nation rekonstruieren würde (...) der entfesselte Kapitalismus 


frıßt seine Kinder.« 
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Die Bilder dieser Ausgabe haben wir Bildbänden entnommen, die lange vor den ersten kriegerischen 


Auseinandersetzungen in Jugoslawien entstanden. 


Die Zitate auf den Bildern wurden für eine Antikriegs-Aktion ın Berlin zusammengestellt. 


uf den ersten Blick scheinen wir 
etwas spät dran zu sein. Schließlich 


ist der Krieg längst vorbei. 

Ist er das? Er ist und er ist nicht. Zwar 
wurden die eigentlichen Kampfhandlungen 
eingestellt. Bestehen bleibt jedoch eine neue 
politische Konstellation, die mit der Aushe- 
belung des UNO-Regulats, der Reform der 
NATO zur Angriffsstreitmacht und der neu- 
en Rolle Deutschlands Kriege wie den um 
das Kosovo auch in Zukunft möglich und 
wahrscheinlich macht. In diesem Sinne auch 
der Titel dieser Ausgabe: Die Zeit zwischen 
zwei Kriegen wollen wir nutzen, um eben 
jene Grundlagen zu erarbeiten, die zuletzt 
gefehlt haben, um eine wirksame Antikriegs- 
politik zu entwickeln. 

Der Balkanraum wird auch weiterhin die 
Linke in Deutschland zur Positionierung he- 
rausfordern. Und schließlich ist die seit eini- 
gen Jahren in der Linken geführte Debatte 
um Nation, Nationalismus und Nationalität 
weiter eskaliert. 

Also geht es in dieser Kriegsnummer um 
dreierlei. Zum einen um die politökonomi- 
schen und geostrategischen Aspekte eines 
neuen Krieges, dessen Prototyp der Angriff 
auf Jugoslawien war. Denn das klassische 
linke Analyseinstrumentarium wird dem 
nicht mehr gerecht, das haben die Diskus- 
sionen, Mißverständnisse und argumentati- 
ven Kurzschlüsse der kaum wahrnehmbaren 
Antikriegsbewegung in Deutschland ein- 
dringlich gezeigt. Ihre Mobilisierungs- 
schwäche und politische Bedeutungslosigkeit 
waren auch die logische Folge des Beharrens 
auf anachronistisch gewordenen Formeln. 
So kann die klassische Imperialismustheorie 
die politischen und militärischen Strategien 
hinter der ım Krieg installierten neuen Welt- 
ordnung nicht hinreichend erklären. Die im 
Prozess der Globalisierung veränderte Pro- 
duktionsweise und der mit ihr einher gehen- 
de Modernisierungsschub haben nun auch 
den Krieg erfasst und ihm eine neue Struk- 
tur gegeben. 

Die Handlungsträger dabei waren die 
neuen Modernisierungseliten aus dem sozi- 
aldemokratischen und ex-alternativen Mil- 
lieu. Willkommene Nebenwirkung der von 


ihnen artikulierten Legitimationsargumente 


EDITORIAL 


zwei 


Zwischen 


Kriegen 


war eine neue Welle des Geschichtsrevisio- 
nismus. 

Neben diesen allgemeinen Analysen ge- 
hen wir aber auch noch einmal konkret auf 
die derzeitige Lage auf dem Balkan ein, 
leuchten die historischen Hintergründe aus 
und betreiben Ursachenforschung. Denn 
hier besteht für die Linke in Deutschland 
dringender Nachholbedarf, haben doch erst 
Ihr mangelndes historisches Wissen und ihr 
Jahrelanges Nichtverhalten sie in eine Positi- 
on gebracht, aus der heraus es ihr nicht 
gelingen konnte, erfolgreich gegen den Krieg 
zu intervenieren. Gründe für diese Apathie 
gibt es viele. Während etwa die Bezugnahme 
auf Lateinamerika immer auch Projektions- 
flächen für die eigenen Sehnsüchte und 
Identifikationsfiguren geliefert hat, war die 
Suche nach den „Guten“ auf dem Balkan 
und in ganz Ost- und Südosteuropa schein- 
bar aussichtslos. Die Nichtzurkenntnisnah- 
me von nicht- und antinationalistischen 
Gruppen, sozialer Linken und Kriegsgegner- 
Innen hängt mit der Unfähigkeit zusammen, 
vom eigenen linksdeutschen Begriffssystem 
zu abstrahieren, wie es in der postsozialisti- 
schen Konstellation unbrauchbar geworden 
ist. Gleichzeitig erfordert jeder Bezug auf die 
Transformationsgesellschaften des Ostens die 
Auseinandersetzung mit den Erfahrungen 
der realsozialistischen Ära, eine Debatte der 
sich die große Mehrheit der Linken hierzu- 
lande bis heute verweigert. Dabei wird es 
auch in Zukunft nötig sein, sich in der kon- 
kreten Situation auf dem Balkan zu positio- 
nieren, denn obwohl es der NATO bisher 
gelungen zu sein scheint, an den offenen 
Angriff mit der Deeskalationsstrategie der 
KFOR-Mission anzuknüpfen und so einen 


für die eigenen Bodentruppen relativ unblu- 


tigen Einsatz zu ermöglichen, ist eine tat- 
sächliche Stabilisierung der Region längst 
nicht absehbar und wird die NATO 
absehbare Zeit militärisch präsent bleiben. 


auf 


Eine Ausweitung ihres Aktionsradius_ ist 
wahrscheinlich. 

Weniger als mit der Organisation prak- 
tischen Widerstandes gegen den Krieg, war 
die Linke in Deutschland einmal mehr mit 
sich selbst beschäftigt. Dabei sind verschie- 
dene linke Positionen so unversöhnlich wie 
selten zuvor aufeinandergeprallt. Dem kann 
durchaus auch ein positiver Aspekt abge- 
wonnen werden, haben sich doch die bisher 
diffusen Grenzen zwischen den verschiede- 
nen Fraktionen stärker aufgeklärt und ist 
z.B. der Widerspruch zwischen den sonst 
gern verwechselten antinationalen und antı- 
deutschen Positionen endgültig aufgebro- 
chen. Dennoch haben die Diskussionen z.B. 
um Solidarität mit »den Serben« zur Läh- 
mung der Linken beigetragen und zum Teil 
kaum glaubliche Auswüchse hervorgebracht. 

Wir 
Arranca! zwischen Schwerpunktthema, Ru- 


sind zwar stets bemüht, in der 
briken, Kultur- und Politikteil ein gewisses 


Gleichgewicht herzustellen. Zum unaus- 
weichlichen Thema des Krieges gibt es aber 
immer noch zuviel zu sagen. Also kommt 
diese Ausgabe als Sondernummer daher, 
danach geht es aber wie gewohnt weiter. 

In der nächsten Nummer wird es schwer- 
punktmässig um Identitäten gehen, womit 
wir an die Nummern 15 und 16 anknüpfen 
wollen. Ein dickes Dankeschön gibt es von 
uns für die Spende aus Bochum. Und Grüsse 


an Samira für den großen Wurf. 


EURE ARRANCA!-REDAKTION 


ÄRRANCHA! 


»Wozu sind Kriege da?« (Udo Lindenberg) 


Selten gingen die Einschätzungen verschie- 
dener linker Strömungen so weit ausein- 
ander wie in der Analyse und der daraus 
folgenden Positionierung zum Krieg um das 
Kosovo. Und selten haben sich eben diese 
Positionen so sehr auf die Logik der herr- 
schenden Verhältnisse eingelassen. 

Denn so groß die Unterschiede waren (und 
sind), so sehr einigt die verschiedenen |lin- 
ken Strömungen doch der Verzicht auf jede 
Weiterentwicklung von Denkmustern der 
»alten« Linken der 70er und 8oer. Statt Per- 
spektiven für gesellschaftliche Transforma- 
tionsprozesse zu suchen, haben sie sich fast 
ausnahmslos darauf beschränkt, sich auf 
eine der beteiligten Seiten zu schlagen. 
Bezugspunkt waren dabei nicht Basis-Initiati- 
ven von Linken oder KriegsgegnerlInnen, 
sondern staatliche (Deutschland, Jugoslawi- 
en, USA), suprastaatliche (NATO) und Pro- 


tostaatliche (UCK) Formationen. 


Eine Ignoranz gegenüber der sozialen Linken 
der Region und die Unfähigkeit, sich von 
dem an Nationalstaatlichkeit und Macht- 
begriffen der alten realsozialistischen Linken 
verhafteten Begriffssystem zu verabschieden, 
prägt die Theorie und Praxis vieler Linker. 
Eine Praxis, die denen die Solidarität verwei- 
gert, die sie verdienen: nicht- und antinatio- 
nalistischen Gruppen, die es bis heute auf 
allen beteiligten Seiten gibt. Im Rahmen die- 
ser Fixierung auf die Kriegsparteien gibt es 
keine denkbare Position, die nicht auch von 
Linken eingenommen wurde. Das Spektrum 
reichte von der aktiven Unterstützung der 
NATO-Angriffe und der UCK, über ver- 
schiedene pazifistische und prinzipielle An- 
tikriegspositionen, bis hin zur publizisti- 
schen Rückendeckung für die Kriegsführung 
des Milosevic-Regimes gegen die Kosovo- 
Guerilla und kosovo-albanische ZivilistIn- 
nen. 
Zur 
'90/Die Grünen, die vor dem Hintergrund 


besonderen Rolle von Bündnis 


ihrer Geschichte die zynischen Legitimati- 
onsversuche ä la »Nie wieder Auschwitz!« 
erfolgreicher als die anderen Fraktionen der 
deutschen Modernisierungs-Eliten artikulie- 
ren konnten, ist in den Zeitschriften der 
radikalen Linken bereits viel geschrieben 
worden. Der Krieg um das Kosovo war in 
diesem Sinne ihr Krieg, nämlich als eine 
willkommene Gelegenheit zur Demonstrati- 
on ihrer neuen gesellschaftlichen Funktion. 

Doch nicht nur die Grünen haben sich 
durch den Krieg bestätigt gefunden, sondern 
auch diejenigen Linken, die sich selbst als 
deren radikalste Gegner gefallen: das soge- 
nannte antideutsche Spektrum. 

Die Auseinandersetzung mit den Thesen 
dieser Strömung ist für die innerlinke Dis- 
kussion von zentraler Bedeutung. Haupt- 
sächlich aus zwei Gründen: Erstens, weil die 
Antideutschen es in den letzten Jahren ver- 
mocht haben, mit ihren Diskursen die wich- 
tigsten und auflagenstärksten Medien der 
radikalen Linken (KONKRET, die alte JUNGE 
WELT, JUNGLE WORLD) entweder zu domi- 
nieren oder doch zumindest stark zu beein- 
flussen und mit eigenen Medien (BAHAMAS, 
17°) versuchen, Akzente zu setzen. Zweitens, 
weil sie mit ihren Argumentationen in der 
zahlenmäßig schwachen und politisch unsi- 
cheren Antikriegs-Bewegung eine wichtige 
Rolle gespielt haben. Trotz mangelnder Pra- 
xis sind sie die einzige greifbare, gruppenü- 
bergreifende und überregionale Strömung 
geblieben, die als Argumentationslieferantin 


für viele diente, die sich bisher nicht mit den 
Konflikten im ehemaligen Jugoslawien be- 
schäftigt haben. Gerade deren Bedürfnis be- 
diente das antideutsche Argumentations- 
schema besonders gut, weil es in einem 
tatsächlich äußerst vielschichtigen und kom- 
plizierten Konflikt simplifizerend eindeutig 
»böse« und »gut« voneinander unterschied 
und so klare Orientierungspunkte in the 
middle of mania zu bieten schien. »Böse«: 
Das imperialistische Weltmachtbündnis, das 
mit skrupelloser Gewalt Jugoslawien zer- 
stören will und sich dabei einer faschistoi- 
den, kriminellen, großalbanischen Nationa- 
listen-Clan-Bande, der UCK, bedient und 
diese politisch und militärisch aufbaut. 
Deutschland spielte dabei die Rolle des Vor- 
reiters und Scharfmachers bis die USA sich 
an die Spitze setzte, um ihre dominierende 
Rolle abzusichern. »Gut«: Opfer der westli- 
chen, insbesondere deutschen Grofßmacht- 
gelüste ist Serbien/Jugoslawien, das sich 
dem Verwertungsregime des Weltmarktes 
entzieht und außerdem als Erbfeind und 
Prügelknabe Deutschlands fungiert. Um die- 
se Analysefiguren herum gruppierten sich 
verschiedene sekundäre Argumentationsli- 
nien, historische Herleitungen bzw. Verfäl- 
schungen, Verschwörungsszenarien etc. Auf 
diese soll im folgenden eingegangen werden. 

Zunächst jedoch eine Klarstellung: Einige 
zentrale »antinationale« bzw. »antideutsche« 
Kritikpunkte haben nicht nur ihre Berechti- 
gung, sondern sind sogar von eminenter Be- 
deutung für eine linke Kritik am Krieg. Es ıst 
eindeutig zu denunzieren, dass die Bundes- 
regierung den »humanitär« begründeten 
Krieg nutzte, um Deutschlands Rolle als 
gleichberechtigte Großmacht zu unterstrei- 
chen. In Zukunft wird deutsche Außenpoli- 
tik (auch) wieder militärisch geführt werden 
— mit allen Konsequenzen der inneren und 
äußeren Mobilmachung. In diesem Zusam- 
menhang waren die Legitimations-Anstren- 
gungen von Fischer und Scharping, die Mı- 
losevic und die seinen auf eine Stufe mit 
Adolf Hitler, den Nazis und der Wehrmacht 
stellten, besonders perfide, wurden doch so 
zwei Fliegen mit einer Klappe erledigt: Eı- 
nerseits die Notwendigkeit des Krieges 
nachdrücklich begründet, und andererseits 
wurde ganz im Sinne des rechtslastigen 
Geschichtsrevisionismus der Nationalsozia- 
lismus und die Shoa relativiert. Es ist ein 
Hohn, von einem Krieg in der Verantwor- 
tung des Holocaust zu sprechen und gleich- 


zeitig ein Land zu bombardieren, das seine 
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Ursprünge im Widerstand gegen den Natio- 
nalsozialismus hat: Etliche Opfer der Shoa 
und Verfolgte des Naziregimes haben in 
Jugoslawien eine Zuflucht gefunden. 

Die Rot-Grünen haben Deutschland wie- 
der gutgebombt. Auch auf diese Weise 
erweisen sich die Rot-Grünen als die effek- 
tiveren Modernisierer und Geschichtsrevi- 
sionisten. Eine derartige Argumentation 
hätte kein CDU-Politiker wagen können, 
ohne auf massive öffentliche Kritik zu 
stoßen (siehe dazu auch Artikel von Wolf- 
gang Wippermann in dieser ARRANCA!). 

Wenn wir im Folgenden von »Antideut- 
schen« sprechen, ist vorher noch klar zu stel- 
len, dass sich durchaus verschiedene sich wi- 
dersprechende Positionen zum Balkan-Krieg 
herausgebildet haben. Exemplarisch dafür 
stehen Heiner Möller (BAHAMmAs) und Mar- 
kus Bickel (JuUnGLE WORLD). Wir greifen 
einzelne antideutsche Denkfiguren heraus, 
die mit besonderem Nachdruck vertreten 
wurden und uns als besonders kritikwürdig 
erscheinen. 


Die »Deutschlandistamkrieg- 

schuldthese« 

»Die völkerrechtliche Anerkennung der Unab- 
hängigkeitserklärungen von Slowenien und 
Kroatien durch Deutschland 1991 hat den 
Krieg in Jugoslawien ausgelöst.« So oder ähn- 
lich lautet die Standardfloskel, mit der viele 
entsprechende Analysen beginnen oder 
schließen. Die Behauptung dient in aller Re- 
gel explizit oder implizit dazu, darauf hinzu- 
weisen, dass das vereinigte Deutschland im 
nationalistischen Taumel nach 1989 sofort 
nach hergebrachter imperialistischer Manier 
ans Werk ging, um seinen Einfluß nach Ost- 
und Südosteuropa auszudehnen. Dabei wa- 
ren und sind ihm alle Mittel recht. Der Krieg 
in Jugoslawien erscheint so als ein Krieg der 
von Deutschland unterstützten Sezessioni- 
sten in Slowenien und Kroatien (und jetzt 
im Kosovo) gegen die vermeintlich immer 
noch tendenziell sozialistische »Vielvölker- 
republik« Jugoslawien. 

Diese These ist zwar nicht ganz falsch, 
aber unvollständig. Und genau das macht sie 
gefährlich, weil sie — wenn in dieser Absolut- 
heit vertreten — zu falschen Schlußfolgerun- 
gen führt. Zunächst der grundlegende 
Einwand: Die »Deutschlandistamkriegschuld- 
these« lenkt den Blick lediglich auf äußere 
Kriegs-Ursachen und negiert somit alle in- 
nerjugoslawischen Widersprüche. Wer es 
sich mit ihr bequem macht, entledigt sich 
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der unangenehmen Aufgabe, sich als Linker 
über die inneren Faktoren für das Scheitern 
des sozialistischen Versuchs in Jugoslawien 
Gedanken zu machen. Das macht sie er- 
staunlicherweise auch auf der ganz anderen 
Seite des linksradikalen Spektrums attraktiv, 
treffen sich doch hier die Antideutschen mit 
den Traditions-Antiimps und den sonst als 
»Nationalbolschewisten« bezeichneten Real- 
soz-Nostalgikern um die JUNGE WELT und 
ihren Vordenker Werner Pirker. Die Motive 
könnten dabei unterschiedlicher kaum sein: 
Der einen Denkschule geht es darum, keine 
Kritik am Realsozialismus formulieren zu 
müssen, die andere möchte das Augenmerk 
lieber auf Deutschlands Imperialismus ge- 
richtet sehen, als auf komplexe Zusammen- 
hänge wie das Scheitern des sozialistischen 
Versuchs, weil das ja nur von der vermuteten 
Verantwortung Großdeutschlands für alles 
Übel ablenken würde. 

Dabei genügt ein Blick auf die Chronolo- 
gie des Auseinanderbrechens Jugoslawiens 
um die These zu widerlegen. Die BRD hat 
Slowenien und Kroatien am 23. Dezember 
1991 völkerechtlich anerkannt, die anderen 
EG-Länder folgten am ı5. Januar 1992 und 
die USA zog am 7. April 1992 nach. Deutsch- 
land nahm also tatsächlich eine Vorreiterrol- 
le ein und setzte die Anerkennungspolitik 
gegen den Widerstand der anderen westli- 
chen Staaten durch. Nur: Der Krieg war im 
Dezember 1991 bereits in vollem Gange. 
Schon im Juni 1991 hatte die jugoslawische 
Bundesarmee in Slowenien eingegriffen und 
im Herbst (September-November) hatten 
nationalistische Serben mit der Unterstüt- 
zung der Bundesarmee die multi-ethnische 
Industriestadt Vukovar in Slawonien (heute 
Kroatien zugeschlagen) angegriffen und 
belagert. Zwei Monate vor der Anerkennung 
durch Deutschland fanden auf der Fläche 
etwa eines Drittels Kroatiens Kampfhand- 
lungen statt. 


Nun kann man einwenden, dass allein die 
Aussicht auf eine völkerrechtliche Anerken- 
nung die Sezession Kroatiens und Sloweni- 
ens beschleunigt und so den Konflikt im 
Sommer 1991 erst provoziert habe. Doch 
dann sollte man lieber ganz von vorne 
beginnen. Wer die historische Entwicklung 
Jugoslawiens insgesamt in den Blick nimmt, 
wird schnell bemerken, dass die zentrifugal 
wirkenden Kräfte der verschiedenen Natio- 
nalismen bereits Anfang der 70er Jahre deut- 
lich bemerkbar und spätestens seit Beginn 
der 8oer Jahre immer stärker wurden. So 
erhoben zum Beispiel Massendemonstratio- 
nen im Kosovo schon 1981 die Forderung 
nach dem Republikstatus. Doch damals war 
Deutschland noch nicht wiedervereinigt, die 
internationalen Grenzen in Europa schienen 
noch unverrückbar und eine Anerkennung 
Kosovos, Kroatiens, Sloweniens, Mazedoni- 
ens oder gar Bosnien-Herzegovinas stand 
nicht im Geringsten in Aussicht. Man darf 
also eindeutig konstatieren: Für das Ausein- 
anderbrechen Jugoslawiens müssen auch an- 
dere Faktoren eine Rolle gespielt haben, als 
nur die Anerkennungspolitik Deutschlands 
1991. Es gibt also innere Krisenursachen. 

Etwas vereinfachend lassen sich diese 
inneren Krisenursachen so zusammenfassen 
(an anderer Stelle in dieser ARRANCA! gehen 
wir ausführlich darauf ein): In den 70er Jah- 
ren trat das Jugoslawische Sozialismusmo- 
dell in eine Modernisierungskrise ein, die 
nach Titos Tod zu Beginn der 8oer Jahre in 
eine manifeste Wirtschafts- und Finanzkrise 
führte. Die Folgen waren soziale Unruhen, 
Demonstrationen und Streiks in allen Teilen 
Jugoslawiens. IWF und Weltbank gossen — 
wie in so vielen anderen Staaten — mit einem 
Strukturanpassungsprogramm Öl ins Feuer. 
Die regionalen Disparitäten in der sozioöko- 
nomischen Entwicklung der einzelnen Teile 
Jugoslawiens vertieften sich in der Folge 


enorm. 


Um ihre politische Machtposition zu be- 
halten, ideologisierten die regionalen Eliten des 
BUNDES DER KOMMUNISTEN JUGOSLAWIENS 
(BdK]J) die Wirtschaftskrise in einen Nationa- 
litätenkonflikt um, der schließlich zum Krieg 
eskalierte. 

Wie bereits gesagt: Nicht alles ist an der 
»Deutschlandistamkriegschuldthese« falsch. 
Richtig ist die Feststellung, dass die Anerken- 
nung Kroatiens und Sloweniens im Dezember 
1991 den Konflikt in Jugoslawien weiter eska- 
liert hat. Noch richtiger wäre allerdings zu 
sagen: Das Eingreifen des Westens und damit 
auch Deutschlands in die Krise der Soer Jahre 
hat diese Wirtschaftskrise nicht überwinden 
helfen, sondern vertieft. Statt das Modell der 
integrierten wirtschaftlichen Entwicklung der 
gesamten jugoslawischen Volkswirtschaft zu 
unterstützen, haben die Strukturanpassungs- 
programme die zentrifugalen Kräfte ver- 
stärkt. Hier liegt eine ursächliche Verantwor- 
tung des Westens (und nicht nur 
Deutschlands) — und damit des Programms 
der kapitalistischen Restauration — für den 
Krieg. 


Der Feind meines Feindes 

ist mein Freund 
Ein politisch fatales Resultat der antideut- 
schen Fehldiagnose vom Zerfall Jugoslawi- 


. 
u 


ens ist die Positionierung auf seiten eines 


der kriegshetzenden Nationalismen, näm- 
lich des serbischen. Ganz in der simplifizie- 
renden Logik des »Der Feind meines Feindes 


ist mein Freund« fordert z.B. Jürgen Elsäs- 
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ser, sich die »Sichtweise der Opfer und Gegner 
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des deutschen Nationalismus, nämlich der 
Jugoslawen und Serben, zu eigen zu machen« 
statt, vom »serbischen Faschismus« zu »schwa- 
feln« (KONKRET 7/99, Seite 17). Da wie oben 
schon ausgeführt in der Argumentation der 
Antideutschen und Realsoz-Nostalgikern 
keine inneren Ursachen für den Zerfall 
Jugoslawiens existieren, befassen sie sich 
natürlich auch nicht mit der spezifischen 
Rolle des serbischen Nationalismus’ in die- 
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Tale trainie -_ Y "N der selben undifferenzierten und letztlich 
N “ih z — up‘ } ethnisierenden Art und Weise zu einem 
EB Br erwiss A uf, Opferkollektiv des deutschen Imperialismus 

Tall auszuprobi 
| U < T »& den NATO-Propagandamaschine zu einem 
re n weiı sie de = Verbrecherkollektiv erklärt werden. Dabei ist 
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stilisiert, wie sie von seiten der kriegführen- 


Seitdem 1986 Slobodan Milosevic zum 
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ten in Serbien wurde, setzte er einen aggressi- 
ven Nationalismus und den serbisch-natio- 
nalen Gründungsmythos um die Schlacht im 
Amselfeld gezielt ein, um die serbische Ge- 
sellschaft zu homogenisieren und soziale wie 
politische Widersprüche nach außen abzu- 
lenken. Es macht natürlich keinen Sinn, den 
serbischen Nationalismus zu personalisie- 
ren, wie dies häufig geschieht. Neben der 
von Milosevic geführten Sozialistischen Par- 
tei Serbiens bedienten auch die meisten 
anderen politischen Kräfte, die nach dem 
Zerfall des BdK]J in den letzten Jahren ent- 
standen, den aggressiven Nationalismus, 
nicht zuletzt die jetzt als »Oppositionelle« 
gefeierten Vuk Draskovic, Goran Djindjic 
und vor allem Vojislav Seselj mit ihren jewei- 
ligen Parteien. Dennoch ist Milosevics Rolle 
zentral. Um jedes Mißverständnis zu ver- 
meiden: Auch alle anderen Nationalismen — 
vor allem der kroatische — haben maßgeb- 
lich zu den Kriegen beigetragen (siehe dazu 
andere Artikel in dieser ARRANCA!). Aber 
Tatsache bleibt: Der serbische Nationalismus 
stellt eine wichtige Triebkraft für den Zerfall 
Jugoslawiens dar, seine — wie auch immer 
geartete — Verteidigung oder Legitimierung 
verstärkt damit das Problem und kann nicht 
Teil einer emanzipatorischen Lösung sein. 
Praktische Relevanz erlangte die Frage 
einer Stellungnahme zum serbischen Natio- 
nalismus im Zusammenhang mit den Anti- 
kriegsdemos. Oft angeführt wurden etwa die 
Geschehnisse bei einer solchen in Berlin am 
23. April 1999, als serbische Milosevic- und 
Cetnicanhänger aufgefordert wurden, ent- 
sprechende Fahnen und Plakate nicht zu zei- 
gen, woraufhin sich zwei Demonstrations- 
züge bildeten. Dies wäre eine legitime und 
absolut notwendige Abgrenzung, die nichts 
mit einer »Serben-Raus«-Forderung zu tun 
hatte, wie Wertmüller in Bahamas (29/1999) 
behauptet, sondern schlicht mit einer Dis- 
tanzierung von einer kriegführenden Partei, 
und zwar im vollen Bewußtsein, dass nicht 
alle Serben den aggressiven Nationalismus 
der Kriegsherren teilen. Doch leider haben 
die OrganisatorInnen der Demonstration es 
schlichtweg verpasst, die inhaltliche Ausrich- 
tung der Demonstration auf eben jene 
emanzipatorische Grundlage zu stellen. 
Während sich die Antideutschen mit den 
Verantwortlichen für die Massaker in Bosni- 
en-Herzegovina und im Kosovo solidarisie- 
ren, kann sich eine Antikriegs-Bewegung 
nur mit den Opfern dieser Politik und den- 


jenigen Serben solidarisieren, die sich ihr 
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entgegenstellen, was Teile der antimilitariti- 
schen Linken in der BRD auch gemacht ha- 
ben, als sie ihr Augenmerk auf die Solidari- 
tät mit jugoslawischen Deserteuren legte. 
Gleichzeitig sind auch die Massenvertrei- 
bungen von serbischen ZivilistInnen aus der 
Krajina durch die kroatische Armee 1995 
und die Hetzjagden auf serbische ZivilistIn- 
nen im Kosovo durch die UCK zu denunzie- 
ren. 


Bahamas und Cetnics - 

ein Prösterchen auf Nationalismus, 

Monarchismus und Nazi-Kollaborateure 
Zu welchen Spitzen proserbische Positionen 
führen können, zeigt der Bezug auf die Cet- 
nics, eine ultranationalistische serbische Mo- 
narchistengruppe, die während der Okku- 
pation Jugoslawiens durch die Deutsche 
Wehrmacht während des Zweiten Weltkriegs 
von Draza Mihailovic angeführt wurde. Die 
Bahamas veröffentlichte zum Beispiel ein 
Flugblatt mit der Parole »Nasdravlje, Par- 
Cetnici!« (»Prost, Partisanen und 
Cetnics!«). Mit wem die Bahamas-Redaktion 
da anstößt, ist wahrscheinlich den wenigsten 
ihnen 
selbst. Deshalb sei an Tito 
zitiert: »Wir erklären im Angesicht der ganzen 


tızanı ı 


nicht einmal 
dieser Stelle 


klar, vielleicht noch 


Welt — und dafür tragen wir die volle Verant- 
wortung —, dass die Cetnics Draza Mihailovics 
seit November 1941 auf der Seite der Okkupa- 
toren [Deutsche Wehrmacht] gegen unser 
Volksbefreiungsheer und die Partisaneneinher- 
ten kämpfen.« 

Der historische Hintergrund: Nach an- 
fänglichem Widerstand gegen die Wehrmacht, 
stellten die Cetnics ihre Aktionen gegen die 
Deutschen Ende 1941 ein. Nur wenig später 
begannen sie, gegen kommunistische Partisa- 
nen vorzugehen. Ab Frühjahr 1943 kämpften 
die Cetnics dann offen im Bündnis mit der 
Deutschen Wehrmacht gegen die multinatio- 
nalen Tito-PartisanInnen, um eine kommu- 
nistische Machtübernahme zu verhindern. 
Im weiteren Kriegsverlauf gelang es den 
Partisanen letztlich, sowohl der Deutsche 
Wehrmacht als auch deren Verbündeten, 
den Cetnics, entscheidende Niederlagen bei- 
zubringen. Die Ideologie der Cetnics war 
damals und ist noch heute, ein ethnisch 
monarchistisches Großserbien 
herzustellen. Während der Okkupation durch 
die Nazis beteiligten sie sich aktiv am Holo- 
caust an den serbischen Juden und waren 
maßgeblich für die Ermordung von 80.000 - 


homogenes, 


100.000 Muslimen verantwortlich. 
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Heute stellt sich der serbische Vizepre- 
mier Vojislav Seselj, Führer der Serbischen 
Radikalen Partei (SRP), propagandistisch in 
die Tradition der Cetnics. Während des 
Kosovo-Kriegs beteiligten sich seine Cetnic- 
Verbände federführend an der Vertreibungs- 
kampagne gegen die Kosovo-AlbanerInnen. 
Seselj und seine Partei stehen in engem Kon- 
takt mit Neofaschisten in Ost- und Westeu- 
ropa. Seine Beziehungen zu Le Pen sind 
bekannt: Zuletzt schickte Le Pen im Oktober 
ı998 einen Abgesandten nach Belgrad, der 
Seselj öffentlich und offiziell Unterstützung 
anbot. Angesichts dieser Tatsache ist es der 
Gipfel des Zynismus, wenn Jürgen Elsässer 
auf einer Podiumsdiskussion am 3. Juli 1999 
in Berlin die Cetnics, die selbst als Täter am 
Holocaust beteiligt waren, für eine kurze 
Phase anfänglichen Widerstands gegen die 
Wehrmacht lobt. 


Blockade für Antikriegsarbeit 
Die proserbische Position blockiert jede poli- 
tische Arbeit, die sich prinzipiell gegen den 
Krieg wendet. Wenn das Milosevic/ Seselj- 
Regime ausschließlich als Opfer eines groß- 
deutschen Imperialismus’ betrachtet wird, 
liegt es nahe, keine Kritik an ihnen zu üben, 


sondern sich bedingungslos zu solidarisie- 


ren. Fatal ist dies nicht zuletzt deshalb, weil 
dadurch die antinationalistische Opposition 
in Serbien selbst als die 5. Kolonne des BRD- 
Imperialismus erscheinen muß. Eine 
Zusammenarbeit mit diesen Kräften kommt 
also quasi der Unterstützung für Deutsch- 
land gleich. Dabei sind es genau die margi- 
nalen Kräfte der serbischen antinationalis- 
tischen Opposition wie die »FRAUEN IN 
SCHWARZz«, mit denen eine Zusammenarbeit 
notwendig wäre, um eine Alternative zum 
nationalistischen Gemetzel zu bieten. 
Bezeichnenderweise waren es in Deutsch- 
land hauptsächlich eher antimilitaristische 
und kulturell orientierte Gruppen sowie vor 
allem Frauengruppen, die versucht haben, 
eine solche Zusammenarbeit herzustellen. 
Da sich Teile der deutschen Linken weder 
mit den inneren Ursachen für den Zerfall 
Jugoslawiens, noch mit der Rolle des serbi- 
schen Nationalismus’ auseinandersetzen wol- 
len, sondern ihn als antiimperialistisch ver- 
teidigen und nur Deutschland für den Krieg 
verantwortlich machen, wundert es nicht 
weiter, dass die UCK zur Geheimdienstge- 
burt erklärt wird. Die Drahtzieher waren 
angeblich zunächst der BND, der dann von 
der CIA verdrängt worden sein soll, als der 
USA die Kontrolle verloren zu gehen drohte. 
Kein Wort darüber, dass eine Guerillatruppe 
wie die UCK natürlich auch über eine mas- 
sive Unterstützung seitens eines erheblichen 
Bevölkerungsanteil im Kosovo verfügen 
muß, um in so kurzer Zeit von einer ex- 
maoistischen Minitruppe zu einer in Tausen- 
den zu zählenden Armee zu werden. Diese 
Verschwörungstheorie offenbart das kom- 
plette Unverständnis für die Entwicklung 
Jugoslawiens während der letzten Jahre. Es 
ist gut möglich und sogar wahrscheinlich, 
dass die UCK vom BND finanziell und logis- 
tisch unterstützt wurde. Auch für die These, 
dass die CIA irgendwann den BND bei der 
Aufrüstung der UCK verdrängt haben soll, 
gibt es viele plausible Indizien. Aber das alles 
heißt noch keineswegs, dass die UCK ledig- 
lich eine Marionette der westlichen Geheim- 
dienst darstellt. Die entscheidende Ursache 
für ihr Auftauchen liegt vielmehr in der 


sozialen und 


politischen Entwicklung 
während der letzten Jahre im Kosovo. Dass 
die UCK mit ihrem großalbanisch-chauvinis- 
tischen Programm einen Massenanhang fin- 
den konnte, ist eine simple Folge davon, dass 
die Region extrem verarmte und gleichzeitig 
eine immer repressivere rassistische Politik 


gegen die kosovo-albanische Mehrheitsbe- 


völkerung verfolgt wurde. Es soll in diesem 
Zusammenhang nicht geleugnet werden, 
dass die UCK und andere albanische Natio- 
nalisten den Konflikt bewußt zugespitzt 
haben, aber es muß betont werden, dass die 
UCK ein originäres Produkt der Verhältnisse 
im Kosovo darstellt. Das macht sie natürlich 
nicht besser. Aber eines ist auch klar: Wer die 
repressiven Verhältnisse im Kosovo leugnet, 
verbaut sich auch jede Möglichkeit mit 
kosovo-albanischen Gruppen und Einzel- 
personen ins Gespräch zu kommen, die 
nicht-nationalistisch orientiert sind. 

»Wozu sind Kriege da«, fragte einst Udo 
Lindenberg, dabei konnte er die Antwort 
schon damals bei Clausewitz nachlesen: 
»Krieg ıst die Fortsetzung der Politik mit 
anderen Mitteln.« Beim Kosovo-Krieg han- 
delte es sich in Wirklichkeit um drei Kriege: 
Um den Krieg serbischer Nationalisten ge- 
gen die UCK und die kosovo-albanische 
Mehrheitsbevölkerung sowie andererseits 
um den Krieg der NATO gegen Jugoslawien. 
Der dritte Krieg bahnt sich gerade an: Der 
Kampf der UCK um ein von Serben und vor 
allem auch Roma gesäubertes Kosovo. Jede 
der Kriegsparteien wird von Motiven getrie- 
ben, die nichts mit Humanität zu tun haben. 
Milosevic und seine Clique wollen die 
Macht erhalten und bedienen einen großser- 
bischen Chauvinismus. Die UCK-Kämpfer 
wollen an die Macht gelangen, wozu das 
Kosovo unabhängig werden muss. Deshalb 
haben sie geholfen, die NATO-Bombarde- 
ments zu provozieren. Die Leiden der Zivil- 
bevölkerung kalkulieren diese Nationalisten 
zynisch mit ein. Die NATO ihrerseits wollte 
zum 50. Geburtstag ihre unumschränkte 
Macht demonstrieren und ihre Kontrolle 
über Südosteuropa festigen, das eine wichti- 
ge geostrategische Rolle spielt. Der Schrö- 
der-Fischer-Clique kam der Krieg ebenfalls 
gerade recht, um Deutschlands neue souve- 
räne selbstbewußte Rolle zu demonstrieren. 
Obwohl es angesichts so viel Schlechtigkeit 
leicht ist, sich eindeutig zu positionieren, tat 
sich die deutsche Linke äußerst schwer da- 
mit. Anstatt die Nationalismen aller Seiten 
anzugreifen, die Machtstrategien der krieg- 
führenden Kräfte zu denunzieren und zu 
versuchen, mit antinationalistischen Grup- 
pen sowohl in Serbien als auch im Kosovo in 
Kontakt zu treten, blieben die Proteste zah- 


lenmäßig schwach und politisch unsicher. 


AÄRRANCA!-REDAKTION 


ÄRRANCA! 


BR | 
2 b r 
ler N VAR, en 

IR ! 


PER 


Rund um den Krieg gegen Jugoslawien 
erlebte der bereits etwas angestaubte Begriff 
»Imperialismus« eine erneute Renaissance. 
Der NATO-Angriff wurde als »impernialisti- 
scher Eingriffe tituliert und ganz Hart- 
gesottenen hielten die Lektüre Lenins für 
unausweichlich, um den Werdegang der 
Welt zu verstehen. Wir gehen allerdings 
davon aus, dass der Begriff »Imperialismus«, 
die Realität nicht mehr zu erfassen vermag 
und folglich auch kein Analyseinstrument 
mehr darstellt, das Handlungsoptionen 


aufzeigen kann. 


Angesichts der weitreichenden Veränderun- 
gen der Produktionsformen und politisch- 
ökonomischen Regulationsmechanismen ım 
Verlauf der letzten zwei Jahrzehnte haben 
sich die militärischen Interventionen in ih- 
rer Qualität grundlegend verändert. Dies 
macht sie weder besser noch schlechter als 
den altbekannten Imperialismus, doch ihre 
Andersartigkeit verlangt zur Kenntnis ge- 
nommen zu werden, da es sonst schwer fällt 
politische Gegenstrategien zu entwickeln. Es 
sei ebenfalls vorausgeschickt, dass wir kei- 
neswegs den gesamten Krieg ökonomisch 
ableiten wollen, es geht hier lediglich um 
eine Auseinandersetzung mit dem Imperia- 
lismusbegriff. Ob nach dieser Klärung ın 
Debatten weiterhin »Imperialismus« — bei 
Bewußtsein über die Unterschiede zur lenin- 
schen Definition — benutzt werden wird, 
oder es besser ist, die Veränderungen auch 
durch eine andere Wortwahl deutlich zu 
machen, sei dahingestellt. 

Die analytische Schärfe des Begriffs 
»Imperialismus« ließ in der BRD-Linken 
bereits während der letzten 20 Jahre zu wün- 
schen übrig. Nie theoretisch präzise definiert, 
stand Imperialismus mehr oder weniger für 
»alles Böse«, das sich westliche Industrielän- 
der in »3.-Welt-Staaten« zu Schulden kom- 
men ließen. Der Imperialismus wurde in 
den meisten Analysen eher als subjektivier- 
tes Macht- und Ausbeutungsverhältnis gese- 
hen. 

Während sich die Personifizierung des 
Bösen im Einzelnen (dem Unternehmer, dem 
ideellen Gesamtkapitalisten) in der Analyse 
des Kapitalismus kaum zu halten vermochte, 
da das Kapital durch die Form der Aktienge- 
sellschaften, Fonds, GmbHs usw. immer ein- 
deutiger die Herrschaft versachlichter Ver- 
hältnisse über die Individuen darstellt, hat 
im Bereich des Antiimperialismus die perso- 
nifizierende und moralisierende Kritik über- 
lebt. Daraus folgt auch das verkürzte Ver- 
ständnis, das in jeder »Befreiung vom 
Imperialismus«, also in jeder antiimperiali- 
stischen Bewegung, einen zu unterstützen- 
den »Partner« findet. Rückt die Bedeutung 
der gesellschaftlichen Verhältnisse in den 
Hintergrund, fällt die Prozeßhaftigkeit ge- 
sellschaftlicher Entwicklungen unter den 
Tisch und tritt die bloße Unterscheidung in 
gut und böse, an ihre Stelle, so gleicht jede 
Kritik an den vom Imperialismus Betroffe- 
nen automatisch als Verrat. 

Mit dem moralisch aufgeladenen Impe- 


rialismusbegriff verschwinden auch die Klas- 


senschranken innerhalb der vom Imperialis- 
mus betroffenen Staaten. Damit kehren heute 
viele sich als kritisch präsentierende Strö- 
mungen der radikalen Linken wieder zu der 
klassischen parteikommunistischen Sichtweise 
zurück, die bis in die 80er Jahre hinein domi- 
nierte: Emanzipation verläuft im national- 
staatlichen Rahmen, wofür es der nationalen 
Souveränität bedarf, die dem Imperialismus 
nur mit einer »Volksfront« abgerungen wer- 
den kann (Klassenwidersprüche verschwin- 
den, Geschlechter- und Rassenkonstruktio- 
nen bleiben unhinterfragt). Dass dies kaum 
zu einer grundlegenden Umwälzung der 
bestehenden führt, haben 
während der letzten Jahrzehnte ausreichend 


Verhältnisse 


Beispiele deutlich gemacht. Das soll nicht 
heißen, dass eine sozialistische Revolution 
grundsätzlich die einzig unterstützenswerte 
Bewegung darstellt, sondern dass bei der 
Ausrichtung der Solidarität nicht alle linken 
Parameter über Bord geworfen werden dür- 
fen. So war und ist der antikoloniale Kampf 
natürlich legitim, doch ist er mehr ein 
Kampf um das Recht auf Teilhabe am bür- 
gerlich-kapitalistischen System (ein relativer 
Fortschritt im Vergleich zur vorhergehenden 
Unterwerfung und Ausplünderung), als ein 
(revolutionärer) Kampf dagegen. 

Die tatsächliche Verbesserung der Le- 
benssituation der Bevölkerung in einigen 
Fällen (wie z.B. in Kuba), und das wird spä- 
testens heute deutlich, war eine Nische, die 
die Blockkonfrontation eröffnet hat. Mit 
dem Ende der bipolaren Weltordnung und 
der Globalisierung der Ökonomie ist diese 
Möglichkeit allerdings verschwunden. 

Spätestens jetzt ist es also geboten, die 
Lage neu zu analysieren und die heutige 
Realität mit den Analysen Lenins und Lu- 
xemburgs abzugleichen, die (bewußt oder 
unbewußt) nach wie vor die markantesten 
Bezugspunkte linker Imperialismusdefini- 


tionen darstellen. 


Lenins Imperialismustheorie 
Mit der Imperialismustheorie' wollte Lenin 
den damaligen (1916) Zustand des Kapitalis- 
mus darstellen. Mit seiner Kurzdefinition — 
»dass der Imperialismus das monopolistische 
Stadium des Kapitalismus ist« — verband sich 
seine Hauptthese: Da das ökonomische We- 
sen des Imperialismus, der Monopolkapita- 
lismus, das Monopol wiederum auf dem 
»Boden der freien Konkurrenz und eben aus 
der freien Konkurrenz« erwachsen ist, bedeu 


tete es »den Übergang von der kapitalistischen 
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zu einer höheren ökonomischen Gesellschafts- 
formation«. Der Imperialismus ist kapitalis- 
tisch, steht aber im unauflösbaren Wider- 
spruch zum Kapitalismus, da Monopole die 
Tendenz zur »Fäulnis« und Stagnation be- 
deuten. Ergo: Im Imperialismus frißt sich 
der Kapitalismus selbst auf; er ist ein »Über- 
gangskapitalismus oder, richtiger, (...) ster- 
bender Kapitalismus«. 

Mit seiner Imperialismustheorie verknüpft 
Lenin auch eine gehörige Portion Geschichts- 
optimismus. Denn dieser Übergang könne 
nun revolutionär abgeschlossen werden. 

Lenin betrachtete die Aufteilung der Erde 
unter die kapitalistischen Großmächte als 
abgeschlossen. Demzufolge zielen imperia- 
listische Kriege nicht mehr auf Eroberung, 
sondern auf Neuverteilung bereits eroberter 
Gebiete, sind 
»Wettkampf einiger Großmächte in ihrem 
Streben nach Hegemonie«. Es sind Groß- 


also im wesentlichen ein 


mächte, die gegeneinander Krieg führen, um 
ihren nationalstaatlichen Führungsanspruch 
durchzusetzen, wie es im Ersten Weltkrieg 
geschehen ist. 


Politische Folgerungen Lenins 
Aus seiner Analyse hat Lenin mehrere politi- 
sche Folgerungen gezogen. Erstens: »Der Im- 
perialismus hat die Tendenz, auch unter den 
Arbeitern privilegierte Kategorien auszuson- 
dern und sie von der großen Masse des Proleta- 
riats abzuspalten«, was durch die Monopol- 
profite ermöglicht wird und zu opportunis- 
tischem und nationalchauvinistischem Den- 
ken in der Arbeiterklasse führt. 

Es gehe aber vielmehr darum — zweitens 
— den Monopokapitalismus als notwendiges 
Stadium des Kapitalismus zu begreifen und 
nicht durch Reformen die Fäulnis des Kapi- 
talismus zu verhindern. Im Ersten Weltkrieg 
sieht er eine Zuspitzung des Imperialismus, 
in der der monopolistische Kapitalismus 
zum staatsmonopolistischen Kapitalismus’ 
wird. Das bedeutet aber auch eine bereits vor- 
angeschrittene Vergesellschaftung der Öko- 
nomie aufgrund der engen Verflechtung von 
Staat und Kapital. Ergo: die Voraussetzung 
für die proletarische Revolution ist so gut 
wie nie. 

Drittens: Aus der Bestechung der Arbei- 
terklasse folgerte Lenin, dass sich der Klas- 
senkampf von der nationalen auf die inter- 
nationale Ebene verschiebe und verschieben 
müsse. Eine Voraussetzung hierfür sei die 
Aufteilung der Welt in ein »Häuflein Wucher- 


staaten und eine ungeheure Mehrheit von 
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Schuldnerstaaten«. Genau mit den Mehr- 
heiten der Bevölkerung dieser ausgebeuteten 
Kolonien und Halbkolonien’ müsse der in- 
ternationale Klassenkampf geführt werden. 
Denn der Kapitalismus könne auch an der 
Peripherie des kapitalistischen Weltsystems 
aufbrechen. 


Rosa Luxemburg 

Im Gegensatz zu Lenin betonte Rosa Luxem- 
burg die kapitalismusimmanente Notwen- 
digkeit der Ausbeutung nichtkapitalistischer 
Produktion, Gebiete und Bevölkerungs- 
gruppen. Sie wendet sich damit gegen die 
bei Marx und auch bei Lenin vorherrschen- 
de Verengung der Analyse auf das Verhältnis 
von Kapital und Lohnarbeit bzw. Kapitali- 
sten und Lohnarbeiter und erweitert sie um 
zwei weitere Produktionsverhältnisse, die 
eben nicht auf Lohnarbeit basieren: Hausar- 
beit und Subsistenzarbeit. Denn diese nicht- 
kapitalistischen Milieus benötige der Kapita- 
lismus, um Arbeitskräfte, Rohstoffquellen 
und vor allem Absatzmärkte erschließen zu 
können. Ohne diese Möglichkeit sei keine 
Akkumulation machbar. Während für Marx 
die Kolonialisierung für die »sogenannte ur- 
sprüngliche Akkumulation« notwendig war, 
stellt Luxemburg heraus, dass eine mit 
Gewalt und Unterdrückung einhergehende 
»ursprüngliche Akkumulation« ständig für 
die Reproduktion des Kapitalismus notwen- 
dig sei. Diese werde im wesentlichen durch 
nationalstaatlich-militärische Mittel durch- 
gesetzt.‘ Wie Lenin sieht Luxemburg eine 
Zwangsläufigkeit der historischen Entwick- 
lung in Richtung Sozialismus, der aber erst 
dann eintreten können, wenn alle nicht- 
kapitalistischen Milieus erschlossen seien, so 
dass der Kapitalismus nicht weiter expandie- 
ren könne. Aus dieser Logik mußte sie es 
begrüßen, dass weitere Gebiete kapitalistisch 
inwertgesetzt wurden. 


Kapitalismus ist Kapitalismus - basta? 
Kapitalismus bleibt Kapitalismus — das ist 
wohl richtig, wenn von einigen grundlegen- 
den Merkmalen ausgegangen wird. Marx, 
Lenin und Luxemburg taten dies, waren aber 
dennoch bemüht um eine Analyse des histo- 
risch-konkreten Kapitalismus. Sie machten 
aber allesamt den Fehler, aus den Grundge- 
setzlichkeiten des Kapitalismus geschichtsde- 
terministisch auf bestimmte Phasen hinzu- 
weisen, die von Gesellschaften durchlaufen 
werden, zum Sozialismus führen und letzt- 
endlich im Kommunismus münden. 


Von diesem Denken geleitet wurden im- 
mer wieder neue letzte Phasen entdeckt und 
benannt, die den Vorabend der sozialisti- 
schen Revolution hätten bilden sollen. Bei 
Lenin und Luxemburg war es der Imperia- 
lismus — hat leider nicht geklappt. Später 
dann bei den Marxisten im Osten wie im 
Westen der Spätkapitalismus oder im direk- 
ten Anschluß an Lenin der staatsmonopoli- 
stische Kapitalismus (Stamokap) — auch eine 
Hoffnung, die sich nicht erfüllte. 

Doch jenseits aller Namensfindungen 
und damit verbundenen politischen Strate- 
gien scheint eines geblieben zu sein: der 
Imperialismus. Hat sich also doch nichts 
geändert? 


Unterschiede 
Im Wesentlichen zielt unsere Kritik am mo- 
ralisierenden Gebrauch des Imperialismus- 
begriffs auf den Zusammenhang von der- 
Analyse des kapitalistischen Weltsystems und 
der aus ihr abgeleiteten politischen Strategie. 
Für Lenin war klar, dass nationalstaatliche 
Imperialismen zum Krieg führen, dass Re- 
formen nationalchauvinistisch sind und 
dass das kapitalistische Weltsystem auch von 
der Peripherie her aufgerollt bzw. revolutio- 
niert werden kann. Es sollte eine Revolution 
ausgehend von einem Nationalstaat sein, die 
auf das gesamte Weltsystem ausstrahlt. 

Fortgesetzt wurden die Annahme in der 
Dependenz-Theorie, die es ebenfalls für 
möglich hielt, einen nationalstaatlichen Al- 
leingang der Abkopplung vom Weltmarkt 
und der »self-reliance« (Selbstgenügsamkeit) 
durchzuführen. Auf Nationalstaaten zen- 
triert war auch die Annahme, dass die Be- 
freiungsbewegungen bzw. die »Völker« der 
Trikontstaaten sich außerhalb des kapitali- 
stischen Weltsystems stellen und auf wun- 
dersame Weise die Zentren einkreisen könn- 
ten — wenn sie denn nur ausreichend 
unterstützt würden. 

Mit der Veränderung der politischen 
Ökonomie des kapitalistischen Weltsystems 
müssen sich auch die politischen Strategien 
ändern, wenn sie nicht hoffnungslos dane- 
ben liegen wollen. Es reicht eben nicht, den 
NATO-Angriffskrieg gegen Jugoslawien als 
imperialistischen Krieg zu bezeichnen, um 
dann reflexhaft dem bedrohten »Volk« zur 
Hilfe zu eilen. 

Zum einen war dieser kein imperialisti- 
scher Krieg im Sinne Lenins. Es waren keine 
imperialistischen Mächte, die wie im ersten 
Weltkrieg gegeneinander Krieg führten. Die- 
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ses imperialistische Gegeneinander war be- 
reits in Zeiten des »Kalten Krieges« bzw. der 
»Blockkonfrontation« samt deren Stellvertre- 


terkriegen nicht mehr aktuell und ist es nach 
dem Zusammenbruch der Warschauer Ver- 
tragsorganisation (WVO) nie wieder gewor- 
den. Vielmehr war es ein imperialer Krieg um 
Hegemonie ohne direkte Zuspitzung, der 
zwar einige Elemente imperialistischer Kriege 
beinhaltete, aber vor einem anderen weltöko- 
nomischen Hintergrund ablief. Genau auf 
diese Unterschiede kommt es uns an. 


Nationalstaaten und Weltökonomie 
Die internationale Regulation erfolgt nicht 
mehr ım Sinnbild von geschlossenen Billard- 
kugeln, die mit ihren jeweiligen Interessen 
aufeinanderstoßen und ihre Hegemonie- 
kämpfe notfalls mittels Krieg austragen. D.h. 
zwar nicht, dass es sich nicht mehr um Kapi- 


talismus, Ausbeutung und Unterdrückung 


Mungsfieber.«“ 
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handelt, sondern vielmehr dass sie anders 
vonstatten gehen. 

stellte der NATO- 
Angriffskrieg zwar einen Kampf imperialer 


In diesem Sinne 
Mächte um Hegemonie dar, der auf dem 
Rücken Jugoslawiens ausgetragen wurde. 
Allerdings stand dabei nicht so sehr die Un- 
terwerfung Serbiens im Vordergrund als 
vielmehr erstens das Umgehen bzw. fakti- 
sche Ausschalten der UNO zwecks Machter- 
weiterung der NATO innerhalb der globalen 
Regulation (endgültige »Selbstlegitimmerung« 
von Out-of-Area-Einsätzen) und zweitens 
das militärische Aufrüsten der EU, also Inte- 
sration der EU qua militärischer Macht als 
Ergänzung zur Integration qua ökonomi- 
scher Macht. 

Auch ein weiterer wichtiger Aspekt, den 
sowohl Lenin als auch Luxemburg nennen 
und der vor allem in der Wehler'schen Theo- 


rie des »Sozialimperialismus« stark hervorge- 


hoben wurde, hat sich geändert: die Vertei- 
lung der Ausbeutungsergebnisse an eine 
»Arbeiteraristokratie« in den imperialisti- 
schen Ländern. Erstens ist die Einbindung 
der Arbeiterbewegung in den kapitalisti- 
schen Staat spätestens seit der Anerkennung 
von Gewerkschaften als »Sozialpartner« ab- 
geschlossen, und insofern ist der »Klassen- 
kompromiß« zwischen nationaler Bourgeo1- 
sie und industriellem Proletariat am Ende. 
Zweitens kann heute — nach dem Fordismus 
— kaum noch von einer materiellen Beste- 
chung über Löhne bzw. soziale Sicherung 
die Rede sein. Kooptiert und bestochen wer- 
den jetzt die Akteure der »Neuen Sozialen 
Bewegungen« und der NGOs, die inzwischen 
feste Bestandteile einer Global Governance 
geworden sind. 

Zudem bildet sich über die Wettbewerbs- 
und Standort-Rhetorik eine modernisierte 
Form von nationalistischer Identitätspolitik 
heraus, die in Deutschland Elemente der 
Volksgemeinschaftsideologie enthält. Aller- 
dings spielt sich dies auch in Deutschland 
zunehmend in einem regionalistischen Rah- 
men ab und entspricht zunehmend einer »ar- 
beitsamen Produzentengemeinschaft« — der 
ideologische Spiegel postfordistischer Pro- 
duktion (nicht mehr zentralisiert, sondern ver- 
teilt auf das Territorium; Auslagerung in kleine 
und mittlere Unternehmen; Produktion unter 
starker Einbeziehung der Sozialstrukturen und 
lokaler/regionaler Netze usw.). Diese chauvi- 
nistische Gemeinschaft entsteht, weil sich die 
neuen »Produzenten«, die die traditionelle 
Figur des Arbeiters zunehmend ablösen, ın 
ihrer Zersplitterung bisher nicht als »Klasse an 
sich« konstituiert haben. 

Die Nationalstaaten richten sich struktu- 
rell und strategisch neu aus: Strukturell durch 
die Dezentralisierung der Staatlichkeit und 
die Entstaatlichung der Regulation. D.h. das 
z.B. die EU) als 
auch die trans- und subnationalen (lokale 
Staaten, Wettbewerb der Regionen und Met- 


sowohl die supranationale ( 


ropolen) Ebenen an Bedeutung gewinnen, 
was durch neuere Governance-Strukturen 
unterstrichen wird; strategisch durch eine 
stärkere Orientierung auf den Weltmarkt 
statt auf den Binnenmarkt. Von »schwachen 
Staaten« zu reden, weil sich die klassischen 
»Sozialstaaten« von ihren »sozialen« Anteilen 
verabschieden, ist aber mehr als unzutref- 
fend. Die Deregulierung und Privatisierung 
des Sozialen geht einher mit einer Regulation 
im Sinne einer systemischen Wettbewerbs- 
fähigkeit. 
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Während die »Wettbewerbsstaatlichkeit« 
den Hegemoniekampf der Nationalstaaten 
untereinander also die eine Seite der »Neuen 
Weltordnung« beschreibt, stellt die »Blockbil- 
dung«® die andere Seite dar. 


Globalisierung des Militärs - 

die »Weiße Rasse« unter Waffen 
Mit dem Ende des »Ostblocks« und somit 
der Warschauer Vertragsorganisation (WVO 
— bekannter unter dem Namen »Warschauer 
Pakt«) wäre eigentlich die NATO überflüssig 
geworden, da ihr der direkte, potentielle Ag- 
gressor abhanden gekommen war. Bereits 
auf dem NATO-Gipfeltreffen im November 
1991 wurde deutlich, dass die Aufgaben im 
Sinne eines »erweiterten Sicherheitskonzep- 
tes« reformuliert werden sollen.’ 

Im Grunde genommen bestand die Re- 
formulierung in einer zweifachen geogra- 
phischen Ausdehnung bzw. Entgrenzung der 
NATO-Operationen: Zum einen basieren 
die Einsatzszenarien vor allem auf der An- 
nahme von militärischen Operationen aus- 
serhalb des Bündnisgebietes: out of area — 
von der Ausnahme zum Regelfall. Nach 
Scharping habe die neue Doktrin jedoch 
nichts mit einer »globalen« NATO zu tun. 
Schließlich geht es um die Interessen der 
USA und der EU. Die Schlußfolgerung ist 
deutlich: »Entweder wir treten krisenhaften 
Entwicklungen dort entgegen, wo sie entste- 
hen. Oder wir müssen deren Folgen in Kauf 
nehmen, mit dem Risiko eines Übergreifens 
auf das Bündnisgebiet.«* Die Interessen der 
EU und der USA eröffnen weitreichende 
Tätigkeitsfelder.” Zum anderen werden neue 
Mitglieder aufgenommen wie zuletzt Polen, 
Ungarn und die Tschechische Republik am 
ı2. März 1999. Damit wurde vor allem der 
GUS deutlich gemacht, dass sie immer weni- 
ger zu melden hat. Zudem wird militärisch 
vollzogen, was das ökonomische Hauptziel 
ist: eine möglichst große, stabile Freihan- 
delszone Europa. 

Die NATO setzt »die Weiße Rasse« unter 
Waffen, mandatiert sich selbst für die Durch- 
setzung der »Neuen Weltordnung«, die inhalt- 
lich vor allem von den USA und Westeuropa 
diktiert wird. Aus dieser »Neuen Weltord- 
nung« soll niemand ausbrechen oder sie in 
Frage stellen können. Für Europa soll im 
Zuge dieser Tendenz eine eigene »Europäi- 
sche Sicherheits-und Verteidigungsidentität« 
(ESVI) über eine Stärkung der »Westeu- 
ropäischen Union« (WEU)" ausgebildet wer- 
den, deren Konkretisierung ım Laufe des 
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Angriffskrieges erneut auf die Agenda ge- 
setzt wurde. Das globalisierte Militär der 
NATO mutiert zum Leviathan der Weltin- 
nenpolitik, indem sie mit der »Lizenz zum 
Töten« ein klassisches Souveränitätsrecht 
von Staaten wahrnimmt. '' 


Die Ökonomie des Krieges - 

Rambouillet und M.A.. 
Jedes zu Schrott gefahrene Auto, jede am ı. 
Mai zerborstene Schaufensterscheibe, alles, 
was Neuanschaffungen notwendig macht, 
wirkt positiv auf das Bruttosozialprodukt, ist 
also gut für die Wirtschaft. Kriege gleichen 
demnach kleinen Wirtschaftswundern — vor 
allem für diejenigen, die sie gewonnen ha- 
ben. Sie beglücken eben nicht alle gleich- 


mäßig. Was aber sagen Zahlen aus, die auf 
einen steigenden Dow-Jones-Index nach 
Kriegsbeginn, auf zu erwartende enorme 
Gewinnspannen des militärisch-industriel- 
len Komplexes, auf fette Aufträge für die Fir- 
men der siegreichen Staaten hinweisen? Im 
Grunde genommen nur eine Banalität: 
Krieg ist gut für die Wirtschaft. Damit ist 
noch gar nichts erklärt, noch keine Ursache 
für den Krieg gegen Jugoslawien benannt. 
Im Gegensatz zum »klassischen« Impe- 
rialismus geht es nicht nur um eine bloße 
Ausbeutung der Rohstoffe und Arbeitskräfte 
oder des Absatzmarktes des angegriffenen 
Landes. Der Angriffskrieg gegen Jugoslawien 
erscheint in einem anderen Licht, wenn er 
zu anderen Prozessen der neuen »Weltord- 
nungspolitik« in bezug gesetzt wird. Hier ist 
vor allem das Multilaterale Investititonsab- 
kommen (M.A.I.) zu nennen. Es verdeut- 
licht die neuen Methoden des Kapitalismus: 
Es geht um die Durchsetung einer einzigen 
möglichen Wirtschaftsform, einen Absolu- 
Einfache 
Ausbeutung wird erweitert um die Doktrin 


tismus des Investitionsschutzes. 


des globalen Eigentumsschutzes für transna- 
tionale Konzerne. Was haben die Klauseln 
des M.A.I.'” — wie Investitionsschutz, Schutz 
vor direkter und indirekter Enteignung - im 


»Friedensvertrag« von 


Rambouillet zu 
suchen? Bundeskanzler Schröder gibt ein- 
deutige Antworten: »Die Wahrung der Men- 
schenrechte |...) sind auch für die Wirtschaft 
ein bedeutsames Prinzip: Ohne umfassende 
Freiheiten gibt es keine wirklich freien Märk- 
te.« Und weiter: »Ohne ökologische Nachhal- 
tigkeit und ohne freie Entfaltung der Indivi- 
duen gibt es keine Investititionssicherheit.«" 
Auch für den Bundesverteidigungsminister 
Scharping gehört die Durchsetzung der 
Marktwirtschaft und die »nachhaltig(e) Ver- 
ankerung der südosteuropäischen Staaten in 
die euroantlantischen Strukturen« zu den 
drei Hauptzielen der NATO-Politik.' 

Im kapitalistischen Weltsystem stehen 
sich militärisch nicht mehr einzelne Natio- 
nalstaaten gegenüber, sondern mächtige 
Blöcke unter der Hegemonie jeweils eines 
Staates, die in »Sicherheits« — bzw. militäri- 
schen Fragen kooperieren. Was die USA für 
die NAFTA, Japan für ASEAN/AFTA ist 
Deutschland für die EU. Innerhalb der 
NATO haben die USA die eindeutige Hege- 
monialstellung, die auch durch den Ausbau 
der WEU samt GASP nicht wesentlich in 
Frage gestellt wird. 


Was tun? 

Nun wäre es an der Reihe, aus der Analyse 
Schlußfolgerungen für Strategien politischen 
Handelns zu ziehen. Dabei fällt es schwer 
Punkte zu benennen, die nicht schon wäh- 
rend der vergangenen Jahre zu den ver- 
meintlichen Essentials linker, antagonisti- 
scher Politik gehörten. Doch da gerade rund 
um den Kosovokrieg einige dieser Prämissen 
wieder vergessen wurden, sei hier noch ein- 
mal darauf hingewiesen. 

Augenscheinlich ist, dass eine Parteinah- 
me entlang nationalstaatlicher Grenzen kei- 
nen Sinn mehr macht. Es müssen viel mehr 
jene unterstützt werden, die aus dem Krieg 
desertieren, aus der herrschenden Logik aus- 
brechen, sich verweigern und gleichzeitig 
etwas Neues aufbauen. Eine Solidarisierung 
muß an der Basis verlaufen, und zwar mit 
jenen Kräfte, die die Reproduktion von 
Macht- und Herrschaftsmechanismen nicht 
mitmachen: also keinen Schwerpunkt auf 
die Teilnahme an den bestehenden Verwal- 
tungsstrukturen setzen; ihre Entscheidungen 
und Ein- sowie Ausschlußmechanismen, 
nicht gemäß »nationaler« Kriterien bestim- 
men und nicht auf rein durch »Volks- 
zuhörigkeit« bestimmte Kollektive setzen, 
ihr Handeln nicht gemäß den Regeln der 
kapitalistischen Verwertung bestimmen und 
es auch nicht — wie viele NGOs — unterbe- 
zahlt zur Elendsverwaltung in den Dienst 
der Herrschenden stellen usw. Dabei gilt es, 
sich davon zu verabschieden auf die ehema- 
ligen Transmissionsriemen des Willens der 
»Arbeiterklasse« (Parteien und Gewerkschaf- 
ten) zu schielen und von ihnen (klamm- 
heimlich) Reformen zu erhoffen; dem Dis- 
kurs der vermeintlichen Universalisierung 
der Menschenrechte und der »Welt ohne 
Grenzen« (für Kapital und Waren) muß die 
Universalisierung und damit Verallgemeine- 
rung individueller Rechte sowie die grenzen- 
lose Welt für Menschen gefordert werden. 
D.h. zum Beispiel das Recht auf eine men- 
schenwürdige Existenz für alle Menschen 
(1.500,-— DM + Miete) und offene Grenzen 

. einige der genannten Punkte werden in 
diesem Heft angeschnitten, andere werden 
sicher folgen. Dies ist weder der Anfang 
noch das Ende der Debatte. Der Weg ent- 
steht beim Laufen 
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Das Bad Godesberg der 
G68Ser-Generation auf dem Balkan 


Als wir diesen, das Jahrhundert abschlies- 
senden Krieg einen »Krieg der Linken« 
nannten, meinten wir den Krieg der Sozial- 
demokratien, der müden politischen Linken 
des 20. Jahrhunderts, die mehr schlecht als 
recht zu ihrer Verabredung zur Jahrhundert- 
wende angekommen ist (jene der Schröders, 
D’Alemas, Blairs und Clintons). Es schien 
fast so, als ob »unsere« Linke, die »neue«, 
aus '68 entstandene davon nicht weiter 
berührt worden wäre und ohne größere 
Verantwortung auf diesen Niedergang und 
dieses Massaker schauen könne. 


Und zum Teil ist es so. 


Aber nicht ganz. Denn wenn es auch stimmt, 
dass die europäischen Sozialdemokratien 
und jene merkwürdige Linke, die die US- 
amerikanischen liberals repräsentieren, dem 
Krieg die Staatsapparate (Regierungen, Mi- 
nister und Armeen) zur Verfügung gestellt 
haben, so hat »unsere« Linke, oder zu- 
mindest ein nicht unbedeutender Teil da- 
von, die Worte, die Diskurse, die Bilder und 
die Werte — die sie so meisterhaft beherrscht 
—- zur Verfügung gestellt. Wenn die Sozialde- 
mokratien die Hardware des Krieges ge- 
liefert haben, hat unsere Generation von 
»verspäteten Achtundsechzigern« (oder zu- 
mindest ein Teil von ihr) die Software der 
Kriegspropaganda zur Verfügung gestellt. 
Man denke nur an Susan Sontag)', die ja auch 
bedeutende Sachen zu Vietnam geschrieben 
hatte. Oder auch an Michael Walzer, der die 
englischen levellers? zum Modell der »Revo- 
lution der Heiligen« erhoben hatte, und der 
in Exodus und Revolution ein unübertroffe- 
nes Profil des revolutionären Ideals als Weg 
in Richtung des Woanders gezeichnet hatte 
und der heute die NATO-Bombardements 
als postmodernes Surrogat des Tyrannen- 
mords legitimiert. Oder denken wir, um 
etwas näher bei uns zu bleiben, an die Meta- 
morphose eines. Fischer, den abgefederten 
Bellizismus desselben Cohn-Bendit, oder 
den beständigen Aufruf - sei er auch gequält 
— zur »humanitären Einmischung« seitens 
Adriano Sofri’. Oder auch, um auf noch 
erbärmlichere Ebenen hinabzusteigen, der 
niederträchtige Angriff von Enrico Deaglio' 
gegen den armen Ennio Remondino‘, schul- 
dig den humanitären Charakter der Bom- 
ben, die auf ihn hinabregneten, nicht zu 
erkennen. 

Um es vulgär auszudrücken: Wenn dieser 
Krieg einerseits das extreme Andocken der 
Sozialdemokratien an einen prinzipienlosen, 
globalisierten Realismus darstellt, so ist er 
andererseits das Bad Godesberg‘ der ‘68er. 
Der Augenblick und die Gelegenheit ihrer 
(Um-)Wandlung vom antisystemic move- 
ment zur Ideologie der Legitimation des Be- 
stehenden. 

Ein in vielerlei Hinsicht schulbuchhaftes 
Beispiel ist (si parva licet ...) das Editorial 
der La Stampa vom 29. April mit dem Titel 
»Den Krieg denken«, geschrieben von Gianni 
Riotta. Riotta kommt aus unserer Ecke, er 
hat lange in ı. MANIFESTO gearbeitet, seine 
»amerikanische« Kultur geht auf die Sechzi- 
ger zurück, auf das Free-Speach-Movement, 


auf die schwarze Revolte, die Ablehnung des 


Vietnamkrieges. Seitdem hat er viele Kom- 

promisse geschlossen, aber er war jener Kul- 

tur auf gewisse Weise treu geblieben. Heute 

schreibt er, dass Krieg »total« sein muss, zur 

unwiderruflichen Niederlage des Feindes 

führen muß (»Entweder ist Milosevic geschla- 

gen oder die Balkankrise wird schlimmer wie- 

derkehren«); er betrauert, dass »wir Europäer 
nach einem halben Jahrhundert Frieden, den 

Krieg nicht mehr denken können«, und 
schließt daraus »wer außerstande ıst, an den 
Krieg zu denken, kann schwerlich an den Frie- 
den denken, wenn der Frieden zurückkehrt«. 
Dieser Abgesang untermauert auf seine Wei- 
se die schreckliche und zugleich treffliche 
Diagnose von Claudio Magris: Es ist das 
Ende jener »langen Ära, in der die Welt ... 
den Krieg fürchtete, an der eigenen Haut 
erfahren hatte, was er bedeutete ... und jede 
Anstrengung unternahm, um ihn zu verhin- 
dern«. Es handelt sich um den Bruch des 
Tabus des Krieges dieses merkwürdigen Eu- 
ropa, das in dem Moment seiner Entstehung 
die einzige sinnvolle Lehre, die es in diesem 
verrückten Jahrhundert hatte geben können, 
zurückweist: »Nie wieder Krieg«. Und es 
beunruhigt, dass dies nicht einem Ruf aus 
der Vergangenheit entstammt, nicht von den 
Nostalgikern ä la Fini‘, nicht aus dem hei- 
matfixierten Neonationalismus von Forza 
Italia’ und auch nicht aus dem ethnischen 
Neochauvinismus der Lega'", sondern von 
den ersten Bewohnern des globalen Raums, 
einst frei und tolerant. Was ist geschehen? 

Die erste Antwort, die mir einfällt, ist die 
der »Prüfung«: Die Auswahl der Eliten der 
Generation. In einem harten Interview im 
CORRIERE DELLA SERA des 10. April ließ der 
in der US-Administration noch sehr einfluss- 
reiche Zbignew Brzezinski verlauten, dass der 
Balkankrieg in Wirklichkeit ein »entschei- 
dender Test« geworden war, um herauszufin- 
den, »welche in ihn verwickelten Länder 
ernsthaft und welche weniger ernsthaft seien«; 
er sprach von »Gewichtigkeits- und Entschie- 
denheitstest«, von »Zuverlässigkeit und Vor- 
rangigkeit«, darüber hinaus von der »norali- 
schen Schuld und politischen Feigheit der 
Leute, die heute von Verhandeln reden«. 

Ich habe den Eindruck, dass dieses Krite- 
rıum, das für Staaten und Regierungen, auch 
für'die privaten Bürger gilt: Dieser Krieg fun- 
ktioniert wie eine Art »Prüfung«, um die 
Bestimmung und das Recht der Einzelnen 
zu ermitteln, zur »herrschenden Klasse« zu 
gehören. Als ein »Gewichtigkeits- und Ent- 


schiedenheitstest« ın jedem Bereich: in der 
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Politik, aber auch in der Welt der Informati- 
on, in den Redaktionen der Zeitungen und 
Fernsehanstalten, im Verlagswesen, 


Wissenschaft und der Sozialforschung und 


vielleicht sogar in der Gewerkschaft und der 


Universität. Am Krieg werden Treue und 


»Zuverlässigkeit« gemessen, alte und neue 


»Einschlüsse« definiert. 

Wer aus den Achtundsechzigern stammt, 
weiß das aufgrund der eingefleischten Ge- 
wohnheit für Misstrauen und Sarkasmen zu 
büfsen. Er weıl$ sich einer »Erbsünde« schul- 


dig, die er noch nicht ganz gesühnt hat: 
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damals gegen den 


ersten Krieg gewesen zu 
sein, den der Westen verloren hat, und der- 
art radikal und extrem dagegen gewesen zu 
sein, sich de facto »außerhalb« jenes Gesell- 
schaftsmodells positioniert zu haben. Wel- 
che günstigere Gelegenheit kann es heute 
geben, um dies wieder ebenso extrem rück- 
gängig zu machen, wenn man es bisher noch 
nicht getan hat? Um den letzten Zug der 
endgültigen Rückkehr nach Hause zu neh- 
men? Indem man eben dahin zurückkehrt 
wo man angefangen hatte: zu einem Krieg, 


zu einem gänzlich »westlichen« Krieg, zu 


einem Krieg auf unserem Boden, in Europa. 
So könnte dieser Krieg als Initiationsritus' 
wirken — die Zustimmung zu seinen »Grün- 
den« als waschechte Initiation für die gesell- 
schaftliche Wiederaussöhnung -, durch die 
eine verlorene Generation das eigene Vater- 
land sowie die Verortung und den Status, 
der ihr in dieser zusteht, wiederfindet? 

In einem harten und verzweifelten Buch 
Namens »Lettre ouverte a mes amis qui sont 
passees du col Mao au Rotary«'* denunzierte 
Guy Hocquenghem vor nunmehr zehn Jah- 
ren seine Altersgenossen als die »legion du 
deshoneur, les decores du volteface«'‘, und 
zeigte die Verleugnung als die eigenste Form 
jener Generation auf. Eine Trutzburg des 
hyperpolitischen Charakters Frankreichs. 
Oder vielleicht konnte er das gesamte Reper- 
toire der sich zu vollziehenden Metamor- 
phose gerade deshalb ein Jahrzehnt früher 
voraussehen, weil er durch die Situation als 
Homosexueller auf das eigene Anderssein 
festgelegt war und ihn die unheilbare Krank- 
heit, mit der er sich angesteckt hatte, an die 
Vergangenheit fesselte (herausragend ist das 
den Neulingen des Antipazifismus gewidme- 
te Kapitel, die zu Zeiten Mitterrands gegen 
Greenpeace das gesamte polemisch-mani- 
pulatorische Instrumentarium einsetzten, so 
wie nur ex-gauchistes es tun konnten). 

Doch vor allem bot er uns einen dünnen 

Faden, um die Gründe dieser Berufung - 
mehr historische und politische, als anthro- 
pologische - zu entziffern, indem er aufwarf, 
dass sich jene Generation »zu weit hinaus« 
gewagt hatte, um sich eine normale Rück- 
kehr erlauben zu können. Sie war in der 
eigenen Ablehnung »zu weit« gegangen, um 
eine Wiederaussöhnung versuchen zu kön- 
nen, die kein Abschwören wäre. Oder jeden- 
falls eine Wiederaussöhnung die nicht große 
»öffentliche« Gesten mit sich brächte, aufse- 
henerregende Riten des Übergangs zur »Rei- 
fe«, ebenso spektakuläre Wenden, wie Jene, 
die die Kritiker der »Gesellschaft des Spekta- 
kels« in ihrer ausschweifenden Jugend be- 
gangen hatten. 

Das Argument ist bestechend, aber es 
kann das, was geschehen ist, nicht vollstän- 
dig erfassen. Es erklärt uns die Grenzüber- 
tretungen in den unteren Ebenen, oder die 
langsamen Wandlungen im journalistisch- 
intellektuellen Apparat (Lucia Annunziata'', 
Gianni Riotta oder auf der anderen Seite 
Glucksmann ..., die ihre Reise auf die ande- 
re Seite ohnehin schon vor geraumer Zeit 


vollzogen hatten). Doch es erklärt uns sicher 


nicht Sofri, aber auch nicht Deaglio oder 
Cohn-Bendit. Vielleicht müßte man einen 
zweiten Analysestrang zur Seite stellen, der 
tiefer im Statut der ’68er-Erfahrung selbst 
und an ihren ursprünglichen Aporien' liegt. 

In Wirklichkeit ist '68 so großzügig in der 
Artikulation des eigenen kritischen Bildes 
der konstituierten Gesellschaften gewesen, 
wie faul im Gedanken an die Mittel und 
Kräfte des eigenen Vorgehens. '68 hat Spra- 
chen, Worte und Bilder, Stimmungen und 
bis dato unbekannte Verhaltensweisen her- 
vorgebracht, aber eben keinen »neuen Weg«, 
um sie umzusetzen und keinen »histori- 
schen Korpus«, um sie in Aktion zu verwan- 
deln. Es hat die Imagination an der Macht 
theoretisiert, aber nie die Macht der Imagi- 
nation verwirklicht. Und als es darum ging, 
Kräfte zu messen, hat es sich — eine Todsün- 
de für den, der »Revolution« sagt — mit der 
Tradition zufrieden gegeben, die ihm das 
bereits ausgehende Jahrhundert als Erbe 
zurückließ: dem Mythos der Arbeiterklasse, 
für jene die »weiter hinaus« schauten, chine- 
sische Bauern oder für die Vorstellungsrei- 
cheren und Profis die Verführung des Infor- 
mationssystems. Im Grunde hat sich ’68 mit 
den Machtsystemen »der Anderen« zufrie- 
den gegeben: mit der zur »Klasse« geworde- 
nen Kraft der Arbeit oder mit der Kraft der 
zur »Industrie« gewordenen Worte. Um 
dann festzustellen, dass die Arbeiterklasse 
im Aussterben begriffen ist und dass die 
Industrie die Worte in einen rein produkti- 
ven Faktor verwandelt, ihrer bestechenden 
Faszination beraubt, die sie noch besaßen, 
als sie formal »frei« waren. Und dann hat 
sich ’68 — zumindest der Teil, der sich nicht 
auf eine »sanfte« Kritik der »Macht« (auf 
eine Rolle »zweitrangiger Zeugen«) zurück- 
zog, sondern den Mythos weiter verfolgt — 
auf das traditionellste aller Machtsubjekte 
des Jahrhunderts gestürzt: auf den Staat, auf 
seine beruhigende Fähigkeit, sich weiterhin 
mit der nötigen Schnelligkeit im System der 
globalen Mächte - in dem alles andere aus- 
radiert oder niedergedrückt und unsichtbar 
gemacht wird - zu bewegen. 

Dies würde den Weg erklären, den jener 
Teil genommen hat, der stärker mit der 
kommunistischen Tradition verbunden ist. 
Mit ihrer zwanghaften Suche nach dem 
»Subjekt« (im Singular), verstanden als Be- 
dingung, um an der »universellen Geschich- 
te« teilzunehmen: Ein mögliches, aber nicht 
zwingendes Resultat der »Autonomie des 


Politischen« von Tronti', der Mythologien 


der »hohen Politik« in der Epoche der 
Erschöpfung der Politik. Doch vielleicht 
würde dazu auch eine andere mögliche Vari- 
ante des »militärischen Weges« der Transfor- 
mation passen: Jener, der den Wirren der 
späten 60er mit einer Art »ethischem Drang 
zum Richten« und »nicht zu widersprechen- 
dem Aktivismus« begegnete. 

Diese »ungeduldige« und »radikale« See- 
le der Bewegungen, die die Edelmütigkeit 
der eigenen Ziele für eine selbstgenügende 
Rechtfertigung jeden eigenen Mittels (über 
das auch nicht lange nachgedacht wurde) 
gehalten hatte, solange dieses die kollektive 
Aktion ermöglichte; die die Passivität für die 
einzige echte Todsünde gehalten hatte und 
heute in den Stealth-Bombern und Cruise 
Missiles den einzigen Weg sieht, um nicht 
»zuzuschauen«. Jener Teil von uns hatte ın 
der »Legalität« eine unnütze Befangenheit 
für die eigene »Ungeduld« gesehen - ein for- 
males Hindernis für die Verwirklichung der 
eigenen »Werte« — genauso wie er heute im 
internationalen Recht und den verfassungs- 
rechtlichen Normen ein lästiges Hindernis 
für den eigenen sehnlichen Wunsch nach 
dem »Eingreifen« sieht. Dieser Teil der '68er- 
Linken ist in ihrer damaligen Seele »inter- 
ventionistisch« gewesen (als sie sich vor- 
machte, dass es die »Völker« seien, die 
intervenieren); sie ist heute interventioni- 
stisch, wenn die Armeen die einzigen schei- 
nen, die intervenieren können (und es wird 
sich vorgemacht die Armeen könnten den 
»Völkern« helfen). 

Alle diese Bruchstücke des Weges zum 
Krieg zusammengenommen zeigen uns eine 
»Ruinenlandschaft« (jede für uns nicht 
akzeptable Position kehrt als Leerstelle, als 
ungelöstes Problem Und alle 
zusammen zwingen sie uns zu einem Kraft- 
akt gegen die mentale Faulheit. Wenn wir 
diese Knoten nicht lösen werden können — 
unsere vergangene Identität, aber vor allem 
unsere Möglichkeit, in der Zukunft mit 
nicht-destruktiven Mitteln unserer eigenen 


zurück). 


Identität wieder agieren zu können — dann 
wird die Diaspora, die wir heute erleben 
können, endgültig werden. Und das Käst- 
chen »Linke« wird in der imaginären Topo- 
grafie des 21. Jahrhunderts leer bleiben. 


MARCO REVELLI 
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Anmerkungen 

US-amerikanische »new intellectual« und Autorin zu 
Themen wie pornographische Literatur, faschistische 
Ästhetik, Fotografie, AIDS und Revolution. Sontag hat 
auch einige Romane und Kurzgeschichten veröffentlicht. 
Die englischen Levellers (Gleichmacher) waren eine 
Gruppe um JoHn LILBURNES (1618-1657), die sich als 
Radikaldemokraten für ein »Kopfwahlrecht« im ersten 
Rätesystem (1647) einsetzten, aber dennoch am Prin- 
zip des Eigentums festhielten. Sie vertraten eher eine 
Demokratie aus Kleineigentümer. Weiter stellten sie 
das Widerstandsrecht als Naturrecht über ein positi- 
ves, gesetzliches Recht. 1649 wurde die eher theoreti- 
sche Bewegung zerschlagen. 

Ehemaliges Leitungsmitglied der linksradikalen Orga- 
nisation »LOTTA CONTINUA«, sitzt seit einigen Jahren 
aufgrund eines juristischen Konstruktes und eines 
Schauprozesses wegen Beiheilfe zum Mord (an einem 
Polizisten in den 70ern) im Knast. Er sprach sich für 
die NATO-Bombardements aus und bescheinigte den 
italienischen Soldaten sogar ein besonderes »Feinge- 
fühl«, das man daran erkenne »wie sie kosovarische 
Kinder im Arm halten«. 

Italienischer Journalist, der eine wichtige Rolle in der 
'68er-Bewegung spielte. 

Reporter des staatlichen italienischen Fernsehen RAI 
in Belgrad während des Krieges. Er lehnte den Krieg 
ab und zeigte die Folgen für die Zivilbevölkerung auf. 
In Bad Godesberg gab sich die SPD im November 1959 
ein neues Grundsatzprogramm, das den endgültigen 
Abschied von einer Arbeiterpartei hin zu einer »Volks- 
partei« markierte, die die »Realitäten« der politischen, 
sozialen und v.a. ökonomischen Verfaßtheit der BRD 
akzeptiert und diese mitzutragen bereit ist. Vor allem 
bekannte sich die SPD ausdrücklich zur »sozialen 
Marktwirtschaft« und zur »Landesverteidigung«. 

Linke Tageszeitung, 1969 von Rossana ROSsANDA und 
Luisı PınTor als Gruppe und Zeitung gegründet. 
Vorsitzender der in ALLEANZA NAZIONALE umgewan- 
delten ehemaligen faschistischen Partei MSI. 

Partei des Medienzaren und Ex-Staatschefs Silvio Ber- 
lusconi. 

Parteiähnliche wohlstandschauvinistische, rassistische 
und regionalistische Wahlbewegung in Norditalien. 
Ein Ritual, das symbolisch den Übergang in eine neue 
Lebensphase und die Aufnahme in die neue Gemein- 
schaft darstellt. 

»Offener Brief an meine Freunde, die von Mao zum 
Rotary Club übergetreten sind« 

»Die Legion der Ehrenlosigkeit, die Aushängeschilder 
unter den Wendehälsen« 

Journalistin, die verschiedene poltische TV-Program- 
me geleitet hat und Direktorin der Nachrichten- 
sendung TG3, des dritten (links-dominierten) staatli- 
chen Fernsehprogramms RAI 3 war. Sie lebt heue in 
Moskau. Einst politsch links, hat sie eine schrittweise 
Wandlung vollzogen. 

Unsicherheiten und Probleme für die es scheinbar kei- 
ne Lösung gibt. 

Mario Tronti ist ein wichtiger Theoretiker des Operais- 
mus, Mitbegründer der »QuADernı Rossı«, Rote Hefte, 
1961 in Turin. Eine Zeitschrift der neuen Linken Italiens, 
marxistische Ausrichtung bei Forderung nach Arbeiter- 
autonomie. Die von Arbeiterkadern unterstütze Gruppe 
von Intelektuellen baute ein Netz von Interventionen 
und Untersuchungen in den Fabriken Norditaliens auf, 
erst an Seiten der Gewerkschaften, aber schon 1962 mit 
unabhängigen Strukturen. Als Subjekt wird der traditio- 
nelle Fabrikarbeiter verstanden. 1963 spaltete sich Mario 
Trontı mit einer Gruppe ab und gründete die operaisit 
sche Zeitschrift und Gruppe »CLAssE OPERAIA«, Arbei- 
terklasse, die 1964-65 erschien. Sie widmeten sich dem 
Problem der politischen Organisation der Arbeiterklas- 
se, debatierten theoretische und praktische Interventio 
nen des Organisationsaufbaus. 
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Den zumeist kriegspropagandistischen 
Diskursen um Geschlecht und Krieg im 
sogenannten Balkan-Konflikt eine feministi- 
schen Position entgegenzusetzen, ist keine 
dankbare Aufgabe, ohne zu der platten 
Schlußfolgerung zu kommen, daß die Opfer 
dieser militärischen Auseinandersetzung in 
der Mehrheit Frauen sind. Das sind sie in 
jedem Krieg und erklärt weder die Spezifik 
dieses Konfliktes, noch die Funktion von 
Geschlecht innerhalb desselben. Genauso 
wenig ist die eingleisige Frauen-sind-Opfer- 
Feststellung davor gefeit, von der medialen 
»neuen Kriegsordnung« instrumentalisiert zu 


werden. 


Mit der Konstruktion des Soldatenberufes 
wurde das Militär in der Konstituierungspha- 
se des bürgerlichen Nationalstaates der Neu- 
zeit zu einer konstituierenden Institution für 
die binäre und hierarchische Ausdifferenzie- 
rung der Geschlechter. Dieses Verhältnis wird 
auch heute von den Streitkräften, die v.a. im 
Rahmen supranationalen Allianzen wieder zu 
der Institution für die Durchsetzung außen- 
politischer Interessen geraten, ständig erneut 
reproduziert. 


Heterosexismus und die 
»corporate identity« des Soldaten 

Der britische Psychologe Norman Dixon ver- 
weist im Zusammenhang mit dem Stellen- 
wert von Männlichkeitskonstruktionen in 
militärischen Organisationen auf den Ge- 
brauch von Weiblichkeitsmetaphern zur Ab- 
wertung männlicher Soldaten, auf eine gro- 
teske Betonung heterosexuellen Verhaltens 
sowie auf eine auffallende und profunde Ab- 
lehnung »nicht-weiblicher« Frauen seitens 
des Militärs. Auch in der US-Armee, in der 
Genderideologien am meisten unter Be- 
schuß geraten sind, gilt nach wie vor das 
Homosexualitätsverbot. Insgesamt hat die 
Öffnung der Armeen für Frauen bisher in 
allen Ländern zu erheblichen politischen 
und juristischen Debatten sowie internen 
Unruhen geführt. Der weibliche Soldat, so- 
fern er nicht in »klassischen weiblichen« Be- 
reichen wie dem Sanitätsdienst oder der Ver- 
waltung bleibt, stößt in aller Regel auf 
heftige männliche (mitunter auch weibliche) 
Vorbehalte. Die Skepsis bezieht sich in erster 
Linie auf die dadurch ausgelöste Verwirrung 
der Geschlechterordnung, was auf die Be- 
deutung einer bestimmten Definition von 
Männlichkeit ın der Aufrechterhaltung eines 
soldatischen Selbstverständnisses und der 
»corporate identity« von Soldaten verweist. 


Gewaltverbot für Frauen 
Die US-amerikanische Theoretikerin Judith 
Butler stellte fest, dass die männliche und 
weibliche Position durch »prohibitive Ge- 
setze«' begründet werden, die Geschlechtsi- 
dentitäten erzeugen. Eines dieser prohibitiven 
Gesetze kann im Waffen- und Gewaltverbot 
für Frauen gesehen werden. Die israelischen 
Streitkräfte halten beispielsweise weibliche 
Soldaten inzwischen aus Gefechtssituationen 
heraus, da sie die Erfahrung machten, dass 
eine tote Soldatin neben sich, die männlichen 
Armeeangehörigen derart paralysiert, dass sie 


nicht mehr weiter kämpfen wollen. James 


McBridge, der ein Buch über Gendermange- 
manent im Golfkrieg geschrieben hat, geht 
davon aus, dass Frauen in den Streitkräften 
die psychische und kulturelle Dominanz 
weißer, heterosexueller Männer, die unsere 
Sozialordnung sowie die internationale Ord- 
nung bestimmen, untergraben. 


Geschlechterordnung und »Ernstfall« 

In akuten militärischen Auseinandersetzun- 
gen manifestiert sich die soziale Wirkmäch- 
tigkeit der hierarchischen Geschlechterkon- 
struktionen noch stärker. Das zeigt sich in 
Phänomenen wie Vergewaltigung als Kriegs- 
strategie und in der Militärprostitution. Auf 
der anderen Seite werden Frauen und Weib- 
lichkeit für propagandistische Zwecke ins- 
trumentalisiert. Die Frau gerät zur Metapher 
für das Opfer, das es vor dem jeweiligen 
»Feind« zu beschützen gilt. Dem Feind sei- 
nerseits wird eine Zerstörungs- bzw. »Verge- 
waltigungsnatur« zugeschrieben, um ihn 
medial bekämpfen zu können. Gleichzeitig 
wird die zu verteidigende Nation zur Opfer- 
nation stilisiert und feminisiert. 


Sexualisierte Gewalt 

als Kriegsstrategie 
Krieg ist nicht einfach die Eskalation indivi- 
dual-psychologisch angelegter Gewaltphan- 
tasien, sondern eine hochgradig strukturier- 
te Aktivität. Im Sinne militärischer Effizienz 
ist die Kontrolle von Aggressionen und die 
Ritualisierung der Gewalt erforderlich. Diese 
Ritualisierung erfolgt häufig über Sexualisie- 
rung. So wurden Soldaten des guatemalteki- 
schen Militärs während der militärischen 
Aufstandsbekämpfung in den 80er Jahren, 
vor Einsätzen gegen die Zivilbevölkerung 
und Massakern »Snuff-Videos« (Gewaltpor- 
nos) gezeigt. Ein beliebter kleiner, makabrer 
Reim US-amerikanischer Soldaten lautet: 
»This ist my rifle, this ist my gun, one ıs for 
killing, the other is for fun«. 

Die Militärprostitution, häufig Zwangs- 
oder Armutsprostitution, die von Armeen 
im Umkreis ihrer Stützpunkte organisiert 
wird und sich meist der Körper von Frauen 
des besetzten Landes »bedient«, ist ein wei- 
teres Beispiel für die Struktur sexualisierter 
Ritualisierung von Gewalt. Cynthia Enloe 
stellt die Frage, wie die Streitkräfte im Zeit- 
alter der Globalisierung die Geschlechterver- 
hältnisse zu ihren Zwecken formen, nutzen, 
forcieren und vor allem exportieren. Die 
Militärprostitution spielt hierbei eine zen- 


trale Rolle. Enloe spricht von der Konstitu- 


ierung einer »militärischen Internationalen 
mit genderpolitischem Gewicht«. Angesichts 
der weltweit stattfindenden UNO-Einsätze, 
neuerdings ersetzt durch NATO-Einsätze, ist 
dabei im Besonderen auf den Austausch und 
die Wechselwirkung von Genderkonstruk- 
tionen zu verweisen. Streitkräfte nehmen ıh- 
re Vorstellungen von Männlichkeit und 
Weiblichkeit und des adäquaten Verhältnis- 
ses der Geschlechter mit ins Einsatzgebiet 
und wirken dort auf die Geschlechterver- 
hältnisse ein. So wurden von UN-Truppen 
in als friedensschaffend oder friedenserhal- 
tend deklarierten Einsätzen Feldbordelle 
eingerichtet, wie beispielsweise vom franzö- 
sischen Kontingent in Kambodscha. Der 
UNO-Einsatz verwandelte Kambodscha von 
einem quasi AIDS-freien Land in eine AIDS- 
Hochburg. Auch aus anderen Einsatzszena- 
rien sind Eingriffe in die sozio-sexuelle 
Situation des Landes durch UNO-Truppen 
bekannt. Im Rahmen des Einsatzes von UN- 
Schutztruppen in Bosnien hatte sich UN- 
General MacKenzie wegen der Vergewalti- 
gung an vier muslimischen Mädchen in 
Sarajevo zu verantworten und niederländi- 
sche Militärs mußten Srebrenica verlassen, 
nachdem öffentlich wurde, dass sie bosni- 
sche Frauen vergewaltigt hatten. 

Außerdem scheint während des Kriegsge- 


schehens im Ausland der Gang zur Prostitu- 
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ierten moralisch weitaus legitimer als in 
»Friedenszeiten« im eigenen Land. So be- 
richtete die BıLD-Zeitung, dass die besorgte 
Mutter eines in Albanien stationierten Bun- 
deswehrsoldaten ihrem Sohn ohne Zögern 
Kondome schicken wollte, nachdem er, 
emotional bestürzter als sie, von Bordellen 
rund um den Militärstützpunkt und min- 
derjährigen albanischen Mädchen, die ihm 
Sex anboten, schrieb. Ficken gehört sozusa- 
gen zur Reproduktion des militärischen 
Körpers wie das Säubern und Warten der 
Waffen. In »Friedenszeiten« ist dann wieder 
die »Frau des Soldaten« für die notwendige 
sexuelle Reproduktion zuständig. Militär- 
prostitution (aber auch der Ausschluß von 
Homosexuellen und bislang auch noch weit- 
gehend der Frauen) zeigt, »daß sich das 
Militär nicht nur als nationale Verteidigungs- 
macht definiert, sondern sich selbst auch als 
Symbol der heterosexistischen Werte einer 
Nation betrachtet« (McBridge). 


Viktimisierung und Feminisierung 
Im Mediendiskurs der NATO-Staaten wäh- 
rend des Kosovo-Krieges tauchten Frauen 
und Weiblichkeit in Berichten und Bildern 
fast ausschließlich als Sinnbild für die kosova- 
rischen Flüchtlinge, Opfer der »Barbarei« der 
serbischen Armee auf, als entindividualisierte 
Massenvergewaltigte oder als leidende Mütter 
mutiger Bundeswehrsoldaten, die ihren Söh- 
nen, Tränen in den Augen, Päckchen mit Sala- 
mi und dem Playboy schicken. Frauen sind 
generell Sinnbild für die Opfer im Kriegsge- 
schehen, weil ihnen im Nationalstaatskonzept 
die Rolle der biologischen und kulturellen 
Reproduzentin der Nation, die der »Essenz 
eines Volkes« zugeschrieben wird. Innerhalb 
dieser Logik sind sie nicht nur als Gruppe 
oder individuell Opfer eines Krieges, sondern 
Chiffre für die erfolgreich besiegte »Feindes- 
nation« oder für das »Opfervolk«. Für zweite- 
res war ebenfalls die Repräsentation der koso- 
varischen Bevölkerung in den westlichen 
Medien beispielhaft. Die Feminisierung der 
Flüchtlinge verband sich mit den ethnisieren- 
den Berichten über die »clanartigen« Großfa- 
milienstrukturen der AlbanerInnen zum My- 
thos der Opfernation. Die »Clans« würden 
nicht als eine Form sozialer Organisierung, 
sondern als Stereotyp von Anachronismus 
und Rückständigkeit präsentiert, als ländlich, 
traditionalistisch, staatsfern. Gegenüber dem 
modernen, fortschrittlichen Westen nahmen 
sie die Position des Weiblichen ein, das es zu 


»beschützten« galt. 
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»Massenvergewaltigung«: 

wirkungsvollstes Instrument 

medialer Kriegsführung 
Im September 1992 veröffentlichte die Zag- 
reber Frauengruppe Tresnjevka einen Be- 
richt über systematische Vergewaltigungen 
in 16 Internierungslagern Bosniens. Darin 
hieß es: »Das Quälen von Frauen wird im 
übertragenden Sinn ausgeführt (...), die Ra- 
che an der Frau ıst gleichsam eine Botschaft 
von Mann zu Mann.« Der Initiative ging es 
um Hilfe für die traumatisierten Frauen und 
um cine länderübergreifende Frauenfrie- 
densbewegung. Mit der öffentlichen Em- 
pörung, wuchsen zugleich die Bemühungen, 
sie für kriegspropagandistische Zwecke zu 
nutzen. In der Folge wurden systematische 
Vergewaltigungen — Strategie eines jeden 


Krieges — zu Massenvergewaltigungen umge- 


No\diliak-ı 


schrieben, die tatsächlich betroffenen Frauen 
völlig entindividualisiert, und in beispiello- 
ser Weise zu einem der wirkungsvollsten In- 
strumente medialer Kriegsführung gemacht. 
Berichte über die Vergewaltigung bosnischer 
Frauen durch serbische Truppen sollten die 
USA zu Eingreifen bewegen. Vergewaltigun- 
gen durch kroatische Truppen sowie durch 
die bereits erwähnten UNO-Schutztruppen 
durften dagegen kein Thema sein. Die inter- 
nationale Frauensolidaritätskonferenz 1993 
in Zagreb konnte nur stattfinden, weil die 
Organisation sich gerade dieser Auflage 
beugte. 

Auch im Kosovo-Krieg ist es den NATO- 
Staaten vor allem zu Anfang des Angriffs- 
Krieges auf Jugoslawien gelungen, das Thema 
»Massenvergewaltigungen« an Kosovo-Alba- 


nerinnen sowie Massaker und »Massenver- 


treibungen« der kosovo-albanischen Bevölke- 
rung durch die serbischen Streitkräfte auf die 
Tagesordnung zu bringen. Monica Hauser, 
Gründerin von MEDICA MUNDIALE - eine der 
wenigen unabhängigen Nichtregierungsor- 
ganisationen und die einzige, die in Zenica 
(Bosnien) ein Zentrum für Frauen betreibt, 
die Opfer sexualisierter Gewalt wurden — 
erklärte in einem Interview gegenüber der 
feminististischen Zeitschrift AMAZoRA, dass 
es den Erfahrungen aller Kriege zufolge, 
auch im Kosovo zu systematischen Verge 
waltigungen gekommen sein wird. Aller- 
dings habe es aufgrund der Kriegshandlun- 
gen bis vor kurzem keine verlässlichen 
Informationen aus der Provinz geben kön- 
nen. Inzwischen arbeitet MEDICA MUNDIALE 
im Kosovo mit von sexueller Gewalt im 
Krieg traumatisierten Frauen. 


Aus den 


Schlagzeilen ist das Thema jedoch schon 
länger verschwunden. 

Auch in Bezug auf die Flüchtlingsthema- 
tik ging es den Medien der NATO-Staaten 
weniger um Schutz, als vor allem um Vikti- 
misierung und Feminisierung der Fluchtbe- 
wegungen sowie um »Barbarisierung« (Ent- 
menschlichung) des »serbischen Feindes«. 
Nur mit diesen beiden Konstruktionen konn- 
ten die eigenen Angriffe als antiseptische 
Operationen zum Schutz der Opfernation, 
von Computersimulationen kaum mehr zu 
unterscheiden, dargestellt werden. Nachdem 
die NATO versehentlich einen Bus mit koso- 
varischen Flüchtlingen bombardiert hatte, 
erklärte General Clark auf einer Pressekon- 
ferenz, dass es zu dem »Unfall« gekommen 
sei, weil der Bus »out of screen« — also nicht 
auf dem Bildschirm — gewesen sei. Den Pilo- 
ten träfe aus diesem Grund keine Schuld. Es 
handelte sich also um einen »technischen 
Fehler«, nicht um einen Verstoß gegen die 
eigene moralische Legitimierung des An- 
griffskrieges . 

Systematische Vergewaltigungen sind we- 
der zu leugnen noch zu bagatellisieren. Aber 
der Fakt, dass alle fünf Minuten in den USA 
eine Frau vergewaltigt wird, ist für keinen 
der »sanften Krieger« der Zivilisation jemals 
Grund gewesen, um über kollektive- oder 
Massenvergewatigungen in den USA zu 
sprechen. Während man dem serbischen 
»Barbarenkollektiv« die kollektive Planung 
und Durchführung von Vergewaltigungen 
zuschreibt, werden Vergewaltigungen ım 
Falle des Beispiels USA individualisiert, aber 
kollektiv geduldet. »Der Einsatz der Zivilisa- 
tion im Namen des Schutzes der Menschen- 
rechte und Demokratie hatte absolut nichts zu 
tun mit der Sorge um Kosovo-Flüchtlinge oder 
Frauen, außer der Sorge, daß sie weıt weg 
bleiben und weiterhin für die Invasion der 
Demokratie funktionalisiert werden können.« 
(J. K. Langford) 


Gender- und Nationbuilding 

im ehemaligen Jugoslawien 
»Was mich stört ist, daß wir es heute überall ın 
Osteuropa in Wahrheit mit ‚ethnisch gesäuber- 
ten Demokratien zu tun haben«, erklärt BojJa- 
na Pejic, ehemalige Kuratorin des studenti- 
schen Kulturzentrums in Belgrad, in einem 
Gespräch gegenüber der Zeitschrift sPRINGE- 
rın. Das hört sich sehr gewalttätig an und läs- 
st leicht vergessen, daß auch Deutschland — 
ohne den Nationalsozialismus mit der serbi- 


schen oder kroatischen Ethnokratie gleichset- 


zen zu wollen - seit 1945 eine ethnisch gesäu- 
berte Demokratie ist. 

Feministinnen aus dem ehemaligen Ju- 
goslawien haben in den vergangenen Jahren 
immer wieder auf den engen Zusammenhang 
zwischen ethnisch begründeten Nationalis- 
mus, der Militarisierung der Gesellschaft und 
rigiden, hierarchischen Geschlechterkonzep- 
tionen in den postsozialistischen Staaten Ost- 
europas hingewiesen. Das bedeutet mit der 
Analyse im Vorraum der akuten militärischen 
Auseinandersetzung anzusetzen. 

Zarana Papic vom Belgrader Women Stu- 
dies Center (siehe Artikel zu Opposition in 
Serbien) beschreibt in ihrem Text » Violence: 
Eastern Europe« das Nationalstaatskonzept 
mit einer auf extrem patriarchalen Prinzipi- 
en beruhenden Ideologie des ethnischen Na- 
tionalismus als das einflußreichste Konzept 
der postkommunistischen Staatenbildung in 
ganz Osteuropa. Laut Papic sind »verschiede- 
ne Formen ethnischen Nationalismus, natio- 
nalistischem Seperatismus, chauvinistischem 
und rassistischem Ausschluß alter und neuer 
Minderheiten in der Regel eng mit partiarcha- 
len und gewalttätigen Politik-Praxen gegen 
Frauen sowie gegen ihre zivilen und sozialen 
Rechte verbunden, die ihnen unter der kom- 
munistischen Ordnung gewährt waren«. 

Die Abwesenheit von Frauen im politi- 
schen Leben der postkommunistischen Tran- 
sitionprozesse enthülle jedoch auch, so Papic 
weiter, die patriarchale Struktur des kommu- 
nistischen Vermächtnisses, das Frauen zwar 
das Recht auf Arbeit, Bildung, Ehescheidung 
und Abtreibung gab, gleichzeitig jedoch ver- 
hinderte, dass sie als aktive politische Subjek- 
te feministische Forderungen innerhalb der 
Die 


Wirtschaftskrisen seit den $oer Jahren in fast 


bestehenden Ordnung entwickelten. 
allen ehemaligen realsozialistischen Staaten 
Osteuropas, der Abbau sozialer Sicherungs- 
systeme, bei gleichzeitiger Weltmarktöff- 
nung und die zunehmend maskulinisierten, 
neuen nationalen Regierungen führten zu 
einer starken Sexualisierung der Geschlech- 
terverhältnisse und gaben den Weg frei für 
die offene — häufig gewalttätige — sexuelle 
Funktionalisierung von Frauen; in der Pro- 
stitution, dem boomenden Sexhandel, der 
Pornographie und den sich großer Beliebt- 
heit erfreuenden Schönheitswettbewerben. 
Laut Papıic ist die enge Verbindung zwi- 
schen ethnischer und geschlechtsspezifischer 
Gewalt am deutlichsten im Fall des chemali- 
gen Jugoslawien zu beobachten: »Das Ergeb- 


nıs der ersten postkommunistischen Wahlen 
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war der Sieg ethnisch-nationalistischer Partei- 
en mit einem mehr oder weniger offenen pat- 
riarchalen Programm« (siehe Artikel dazu in 
diesem Heft). Das bedeutete Repression ge- 
gen ethnisierte Minderheiten, das Wiederer- 
starken religiöser Institutionen mit konser- 
vativer, frauenfeindlicher Moral, militanten 
Ethnozentrismus und in vielen Fällen die 
Einführung des Abtreibungsverbots. »Ethni- 
scher Nationalismus basiert auf einer aggressi- 
ven Identitäts-Differenzpolitik, in der Frauen 
gleichzeitig zur »Essenz< der Nation my- 
thologisiert« und in verschiedenen Variatio- 
nen von Weiblichkeitsentwürfen »auf ihre 
‚natürliche Zuchtrolle« 
Papic ist der Auffassung, daß als »dominante 


reduziert werden«. 
Nation der serbisch-ethnische Nationalismus 
eine Schlüsselrolle bei den Kriegen in Sloweni- 
en, Kroatien und Bosnien-Herzegowina« spiel- 
te, führt aber gleich danach auch den kroati- 
schen Nationalismus an. 

»Die Serie der Kriege im ehemaligen Jugos- 
lawien ist eine Serie von kulturell, politisch 
und militärisch produziertem Haß (...) vor 
allem entlang der Männer (...).« Sie sind auch 
eine Serie von »rachlüstig gebrochenen Brü- 
derlichkeiten. Nach einem Jahrzehnt voller 
Brudermorde ist es mehr als offensichtlich, daß 
die ehemaligen jugoslawischen Brüder das ein- 
fachste Instrument für eine destruktive Politik 
waren. Milosevic nutzte das imaginierte serbi- 
sche »Trauma« unter Tito als tödlichstes Instru- 
ment gegen alle anderen Nationen.« 

Alle Hoffnungen des titoistischen Jugosla- 
wiens lagen in einer multinationalen, mul- 
tiethnischen und multikonfessionellen Föde- 
ration. Diese Hoffnung wurde durch ein 
einziges, maskulin dominiertes, Identitäts- 
Differenz-Prinzip vital gehalten, das mit dem 
Slogan »Brüderlichkeit und Einheit« zusam- 
menzufassen ist. Nationalistische Äußerun- 
gen galten unter Tito als konterrevolutionär. 
1974, als begonnen wurde in jeder Republik 
ein großes Monument der nationalen 
Geschichte zu widmen, markiert den Wen- 
depunkt hin zu nationalistischen Tenden- 
zen. Vorher gab es offiziell nur den Mythos 
der Partisanen und des Siegs über die Nazis. 
Aber erst in den 8oer Jahren ist Nationalis- 
mus wirklich zum Thema geworden. 1986 
übernahm Milosevic den Vorsitz im Bund der 
Kommunisten Serbiens. Im Herbst des glei- 
chen Jahres veröffentlicht die Serbische Aka- 
demie der Künste das »Memorandum«, ein 
nationalistisches Manifest, das vor allem die 
»antiserbische Verschwörungsthese« von der 
strukturellen Benachteiligung Serbiens ge- 
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genüber den reicheren Republiken in der 
SRFJ manifestieren sollte. Die damaligen Aus- 
einandersetzungen im Kosovo wurden als 
»totaler Krieg« beschrieben. Das MEMORAN- 
DUM wird für Milosevic in den folgenden Jah- 
ren zum ideologischen Referenzpunkt. 

Bojana Pejic beschreibt, wie die serbi- 
schen Medien den ethno-nationalistischen 
Hasskurs gegen alle »Anderen« maßgeblich 
mitbestimmten: »Nach Titos Tod 1980 war 
ich Zeugin wie das serbische Fernsehen syste- 
matisch einen serbischen Nationalismus ein- 
geführt hat. Der Krieg, der 1991 zum Zerfall 
des kommunistischen Jugoslawien führte, hat- 
te schon sechs Monate vorher als TV-Krieg 
begonnen« (SPRINGERIN). Ab 1988 seien nur 
noch Produktionen des Hasses zu sehen 
gewesen, zum Beispiel in MTV-AÄsthetik ge- 
schnittene Videos, die marschierende Solda- 
ten zeigen, blauen Himmel, Sonne. »Sie ver- 
kaufen den Mythos des Soldaten, der »sein« 
Land verteidigt und den Haß gegen alles, was 
anders ist.« (SECHSTE HıLFrE). Das dränge die 
Leute zu denken, sie müssten gleichfalls 
»ihr« Land verteidigen. Auf der »weiblichen« 
Seite gehört dazu unter anderem das Bild 
der ewigen Soldatenmutter. So lautet eine 
berühmter Ausspruch des Patriarchen Pavle, 
Kopf der serbisch-orthodoxen Kirche: »Oh, 
sieh die Mutter um ihren Sohn weinen, der im 
Krieg getötet wurde, oh sie weint, weil sie kei- 
nen anderen geboren hat, den sie nun in den 
Krieg schicken könnte.« Die nationalistische 
Funktionalisierung von Weiblichkeit wirft das 
Licht auf die Konstruktion eines ethnisch 
homogenen Nation-Volkes als eine na- 
turalisierte brüderliche Ordnung. Die Ins- 
trumentalisierung von Frauen und ihren 
Körpern im »ethnisch reinen nation-building« 
implementiert darüber hinaus zwei einander 
bedingende Formen sexualisierter Gewalt: 
»restriktive Abtreibungspolitik oder Abtrei- 
bungsverbot nach innen und in extremen, aber 
immer wiederkehrenden Fällen, Vergewalti- 
gung nach außen« (Papic). 

Für feministische Gruppen im ehemali- 
gen Jugoslawien gehen Nationalismus, Mili- 
in Hand. 
Kriegsvergewaltigungen sind nur die Spitze 


tarıımus und Sexismus Hand 


des Eisbergs einer patriarchal-nationalisti- 
schen Gesellschaft, in der strukturelle Ge- 
walt gegen Frauen staatlich, gesetzlich und 
institutionell legitmiert ist. Diese Gruppen 
weisen außerdem auf verschiedene andere 
Formen der Funktionalisierung von Weib- 
lichkeit hin: gegen 
Flüchtlingsfrauen, die Nichtgewährung re- 


sexualisierte Gewalt 


produktiver Rechte, wie das Recht auf Abtrei- 
bung, die bereits angesprochene Prostitution 
und der Sexhandel in den UN-Militärbasen 
sowie die Funktionalisierung von Frauen zur 
Sicherung des sozialen Friedens. 


Feministische Perspektiven? 

In feministischen Debatten um Militär, 
Krieg und Geschlecht konkurrieren diffe- 
renztheoretische und poststrukturalistische 
Ansätze miteinander, die letztendlich jedoch 
beide schnell in eine Sackgasse laufen. 

Differenztheoretische Ansätze gehen ähn- 
lich wie der herrschende Geschlechterdis- 
kurs von der biologistischen Annahme spe- 
zifisch weiblicher Eigenschaften aus. Anders 
als im herrschenden Diskurs soll das »Weib- 
liche« allerdings positiv besetzt und gegenü- 
ber den »männlichen« Eigenschaften als 
gleich bewertet werden. Ein Strang dieses 
Ansatzes wird durch reaktionär-radikale 
Gleichstellungsbefürworterinnen wie Ange- 
lika Beer, verteidigungspolitische Sprecherin 
der Grünen, vertreten. Über die Gleichstel- 
lung von Frauen bspw. in der Bundeswehr 
soll die Institution, durch das Einwirken der 
spezifisch weiblichen Eigenschaften von 
Frauen, reformiert und »humanısıert« wer- 
den. Interessant ist dabei, dass diese Forde- 
rung vor allem auch von den Grünen wieder 
stärker forciert wird, seit Out-of-Area-Einsät- 
ze der Bundeswehr zu Humanitären Inter- 
ventionen umgeschrieben und in den Dienst 
der Menschenrechte gestellt werden. 

Eine andere Strömung differenztheoreti- 
scher Denkweisen bildet die feministische 
Friedensforschung, die einen normativ-poli- 
tischen Ansatz verfolgt, in dessen Zentrum 
die moralische Frage steht, wie »Weiblich- 
keit« bzw. die Gruppe der Frauen im frie- 
denspolitischen Interesse eingesetzt werden 
können. Im Zuge der Tendenz zur Essentia- 
lisierung von Weiblichkeit, neigt die femini- 
stische Friedensforschung zur Verdrängung 
der Täterinnenschaft von Frauen und der 
Gleichsetzung aller militärischer Organisa- 
tionen mit der Institution zur Durchsetzung 
der Machtinteressen des Nationalstaates, 
Frauen in den Streitkräften, Freundinnen 
und Ehefrauen von Soldaten oder Soldaten- 
mütter werden als Kollaborateurinnen be- 
zeichnet, ein Ausdruck, dem der Ruch der 
Verräterin anhaftet, in diesem Falle an der 
»Weiblichkeit«. 

Hier werden poststrukturalistische An- 
sätze wie der von Judith Butler bedeutsam, 
die feststellt, dass »frau zu sein nicht alles ist, 


was frau ist«. Geschlechtsidentität wird in ver- 
schiedenen sozialen und historischen Kon- 
texten nicht übereinstimmend und einheit- 
lich gebildet, sondern überschneidet sich mit 
ethnischen, sexuellen, regionalen und klas- 
senspezfischen Identitäten, die in Fragen kol- 
lektiver Gewaltanwendung auch eine Rolle 
spielen. Poststrukturalistischen Ansätzen geht 
es vor allem um die Frage, welche Rolle 
Militär und Krieg als Produktionsorte für die 
symbolische Konstruktion der Geschlechter- 
verhältnisse spielen. Die diskursive Festle- 
gung eines den Frieden stärkenden Weibli- 
chen kann aus dekonstruktivistischer Sicht 
gerade keine Grundlage für eine feministi- 
sche Theorie und Praxis hervorbringen, da 
auf diese Weise genau jene Pole der Ge- 
schlechterkonstruktionen des Nationalstaats- 
konzepts bestärkt werden, die die Männ- 
lichkeit von Krieg, Kampf und Tötungsgewalt 
erst möglich machen (vgl. Ruth Seifert). 
Obwohl Frauen in der Realität immer schon 
aktiv in Kriegshandlungen involviert waren, 
kommt ihnen auch innerhalb dieser Kon- 


struktion primär der Part des Opfers zu. 


Überträgt man jedoch Judith Butlers 


Anweisung für die Praxis — die ironische 


Durchkreuzung der herrschenden Ge- 


schlechterideologien, um Irritationen in der 


Genderordnung auszulösen — auf die Insti- 
tution des Militärs, hieße die Forderung, 
ähnlich wie die der Gleichstellungspolitike- 
rinnen: »Massenhaft Frauen und Homosexu- 
elle in die Streitkräftel« Das ist absurd. Es 
zeigt aber, dass jede frauenpolitische und 
feministische Position, die innerhalb der 
binären Logik von Krieg und Frieden bleibt, 
Krieg nur als akute, zwischenstaatliche mi- 
litärische Auseinandersetzung definiert und 
das Militär als Institution zur Durchsetzung 
nationalstaatlicher und patriarchaler Inter- 
essen nicht grundsätzlich hinterfragt, in cs- 
sentialisierenden Denkweisen oder retformi- 
stischen Forderungen steckenbleiben muß. 
So banal es klingt: Eine progressive Anti- 
kriegs-Politik muss konsequent antıpatriar- 
chal sein. Frauen haben gezeigt, dass sie han- 
delnde Subjekte sind. Zarana Papic erklärte 
im Mai diesen Jahres: »Dre einzigen politi- 


schen Subjekte in Serbien, die sich seit Beginn 


der Kriege 1991 gegen das tödliche Spiel stell- 
ten, waren [nun sehr marginalisierte] weibli- 
che Polit-Aktivistinnen sowie feministische 
und pazifistische Gruppen, deren Gewicht 
inzwischen nur noch von symbolischer Bedeu- 
tung ist.« Von Milosevic schon als Verräte- 
rInnen am »serbischen Volk« und Feinde des 
Systems marginalisiert, versetzte ihnen der 
NATO-Angriffskrieg fast den Todesstoß. » Die 
Frauen in Schwarz waren seit 1991 die einzigen, 
die ihre Stimmen gegen die haßerfüllte Auslö- 
schung der »Anderen< ıhre Stimmen erhoben. 
Sie waren die einzigen, die öffentlich der Hafs- 
politik widerstanden« und in Anspielung an 
das titoistische Prinzip erklärten: »bosnische, 
kroatische, albanische und Roma-Frauen sind 
unsere Schwestern!« 


Anmerkungen 
ı Tabus oder »verbietende Normen«, die auf einem 


gesellschaftlichen Konsens beruhen 
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Von der Ethnisierung 
sozialer und politischer Widersprüche zum 


nationalistischen Krieg in Jugoslawien 


Die Kriege im ehemaligen Jugoslawien 
scheinen zwei zentrale Thesen des rechten 
und konservativen politischen LageTS zu 
bestätigen. Erstens: Die angebliche 
Unmöglichkeit des Zusammenlebens von 
Menschen »unterschiedlicher Kulturen«. 
Zweitens: Das behauptete Scheitern des 
Sozialismus. 

Beide Thesen werden als Erklärungsmodelle 
für die vier Kriege herangezogen, In denen 
seit 1991 fast 200.000 Menschen ermordet 
und etwa vier Millionen Zivilistinnen gewalt- 
sam vertrieben wurden. 

Ungezählt sind die vergewaltigten Frauen, 
die psychisch wie physisch verletzten 


Krıegsopfer. 


Rechte Politiker, Publizisten und Sozialwis- 
senschaftler nutzen die unbestreitbare Bru- 
talität der Kriegshandlungen, um die Ge- 


fährlichkeit eines behaupteten »Clash of 


Civilization« (Huntington) zu beschwören 
und instrumentalisieren den Krieg damit für 
die innenpolitischen Debatten um Zuwan- 
derung, »Multikulturalität« und Staatsbür- 
gerschaftsrecht. Viele Linke dagegen weiger- 
ten sich lange bewußt oder unbewußt, zu 
den Konflikten in Jugoslawien Stellung zu 
beziehen. 

Wenn man allerdings einen auch nur 
oberflächlichen Blick auf die historische 
Entwicklung Jugoslawiens wirft, fallen zwei 
unbestreitbare Fakten auf, die viele rechte 
Thesen ad absurdum führen, wenn man sie 
genauer untersucht. Zum einen entstand der 
jugoslawische Staat durch den militärischen 
Sieg einer multinationalen kommunistisch 
geführten Partisanenarmee über die deut- 
sche Besatzungsmacht und ihre nationalisti- 
schen Hilfstruppen. Dieser Sieg der vor dem 
Krieg organisatorisch schwachen KPJ (Kom- 
munistischen Parteı Jugoslawiens) wäre 
undenkbar gewesen ohne die breite Unter- 
stützung in allen Teilen des Landes. Und 
auch die Konsolidierung des neuen multina- 
tionalen Staates unter den extrem schwieri- 
gen Bedingungen nach dem Krieg konnte 


nur auf der Grundlage breiter gesellschaftli- 


cher Zustimmung zu diesem Projekt gelin- 
en. Es kommt also offensichtlich auf die 
esellschaftlichen und politischen Bedin- 
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ungen an, ob ein »multikulturelles« Zu- 
sammenleben möglich ist oder nicht. Zum 
zweiten wird deutlich, dass die Revitalisie- 
rung und Radikalisierung der unterschiedli- 
chen Nationalismen in Jugoslawien ım 
Zusammenhang mit der sozioökonomischen 
Auseinanderentwicklung der verschiedenen 
Regionen zusammenhängt — mit der wach- 
senden Schere zwischen einem prosperieren- 
den Norden und einem verarmenden Süden. 
Diese Entwicklung wiederum war gerade 
nicht die-Folge von sozialistischer, sondern 
kapitalistisch-restaurativ ausgerichteter Wirt- 
schaftspolitik, die in Jugoslawien im Unter- 
schied zu anderen Ländern Osteuropas be- 
reits in den 60er Jahren aufgenommen und 
unter dem Diktat von IWF und Weltbank 


seit Beginn der 8oer Jahren verschärft wurde. 


Ethnisierungspolitik als 
Herrschaftsstrategie 
Die These von der behaupteten Unverein- 
barkeit eines Zusammenlebens verschiede- 
fußt auf 


einem statischen, essentialistischen Kultur- 


ner »Ethnien« oder »Nationen« 
begriff, der im Kern rassistisch ist. Es wird 
die Existenz verschiedener »Ethnien« oder 
»Nationen« behauptet, die als homogen und 
in ihrer Kultur unveränderlich beschrieben 
werden. »Die Serben und Muslime haben sich 
schon immer gehaßt.« Wer diese These ver- 
tritt, schließt sich letztlich dem Programm 
der »ethnischen Säuberungen« an, das dann 
als einzige folgerichtige Lösung für die Kon- 
flikte erscheint. Dass diese Position ein 
wesentlicher Bestandteil der Kriegsdynamik 
ist und nicht im geringsten zu ihrer Über- 
windung führt, wird deutlich, wenn die Ent- 
stehung der »Ethnien« oder »Nationen« auf 
dem Balkan betrachtet wird. 

Die »Ethnien« oder »Nationen« auf dem 
Balkan sind — wie überall auf der Welt — 
historische Konstrukte. Sie wurden unter der 
Herrschaft des Osmanischen Reichs und 
Österreich-Ungarns geschaffen, um die poli- 
tische und wirtschaftliche Kontrolle über die 
Region ausüben zu können. Die bosnischen 
Muslime, die heute gemeinhin als Angehöri- 
ge einer »Nation« gelten, und serbischen 
Nationalisten wie deutschen Reaktionären 
als gefährliche Speerspitze des Islams ın 
Europa gelten, sind die Nachkommen bosni- 
scher Slawen, die im 15. Jahrhundert unter 


Osmanischer Herrschaft zum Islam konver- 


tierten. Dies bot ihnen damals Schutz vor 
Verfolgung und materielle Vorteile. Sie 
konnten sich so der Verpflichtung entziehen, 
Steuern bezahlen zu müssen, die das Osma- 
nische Reich »Ungläubigen« auferlegte und 
sicherten sich außerdem den Zugang zu lo- 
kaler Machtausübung. Eine historische Folge 
war, dass in Bosnien die Mehrheit der Grund- 
besitzer islamisierte Slawen, also »Moslems« 
waren, während die Mehrheit der Leibeige- 
nen und Bauern unter osmanischer Herr- 
schaft aus orthodoxen oder katholischen 


Christen, also »Serben« oder »Kroaten« 
bestand. Nach dem Zusammenbruch des 
Osmanischen Reichs verfolgten »Serben« 
und »Kroaten« nun ihrerseits die »Moslems« 
für die »Kollaboration«.° 

Wie die bosnischen Muslime verdanken 
auch die anderen Nationalitäten ihre Exi- 
stenz einem Prozeß der Ethnisierung sozia- 
ler und politischer Widersprüche. Es fällt 
selbst 


trennscharfe Kriterien zu finden, die ihre 


daher den Nationalisten schwer, 
behaupteten homogenen nationalen Kollek- 
tive kulturell und sprachlich unterscheiden: 
»Die sechs jugoslawischen Staatsnationen 
unterscheiden sich unter anderem nach Spra- 
che und nach Konfession, aber weder die eine 
noch die andere bildet ein hinreichendes oder 
gar endgültiges Abgrenzungskriterium. Slowe- 
nen und Kroaten sind zwar beide römisch- 
katholischen Glaubens, bedienen sich jedoch 
separater Standardsprachen. Kroaten, Serben 
und bosnische Muslime wiederum besitzen 
mit dem Serbokroatischen bzw. Kroatoserbi- 
schen eine gemeinsame Kommunikations- 
grundlage, gehören jedoch unterschiedlichen 
Konfessionsgemeinschaften an. Bei Serben 
und Montenegrinern, die sowohl die orthodo- 
xe Konfession als auch die serbokroatische 
Sprache gemein haben, leitet sich die nationa- 
le Abgrenzung wiederum aus unterschiedli- 
chen historischen und gesellschaftlichen Tradı- 
tionen ab.«' Gerade aufgrund der Unschärfe 
und Konstruiertheit der Kriterien, die her- 
angezogen werden, um die Existenz einer 
Nation zu behaupten, müssen die Nationali- 
sten die gegenseitige Abgrenzung in äußerst 


kategorischer und brutaler Weise betreiben. 


Befreiung durch eigene Kraft - der 
Aufbau Jugoslawiens nach dem Krieg 
Während des Zweiten Weltkriegs fanden in 
Jugoslawien parallel zueinander zwei Kriege 
statt. Nach der deutsch-italienischen Invasion 
im Frühjahr 1941 entwickelte sich einerseits 


ein hauptsächlich von der KP] getragener 
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Partisanenkrieg gegen die Besatzungstrup-  bekämpften sich Ustascha und Cetnics 
pen. Andererseits formierten sich nationali- gegenseitig, führten aber auch gemeinsam 
stische Verbände wie die kroatisch-faschisti- Massaker an Muslimen und Juden durch. In- 


sche Ustascha, die serbisch-monarchistischen  sgesamt wurden während des Krieges eine 
CGetnics sowie albanische und bosnisch- — Million Menschen (von 16 Millionen) er- 
muslimische Hilftstruppen der Nazis, die  mordet. Juden und Roma wurden durch die 
einen nationalistischen Bürgerkrieg führten.  Vernichtungspolitik der Deutschen Wehr- 


Dabeı wechselten teilweise die Allianzen. SO macht, die darin von Ustascha und Cetnics 
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unterstützt wurden, fast vollständig aus- 
gelöscht. Gleichzeitig wurden auch Hundert- 
tausende von Serben und mindestens genau- 
so viel Muslime ermordet.‘ 

Der sich gleichzeitig entwickelnde antifa- 
schistische Guerillakampf der Partisanen 
war nicht nur ein Befreiungskampf gegen 
die Besatzungsmächte Deutschland und Ita- 
lien, sondern auch ein Kampf gegen die 
nationalistischen Verbände auf allen Seiten. 
Am kommunistischen Partisanenkampf be- 
teiligten sich sowohl Serben als auch Kroa- 
ten, Slowenen, Albaner, Muslime und Juden. 
Somit trug die Partisanenbewegung einen 
Doppelcharakter: Einerseits stand sie für 
soziale Befreiung andererseits für ein födera- 
listischen Zusammenschluß der Balkanvöl- 
ker und damit gegen das Konzept ethnisch 
homogener Nationalstaaten. Welche mobili- 
sierende Kraft dieses Konzept entfalten 
konnte, zeigt sich daran, dass die Partisanen 
sich weitgehend ohne Unterstützung der 
Alliierten — weder die westlichen, noch die 
Sowjetunion — gegen die Besatzungstruppen 
und Nationalisten durchsetzten. 

Der erfolgreiche multinationale Kampf 
bildete nach der Befreiung 1945 eine Integra- 
tionsklammer, die die Gründung des födera- 
listischen Jugoslawiens ermöglichte. Der 
neue Staat war also kein »Kunstprodukt«, wie 
heute von den Nationalisten und ihren pu- 
blizistischen Handlangern in den Medien 
behauptet wird, sondern ein politisches Pro- 
jekt, das auf breite gesellschaftliche Zustim- 
mung zählen konnte, von den unterlegenen 
nationalistischen Kräften aber abgelehnt 
wurde. Die sozioökonomischen und politi- 
schen Bedingungen für den Aufbau des 
Staates waren indes äußerst schwierig. Nicht 
nur die Kriegszerstörungen waren enorm, 
auch die Wunden, die der nationalistische 
Bürgerkrieg geschlagen hatte, waren tief. 
1948 kam es überdies zum Bruch zwischen 
der KPJ unter Josep Broz Titos Führung und 
Moskau, was die ökonomische Kooperation 
mit den osteuropäischen sozialistischen Län- 
dern einschränkte." 

Das neue politische Regime stand unter 
der Kontrolle der KPJ und einer Parteielite, 
die sich aus den Partisanenverbänden rekru- 
tierte. Wie in anderen Ländern Osteuropas 
wurde auch in Jugoslawien eine Bodenreform 
durchgeführt und Fabriken verstaatlicht. Ent- 
sprechend volkswirtschaftlicher und politi- 
scher Erfordernisse setzte der Bund der Kom- 
munisten  Jugoslwaiens (BdK]) sowohl 
planwirtschaftliche als auch marktwirtschaft- 


liche Elemente ein und schwankte zwischen 
Zentralisierung und Dezentralisierung. Trotz 
schwerwiegender struktureller Probleme 
gelang es in den drei Nachkriegsjahrzehnten, 
den Lebensstandard der Bevölkerung in 
allen Teilen der Bundesrepublik zu heben 
und die Infrastruktur zu verbessern. Dabei 
zielte die Politik des BdKJ ganz bewußst auf 
die Überwindung der gravierenden regiona- 
len Ungleichheiten. Zu diesem Zweck wurde 
ein Fonds eingerichtet, in den die entwickel- 
teren Republiken einzahlten, um die Ent- 
wicklung in den ärmeren Republiken zu 
ermöglichen. 

Auf wirtschaftlicher wie auch auf der 
politischen Ebene zeigte sich das neue Regi- 
me als durchaus beweglich. Gegen politische 
Oppositionen wurden repressive Mittel ein- 
gesetzt, teilweise griff das Regime die Forde- 
rungen aber auch auf und machte sich die 
Kritik der Opposition zu eigen. Insbesonde- 
re in der Nationalitätenpolitik zeichnete sich 
das Tito-Regime durch Flexibilität aus. Das 
Hauptinteresse bestand in der Stabilisierung 
der politischen Verhältnisse und damit in 
der Machtkonsolidierung des BdK]J. Dies 
konnte auf Bundesebene nur erreicht wer- 
den, wenn keiner der Nationalismen domi- 
nierte. Ohne Unterschiedlichkeiten zu leug- 
nen war die Politik dementsprechend auf 
Ausgleich ausgerichtet. 

Das föderative Jugoslawien war in sechs 
konstitutive »Staatsvölker/nationen« (narod) 
unterteilt, die jeweils eine Republik bildeten 
(Serbien, Kroatien, Slowenien, Mazedonien, 
Montenegro und seit 1961 Muslime). Für 
Angehörige nationaler Gruppen, die außer- 
halb der Grenzen Jugoslawiens einen Natio- 
nalstaat bildeten, wurde als weitere Kategorie 
die »Völkerschaften« (narodnost) eingeführt 
(Kosovo, Vojvodina-Ungarn). Den narodnost 
wurde das Recht auf Sezession abgespro- 
chen, über das die narod verfügten. Nicht 
zuletzt deshalb forderten wichtige politische 
Kräfte im Kosovo seit den Unruhen 1968 den 
Status einer eigenen Republik. 


Das Kosovo-Problem 
Die Auseinandersetzung um das Kosovo stell- 
te seit der Gründung der jugoslawischen 
Republik einen schwerwiegenden Konflikt 
dar. Verschiedene Problemfelder überschnit- 
ten sich. Einerseits war das Kosovo mit 
Abstand die ärmste und industriell wie infra- 
strukturell am wenigsten entwickelte Region. 
Dazu kamen politische Auseinandersetzungen 


und eine konfliktive Vorgeschichte.” Während 


des Zweiten Weltkriegs hatten sich kosovo- 
albanische Verbände auf die Seite der Wehr- 
macht gestellt und die Partisanen bekämpft. 
Nach dem Zweiten Weltkrieg positionierte 
sich dann das benachbarte Albanien unter 
Enver Hoxa im Konflikt zwischen KPJ und 
KPdSU auf der Seite Stalins. Die Reaktion 
der jugoslawischen Führung war eine Re- 
pressionswelle gegen Kosovo-Albaner, die 
sich an Hoxa und einem Zusammenschluß 
mit Albanien orientierten und sich gegen die 
KPJ stellten. Dabei spielten auch das gegen- 
seitige Mißtrauen aufgrund der Vorvergan- 
genheit eine wichtige Rolle. Auf diese Weise 
war das Verhältnis zwischen dem KPJ-Regi- 
me und einem Großteil der kosovo-albani- 
schen Bevölkerung seit der Staatsgründung 
schwer belastet. Bis in die 60er Jahre kam es 
zu zahlreichen antialbanischen Polizeiaktio- 
nen und Prozessen gegen untere und mittlere 
kosovo-albanische Kader des BdKJ. Später 
dann auch gegen die anwachsende nationali- 
stische Bewegung, deren Führer Adem Dema- 
ci zu langjähriger Haft verurteilt wurde.” 

Erst als Ende der 60er Jahre die Bezie- 
hungen zwischen Albanien und Jugoslawien 
etwas auftauten, da sich beide gegen die 
Intervention des Warschauer Paktes zur Nie- 
derschlagung des Prager Frühlings ausspra- 
chen, entspannte sich auch die Lage im 
" Die Wirtschaftshilfe wurde aufge- 
stockt, Bildungseinrichtungen ausgebaut und 
kulturellen Beziehungen zu Albanien ein 
gewisser Raum gegeben. Bereits 1966 war der 
für seine harten Repressionsmaßnahmen 
gegen Kosovo-Albaner bekannte serbische 
Innenminister Alexander Rankovic von Tito 
abgesetzt worden. Viele Verurteilte wurden 
in der Folgezeit rehabilitiert. 1969 erließ die 
BdKJ-Führung schließlich ein eingeschränk- 
tes Autonomiestatut für das Kosovo, das 1974 
erweitert wurde und den Kosovo-Albanern 
nun eine Vertretung mit Vetorecht in den 
Bundesorganen einräumte. In den 8oer Jah- 
ren verschärften sich die Auseinanderset- 
zungen wieder.'' 


Kosovo. 


Krise und Klassenkämpfe 
Wenn heute von der Zuspitzung »nationa- 
ler« bzw. »ethnischer« Konflikte im ehemali- 
gen Jugoslawien gesprochen wird, wird 
meist ausgeblendet, dass bereits in den 8oer 
Jahren eine tiefreichende gesellschaftliche 
Krise ausgebrochen war, die sich in vehe- 
menten sozialen Unruhen artikulierte, wel- 
che meist keinen nationalistischen Hinter- 


grund hatten. Dass das Entstehen einer 


unabhängigen militanten ArbeiterInnenbe- 
wegung während der 8oer Jahre in der aktu- 
ellen rechten wie linken Diskussion über 
den Jugoslawienkonflikt verdrängt wird, hat 
Die 
ihre These vom 


durchaus nachvollziehbare Gründe. 
Rechten können damit 
Kampf der unvereinbaren Kulturen nicht 
stützen. Die meisten Linken dagegen haben 
seit jeher ein Problem mit unabhängigen 
ArbeiterInnenprotesten in den ehemals 
sozialistischen Staaten, weil diese ihre Pro- 
jektionen auf die angeblich heile Welt des 
realen Sozialismus störten.'“ 

Die Ursachen für die wachsenden sozia- 
len Proteste war einerseits eine strukturelle 
wirtschaftliche Modernisierungskrise, die — 
wie in anderen sozialistischen Staaten auch — 
Anfang der 8oer Jahre manifest wurde. 
Andererseits schufen aber die marktwirt- 
schaftlichen Reformen, die die Krise über- 
winden sollten, neue Probleme der 


sozialen Ungleichheit, die die Auseinander- 


nur 


setzungen weiter verschärften. Eine dritte 
Ursache stellte die ausufernde Bürokratisie- 
rung und Korruption in den öffentlichen 
Verwaltungen und den verstaatlichten unter 
»Arbeiterselbstverwaltung« stehenden Be- 
trieben dar. Während der Transformations- 
prozeß zur Marktwirtschaft in den anderen 
osteuropäischen Ländern tiefgreifende sozia- 
le Verwerfungen hervorrief, aber weitgehend 
friedlich: verlief‘, führte er in Jugoslawien 
aufgrund spezifischer historischer, sozialer 
und politischer Bedingungen zum Krieg. 
Nach Titos Tod 1980 war nicht mehr zu 
verheimlichen, dass der jugoslawische Staat 
enorm verschuldet (20° Mrd. US- 
Dollar). Der Internationale Währungsfond 
(IWF) legte 1981 das größte Kreditpro- 
gramm auf, das er bis damals je gewährt hat- 
te. Die daran geknüpften Forderungen wa- 
ren eine strikte Antinflationspolitik, die 


war 


Privatisierungen der Staatsbetriebe und die 
Schließung »ineffizienter« Betriebe. Die Fol- 
gen führten zur »Zerstörung des industriellen 
Sektors und bauten Stück für Stück das Sozi- 
alsystem des Landes ab.«'' 

Die Reaktion 


steigende Arbeitslosenzahlen und die Verar- 


auf sinkende Reallöhne, 
mung der Bevölkerung bestand in einer 
anhaltenden Streikwelle und sozialen Prote- 
sten, die in ihrer politischen Kraft (in bezug 
auf Osteuropa) nur mit der Solidarnosc- 
Bewegung in Polen zu Beginn der 8oer Jahre 
verglichen werden können. Zahlreiche Pro- 
testaktionen eskalierten zu gewaltsamen Kon- 


flikten mit der Polizei. Den Höhepunkt fan- 
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den die ArbeiterInnenproteste im Dezember 
1989, als insgesamt 650.000 ArbeiterInnen 
aus Serbien, Montenegro und Mazedonien 
gegen die Regierungspolitik und für die Ver- 
doppelung ihrer Löhne streikten, was sie 
auch durchsetzen konnten. 

Bemerkenswert (und bar jeder Idealisie- 
rung, die dieser Einschätzung sicher vorge- 
halten wird) ist, dass sich die sozialen Prote- 
ste in allen Teilrepubliken artikulierten und 
keine offen nationalistische Ausrichtung 
hatten (eine Ausnahme mag hier nur das 
Kosovo sein.) So lag beispielsweise ein 
Schwerpunkt der Proteste in der multiethni- 
schen Industriestadt Vukovar in Slawonien. 
Von dort aus zogen 1988 Tausende Arbeite- 
rInnen nach Belgrad und forderten den 
Gieneralstreik. Kein Wunder ist es daher, dass 
gerade Vukovar eine der ersten Städte war, 
die während des nationalistischen Krieges 
zwischen Serbien und Kroatien 1991 von ser- 
bischen Nationalisten mit Unterstützung der 


Bundesarmee mehrere Wochen lang bela- 
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Entwicklung des Lebensstandards in Jugoslawien (1970 = 100)'° 


Republik / Region 1970 1987 

Slowenien 100 177 

Kroatien 100 130 

Vojvodina 100 120 

Serbien 100 98 
Bosnien-Herzegovina 100 72 
Montenegro 100 68 
Mazedonien 100 51 

Kosovo 100 31 
Unterschiede zwischen den Republiken (1990)'° 

Republik / Region Bev. GP LwP Ex Im 
Jugoslawien (gesamt) 100 100 100 100 100 
Slowenien 8,1 212 7,6 18,8 25,2 
Kroatien 19,8 123 21.3 20,5 23,6 
Serbien ges. 41,6 

Serbien i.e.S. 24,6 93 25,3 20,8 21,2 
Vojvodina 8,6 119 23,8 8,3 11,5 
Kosovo 8,3 31 4,2 1,3 1,1 
Bosnien-Herzegovina 18,9 74 94 14,4 6,1 
Montenegro 2,8 78 1,1 1,6 1.2 
Mazedonien 8,9 66 73 4,1 6,1 
Legende: 


Bev.: Bevölkerung (in Prozent) 


GP: Gesellschaftsprodukt pro Einwohner; entspricht der materiellen Produktion und 
die mit der Produktion zusammenhängenden Dienstleistungen (100 = Durchschnitt pro Einwohner) 


LwP: Landwirtschaftliche Produktion (in Prozent) 
Ex: Exporte (in Prozent) 
Im: Importe (in Prozent) 


gert, angegriffen und zerstört wurde, und 
zwar durchaus mit dem Wohlwollen des 
kroatischen Nationalistenführer Tudjman.'" 
Mit Vukovar wurde symbolisch auch die 
Perspektive auf einen multiethnischen Wi- 
derstand gegen die neoliberalen Reformen 
und die bürokratisierten Machtapparate des 
BdKJ in Schutt und Asche gelegt. 


Nationalismus als Krisenlösung 
Der unabhängigen jugoslawischen Arbeiter- 
Innenbewegung gelang es in den 8oer nicht, 
zu einer eigenständigen politischen Kraft zu 
werden. Zur wirtschaftlichen und politi- 
schen Krise in Jugoslawien kam im interna- 
tionalen Kontext seit Gorbatschows Macht- 
antritt 1985 das offenkundige Scheitern des 
realsozialistischen Versuchs. Nationalistische 
Krisenlösungsstrategien konnten nun hege- 
monial werden. Dabei verschränkten sich 
verschiedene komplizierte soziale und poli- 
tische Prozesse. Einerseits hatten die markt- 


wirtschaftlichen Reformen die Kluft zwi- 


schen dem industriell entwickelten Norden 
(Kroatien und Slowenien) und einem in 
Armut verfallenden Süden verstärkt. Dies 
förderte im Norden die Forderung, den 
armen Süden nicht weiter über den Aus- 
gleichsfonds unterstützen zu müssen. Ande- 
rerseits wuchs der Unmut über diese Ent- 
wicklung auch im Süden. Ende der 8oer 
Jahre war z.B. das Gesellschaftsprodukt'” in 
Slowenien pro Person mehr als doppelt so 
hoch wie im jugoslawischen Durchschnitt 
und siebenmal so hoch wie im Kosovo. 

Der BdK] zersplitterte in dieser Situation 
in konkurrierende Parteien auf Republik- 
ebene, die nationalistische Stimmungen 
nicht nur bedienten, sondern bewußt for- 
cierten. Der kroatischen und slowenischen 
Parteielite schien die Perspektive auf eine 
Sezession die einzige Möglichkeit, der Krise 
zu entkommen. Ihr Programm bestand dar- 
in, die Integration in die EU voranzutreiben, 
dabei tatkräftig unterstützt vom wiederver- 


einigten Deutschland. Als Slobodan Milose- 


vic 1986 Parteichef des BdKJ in Serbien und 
1987 Ministerpräsident wurde, spielte auch 
er die nationalistische Karte. Er belebte den 
militanten großserbischen Chauvinismus 
der Vorkriegszeit und brach mit dem Titois- 
mus, der bis dahin die Legitimationsgrund- 
lage des BdK]J darstellte. In einem Memo- 
der der 


Wissenschaften 1986, das gewisser- 


randum Serbischen Akademie 

von 
maßen die ideologische Grundlage für den 
neu entfesselten Nationalismus darstellte 
und von der creme de la creme der serbi- 
schen Intellektuellen ausgearbeitet wurde, 
wurde das Jugoslawien Titos als »antiser- 
bisch« bezeichnet. Mit dem neuen serbi- 
schen Nationalismus verschärften sich auch 
die schwelenden Konflikte im Kosovo. 1988 
mobilisierte Milosevic eine Million Men- 
schen in Belgrad zu einer nationalistischen 
Großdemonstration gegen den angeblichen 
»Genozid am serbischen Volk«, der im Kosovo 
stattfinde, eine grenzenlose und demagogi- 
sche Übertreibung der tatsächlich stattfin- 
den Übergriffe auf serbische ZivilistInnen 
durch kosovo-albanische Nationalisten. Am 
28. Juni 1989 fand eine weitere nach Hun- 
derttausenden zählende Großkundgebung 
zum 600. Jahrestag der Schlacht auf dem 
Amselfeld im Kosovo statt. Die Geister der 
Vergangenheit wurden wachgerufen. Anfang 
1990 wurde schließlich der Ausnahmezustand 
über das Kosovo verhängt, die Regierung 
ihres Amtes enthoben und das Parlament 
aufgelöst. Die Kosovo-Albaner reagierten mit 
„ivilem Widerstand, dem Aufbau einer Paral- 
lelgesellschaft und schließlich dem bewaffne- 
ten Aufstand. 

Seit den Sezessionskriegen um Slowenien 
und Kroatien 1991 befindet sich Jugoslawien 
in einem Jahrzehnt des nationalistischen 
Krieges, das noch nicht beendet ist. Heute 
weiß jeder, wo das Kosovo liegt, eine bisher 
kaum bekannte Provinz irgendwo auf dem 
Balkan. Eine Diskussion der Ursachen der 
Kriege Im zerfallenden Jugoslawien steht 
aber trotz der umfangreichen Kriegsbericht- 
erstattung noch weitgehend aus. Michel 
Chossudovsky faßst gut 
zusammen, wenn er schreibt: »Die volkswirt- 


diesen Mangel 
schaftlichen Reformen, die Jugoslawien nach 
den Prinzipien des Neolberalismus aufge- 
drängt wurden, haben unbestreitbar zur Auf- 
lösung des ganzen Landes beigetragen. Aber 
seit dem Beginn des Krieges 1991 ist die zentra- 
le Rolle dieser Reformen mit Bedacht von den 
globalen Medien überschen worden. Der »freie 


Markt< wurde als die Lösung zum Wiederauf- 


bau einer kriegsgeschüttelten Wirtschaft ge- 
priesen. Während die Medien ein genaues 
Tagebuch der Kriegsereignisse und des »Frie- 
densprozesses« lieferten, wurde der soziale und 
politische Einfluß der ökonomischen Refor- 
men in Jugoslawien aus unserem Bewußtsein 
getilgt, und kann so das Bild von dem, was 
‚wirklich geschah«, nicht vervollständigen. 
Kulturelle, ethnische und religiöse Spannun- 
gen werden nach allen Seiten untersucht und 
auf dogmatische Weise als die einzige Ursache 
der Krise dargestellt, während sie doch in 
Wirklichkeit nur die Folge eines tiefer liegen- 
den Prozesses der wirtschaftliche und politi- 
schen Auflösung sind.«" 


BK 


Anmerkungen 

ı Sieht man von den »Anitdeutschen« ab, die die Kriege 
in Jugoslawien als direkte Folge der nach 1989 gewon- 
nen neuen Großmachtrolle Deutschlands interpretier- 
ten. Mit dieser nicht ganz falschen aber einseitigen, 
ahistorischen und undifferenzierten Position, die sie 
an die Seite einer kriegführenden Kraft — der serbi- 
schen Nationalisten — führte, trugen die Antideut- 
schen allerdings zur weiteren Verwirrung und Läh- 
mung der Linken bei. 


tv 


SAMARY, CATHERINE:! Die Zerstörung Jugoslawiens. Ein 

europäischer Krieg, Köln 1995, $. 2gff. 

3 Carıc, MARIE-JANINE: Krieg und Frieden in Bosnien- 
Hercegovina. (Erweiterte Neuausgabe), Frankfurt a.M. 
1996, 5. 24f. 

+ Dabei soll selbstverständlich nicht geleugnet werden, 
daß sprachliche, religiöse und kulturelle Differenzen 
zwischen den unterschiedlichen als »Ethnien« oder 
»Nationen« beschriebenen Gruppen bestehen. Tat- 
sächlich ist es aber so, daß innerhalb einer bestimmten 
»Ethnie« oder »Nation« die regionale Differenz größer 
ist als zwischen zwei der behaupteten »Ethnien« oder 
»Nationen«. 

5 SAMARY 1995: $. 45. 

6 Für eine Analyse des Bruchs zwischen KPJ und der 
KPdSU ist an dieser Stelle kein Platz. Ein zentraler 
Faktor war, daß die KP] Jugoslawien weitgehend aus 
eigener Kraft und damit ohne die Rote Armee befreit 
hatte. Im Unterschied zu den anderen osteuropäischen 
Ländern konnte die KPdSU daher keine vollständige 
Unterordnung der KPJ unter die Interessen Moskaus 
durchsetzen. 1949 erließ das von Moskau dominierte 
Kominform (internationaler Zusammenschluß der 

moskautreuen KPen) eine Resolution, die der KP] 

»Faschismus« vorwarf. Nach Stalins Tod kam es 1955 

zu einer kurzlebigen Wiederannäherung. Bereits 1960 

warf die KPdSU dem BdK]J wieder »Opportunismus« 

vor. 1968 verurteilte der BdKJ die Invasion des War 
schauer Paktes zur Unterdrückung des »Prager Früh- 


lings«. 
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Die KPJ benannte sich auf ihrem 6. Parteitag 1952 in 
Bundes der Kommunisten Jugoslawiens (BdKJ) um. 
Ähnlich wie die bosnischen Moslems traten auch die 
Albaner unter Osmanischer Herrschaft zum Islam 
über. Sie wurden so in einem Prozeß der Ethnisierung 
sozialer Widersprüche zu Stellvertretern der osmani- 
schen Herrschaftsausübung über die »serbische« Be- 
völkerung der Region. In der Folge militärischer Aus- 
einandersetzungen zwischen dem Osmanischen Reich 
und Österreich-Ungarn verfestigte sich der »ethni- 
sche« Gegensatz zwischen »Albanern« und »Serben«. 
Auf der symbolischen Ebene spielte dabei eine wichti- 
ge Rolle, daß serbische Nationalisten den Nord-Koso- 
vo als Wiege der serbischen Nationalkultur betrachten 
und sich auf den Amselfeld-Mythos beziehen. Als 1939 
die italienische Besatzungsmacht den Kosovo besetzte, 
ihn aus dem serbisch dominierten Königreich Jugosla- 
wien herauslöste und mit Albanien zu einem Großal- 
banien vereinten, betrachteten dies viele Kosovo-Alba- 
ner als »Befreiung« von der serbischen Vorherrschaft. 
Sie stellten sich daher im folgenden Krieg auf die Seite 
der Faschisten. Ganz anders dagegen in Albanien 
selbst, wo sich eine albanisch-kommunistische Wider- 
standsbewegung gegen die italienischen Besatzer ent- 
wickelte, die sich allerdings nicht den KPJ-Partisanen 
anschloß. 

Er fungierte Anfang 1999 eine Zeit lang als politischer 
Sprecher der UCK. 

Die KP Albaniens positionierte sich nach der chine- 
sisch-sowjetischen Auseinandersetzung 1963 auf der 
Seite Mao Tse Tungs. 

Zur Vorgeschichte des Kosovo-Konfliktes und der 
Herausbildung der sozialen und politischen Grundla- 
gen für die Entstehung der UCK siehe den hervora- 
genden Text: RHEINLÄNDER, MARTIN! Krise, Klassen- 
kampf und sozialer Krieg in Jugoslawien-Kosovo, in: 
DiE AKTION. ZEITSCHRIFT FÜR POLITIK, LITERATUR, 
Kunst. Heft 191/194 (1999), 5.20-39. 

So werden bis heute in vielen Veröffentlichungen die 
ArbeiterInnenproteste und politische Oppositionsbe- 
wegungen in Ungarn 1956, CSSR 1968 oder Polen 
Anfang der Soer Jahre leichtfertig als »konterrevolu- 
tionär« wenn nicht gar von westlichen Geheimdien- 
sten gesteuert dargestellt. Ohne zu bestreiten, daß es 
in diesen Bewegungen teilweise antisozialistische Ten- 
denzen gab, stellten sie aber auch völlig legitime For- 
derungen nach demokratischen Rechten auf, teilweise 
sogar mit dem ausdrücklichen Bezug auf rätekommu- 
nistische Vorstellungen. Ein beträchtlicher Teil der 
westdeutschen Linken übernahm in der Analyse dieser 
Bewegungen die ihre Niederschlagung legitimierende 
verzerrende Argumentation der KP-Bürokratien. Ein 
anderer Teil blendete diesen Teil der Welt einfach aus. 
Sieht man von den Unruhen beim Sturz Ceausescus ın 
Rumänien (1989), dem Massaker auf dem Platz der 
Himmlischen Friedens in Peking (1989) und den Sezes- 
sionskriegen um die ehemaligen sowjetischen Kau- 
kasusrepubliken ab. Allerdings hätten die Konflikte 
um die Sezession der baltischen Republiken zu einem 
otfenen Krieg eskalieren können. 

CHOSSUDOVSKY, MICHEL: Wie Jugoslawien zerstört 
wurde. http://www.trend.partisan.net/t400399. html 

Zu den sozialen Protesten siehe: Jugoslawien. Klassen 
kampf — Krise — Krieg, hg. von OSTEUROPAARCHIV 
PAPIERTIGER, Berlin 1992. 

SAMARY 1995: 8. 61. 

In Jugoslawien übliche Größe zur Messung der volks- 
wirtschaftlichen Gesamtrechnung, bei der nur die 
Dienstleistungen eingebezogen werden, die unmittel- 
bar der Produktion dienen. 

ÄRBEITERPOLITIK NT. 2, 28. April 1999. 

Vgl: STATISTISCHES JAHRBUCH JUGOSLAWIEN, zit. nach 
SAMARY 1995: 3. 66. 
Mich: 


UHOSSUDOVSKY, Wie Jugoslawien zerstört 


wurde. http://www.trend.partisan.net/t400399. html 


ÄRRANCA! 


»Abenteuer 


Untrennbar verbunden mit Humanitärer 
Hilfe war während des Krieges für die 
Öffentlichkeit das Auftreten von Nicht-Regie- 
rungsorganisationen (NGOs). Die »neue 
Internationale« (Die Zeit) war in diesem 
»gerechten Krieg« (Blair) im »Kampf um die 
Zivilisation« (Jospin) scheinbar auf der richti- 
gen Seite: Auf der Seite der zivilen Opfer. 
Unvereinbar mit Humanitärer Hilfe ist eine 
Parteinahme für eine der kriegsführenden 
Parteien. »Military humanism« (Ulrich Beck), 
die militärische »humanitäre Intervention«, 
wie sie sich nach 1989 zunehmend etabliert 
und mit dem NATO-Krieg gegen Serbien 
einen neuen Höhepunkt erreicht hat, bringt 
diese scheinbar einfache Welt der NGOs 
durcheinander: Die NATO als bewaffneter 
Arm von Amnesty International in einer 
»Weltbürgergesellschaft«, in der nur noch 
die Menschenrechte durchgesetzt werden 


müssen? 


Menschlichkeit« 


Schon im Namen »Nicht-Regierungsorgani- 
sationen« steckt die Ambivalenz einer nega- 
tiven Bestimmung: NGOs setzen sich von 
staatlichen Institutionen ab, beziehen sich 
aber gleichzeitig auf sie. Sie sind zunächst im 
breitesten Sinne auf Freiwilligkeit basierende 
Gruppen, die regierungsunabhängig und oh- 
ne Interesse an Profit von Bürgern und Bür- 
gerinnen selbst gesteckte Ziele verfolgen. Es 
kann die »Royal Society for the Protection of 
Birds« oder das »Internationale Rote Kreuz« 
sein. Im Prinzip gehören auch Gewerkschaf- 
ten, Unternehmensverbände oder kirchliche 
Organisationen dazu. 

Im Gegensatz zu den neuen sozialen Be- 
wegungen agieren die NGOs in einem be- 
sonderen Spannungsfeld zwischen Staat und 
Gesellschaft. 
Distanz zum Staat. Gleichwohl sind sie über 


Ihr Name deutet auf eine 


verschiedene Ebenen mit staatlichen Institu- 
tionen verstrickt und vernetzt. Scheinbar 
stehen sie im Gegensatz zum Staat, tatsäch- 
lich sind sie seine Ergänzung, wo sich staatli- 
ches Handeln als ineffektiv erweist. Ihr neu- 
er Charakter besteht darin, dass ihnen 
staatliche Institutionen diese Rolle bewußt 
zuweisen. So werden sie z.B. an globalen 
politischen Entscheidungsprozessen über in- 
ternationale Institutionen und Konferenzen 
beteiligt. 


Qualitative Änderung des 

Bezugsrahmens 
Die Rolle der NGOs muß zusammen mit 
postfordistischen Transformationsprozessen 
und den globalen Umbrüchen kapitalisti- 
scher Vergesellschaftung gedacht werden. 

Mit dem »Ende« nationalstaatlicher Poli- 
tik verändern sich die Grenzen und Hand- 
lungslogiken von Ökonomie, Staat und Ge- 
sellschaft und somit auch der Bezugsrahmen 
von NGOs. Die wesentlichen Strukturverän- 
derungen, welche allgemein unter dem Be- 
griff »Globalisierung« gefasst werden, gehen 
ohne deren Einfluss vonstatten: Transnatio- 
nalisierung von Märkten, neue Technologi- 
en, globalisierte Medien- und Konsumland- 
schaft etc. 

Der »nationale Wettbewerbsstaat«, der 
auf demokratischem Weg eine mehr oder 
weniger intelligente Strukturanpassung an 
den Weltmarkt durchsetzt, folgt dem Globa- 
lisierungspfad, ohne demokratische Struktu- 
ren oder Alternativen zu entwickeln. Die 
NGOs sind Akteure, die das politische Vaku- 
um besetzen, das die staatlichen Institutio- 
nen bei ihrem Rückzug hinterlassen. Nicht 


dass NGOs als Äquivalent eingesetzt werden 
könnten, es sind vielmehr konfliktive soziale 
Prozesse, die sich bei Kompromissfindung 
ständig als sog. »erweiterter Staat« (Grams- 
ci) verdichten und institutionalisieren. 

Im Gegensatz zu den neuen sozialen 
Bewegungen werden sie in diesem erweiter- 
ten Rahmen als »konfliktiver Kooperations- 
partner« anerkannt. Sie sind nicht nur Spe- 
zialisten auf einem bestimmten Gebiet, sie 
sind auch sonst ganz im Sinne des »neuen« 
Kapitalismus: flexibel, global, mobil etc.' 
»Damit sind sie aber nicht nur global vernetzt, 
sondern auch in der festen Takelage von geo- 
ökonomischen Mächten — Finanzmärkte und 
Multis, der G7 und des IWF oder der Welt- 
bank - verstrickt« 

Neben diesen »strukturellen« Verände- 
rungen gibt es noch weitere zu nennen, die 
eher mittelbar mit den ersteren zusammen- 
hängen und im Zusammenhang mit dem 
»humanitären Diskurs« gesehen werden 
sollten. So herrscht — besonders in Afrika — 
ein politisches Vakuum, in welchem NGOs 
als parastaatliche Institutionen auftreten. 
Weiter nimmt das strategische und kom- 
merzielle Interesse westlicher Geberländer 
ab, und ihr Hauptanliegen besteht eher da- 
rin, schlechte Publicity zu verhindern, wenn 
»humanitäre Krisen« über die Mattscheibe 
flimmern. Da passt es gut für das Öffentlich- 
keitsprofil, wenn NGOs Hilfsprogramme 
über staatliche Gelder abwickeln. 

Neben der Funktion der NGOs als Teil 
des »erweiterten Staates« ist ihre Aufgabe die 
Vermittlung der Kriege in der »Neuen Welt- 
ordnung«. Der Generalsekretär der Verein- 
ten Nationen, Kofi Annan, hat auf die 
Neuartigkeit ausdrücklich hingewiesen: »Es 
entsteht zur Zeit ein neues internationales 
Gesetz, wonach sich die Staaten nicht mehr 
hinter ihrer Souveränität verschanzen können, 
um die Bevölkerung zu täuschen und zu 
quälen, in der Hoffnung, der Rest der Welt 
werde tatenlos zusehen.« 


Eine neue Regierung 
Ein Arbeitsstab »Globale Fragen« wird als 
Kontaktstelle im Auswärtigen Amt (AA) 
installiert und Ende April fand die Grün- 
dungsveranstaltung des FORUMS GLOBALE 
FRAGEN statt. Joschka Fischer merkt an, dass 
»niemand (...) mehr ein Monopol auf Lösungs- 
kompetenz« besitzt und fordert in diesem 
Sınn, dass das »Völkerrecht (...) weiterent- 
wickelt werden« muss: Die Menschenrechte 
als Gegenstand eines neuen internationalen 


Gesetzes. »Regierungskunst muss heute Staa- 
ten (...) mit nicht-staatlichen Akteuren koope- 
rativ zuusammenspannen«. Kofi Annan, der 
auf dieser Gründungsveranstaltung ebenfalls 
zugegen war, knüpft an Fischers Anmerkun- 
gen an, hinterließ aber einen etwas bitteren 
Beigeschmack bei den Teilnehmern, wenn er 
den Sinn und Zweck von NGOs darin sieht, 
auf Regierungen Druck auszuüben und 
ihnen »einzuheizen«. 

In einem Strategiepapier fordert Ludger 
Volmer (Staatsminister im AA) einen fast eso- 
terisch anmutenden »ganzheitlichen Ansatz« 
der Krisenprävention. Ihm geht es »um eine 
Neubestimmung des Verhältnisses militärischer 
und ziviler Konfliktbearbeitung«, denn eine 
»saubere Abgrenzung des Einsatzes ziviler und 
militärische Mittel ist (...) nur in der Theorie, 
aber nicht ın der Praxis möglich (...) kurz um 
neue Formen des intensiveren Zusammenwir- 
kens zwischen Wissenschaft und Politik, zwi- 
schen staatlichen und nichtstaatlichen Akteuren 
und dabei insbesondere den Nicht-Regierungs- 
oranisationen. (...) Dies heißt vor allem: stetiger 
Informationsaustausch, Abgleich der Situations- 
analysen und Abstimmung der Handlungskon- 
zepte.« Die ehemalige EU-Kommisarın Emma 
Bonino bedauert sogar, dass NGOs im Zuge 
des Krieges geheimdienstliche Informationen 
vorenthalten wurden. 

Schon im Koalitionsvertrag von Rot- 
Grün setzt die neue Bundesregierung auf 
»zivile« Konzepte der Konfliktbearbeitung. 
»Eine besondere Bedeutung kommt der Zu- 
sammenarbeit mit Nicht-Regierungsorganisa- 
tionen zu.« Was unter dem Label »ziviler 
Friedensdienst« schon seit einiger Zeit ausge- 
brütet wird, soll wirklichkeitsmächtig wer- 
den. Das Auswärtige Amt (AA) und das 
Bundesministerium für Entwicklung und 
Zusammenarbeit (BMZ) suchen seit letztem 
Herbst NGOs, politische Stiftungen und 
kirchliche VertreterInnen hierfür zusam- 
men, um neue Regelungen zu finden. 

Mit von der Partie: das Verteidigungsmi- 
nisterium. Schließlich legt das BMZ auch ein 
Rahmenkonzept vor, das grundsätzliche 
»Anforderungen an ihre Instrumente staatli- 
cher und nichtstaatlicher Zusammenarbeit« 
stellt. In diesem Entwurf wird ausdrücklich 
auch auf die OSZE-Mission 
Bezug genommen. 


ım Kosovo 


Inwieweit derartige Ansätze im Kosovo — 
ohne dass es abgesprochen war — bereits 
wirksam wurden, ist nicht klar. Der Kriegs- 
logik haben sich zumindest die wenigsten 
entzogen. 


ÄRRANCA! 


»Die Bereitschaft zur humanitären Hilfe 
(...) ist ebenso wie unser Eintreten für die 
Menschenrechte ein wichtiges und unverzicht- 
bares Element unserer Außenpolitik.« So der 
Beauftragte für Menschenrechte und Hu- 
manitäre Hilfe im Auswärtigen Amt, Gerd 
Poppe, auf einer Veranstaltung des BunDes 
DER JOHANNITER Im März. »Die Bundesre- 
gierung«, so Poppe weiter, »geht davon aus, 
dass auch in Zukunft Aufgaben, die von den 
Hilfsorganisationen wahrgenommen werden 
können, nicht von staatlichen und auch nicht 
von militärischen Stellen übernommen wer- 
den. (...) Die Entwicklungen ım Kosovo zei- 
gen, dass die Bereitschaft zur humanitären 
Hilfe nicht ausreicht, um die Konfliktopfer zu 
schützen und die dringend benötigte Hilfe zu 
ihnen gelangen zu lassen. Für die huma- 
nitären Hilfsorganisationen bedeutet dies, 
dass sie sich auch in solchen Situationen über 
das Spezifische ihrer eigenen Aufgabe (...) 
klarwerden müssen, in denen gleichzeitig auch 
eine (...) militärische staatliche Intervention 
erforderlich ist.« (Deutsche) Militärs schla- 
gen wie mit einem Buschmesser den Weg zu 
den humanitären Brandherden der Welt frei 
und die Humanitäre Hilfe wird »neutral« 
und eigenständig von Nicht-Regierungsor- 
ganisationen besorgt. NGOs als Teil einer 
militärischen Gesamtstrategie im Zeitalter 
des »nilitary humanısm«. 


Vor Ort 
In einer Arbeitsgruppe der EU arbeiteten seit 
Januar 1999 diverse NGOs mit UNHCR und 
JOM (International Organisation for Migrati- 
on) an einem Aktionsplan, der sich de facto 
gegen Flüchtlinge aus dem Kosovo und Alba- 
nien richtet.‘ In den von Militärs errichteten 
und von NGOs übernommenen Flüchtlingsla- 
gern nimmt die Arbeit der Nicht-Regierungs- 
organisationen unter den Rahmenbedingun- 
gen der NATO über die Lagerverwaltung und 
der Zusammenarbeit mit den Lokalmächten 
der Clans eine Struktur an, die als parami- 
litärisch bezeichnet werden kann. In Flücht- 
lingslagern haben NGOs im Auftrag der inter- 
nationalen Flüchtlingsorganisationen und der 
italienischen Regierung die wichtigsten Ver- 
waltungsinstanzen besetzt und erfassen mit 
rekrutierten Kosovarlnnen die Flüchtlinge. 
Unter dem Diktat der NATO_ gestalten 
NGOs den Kern einer neuen Gesellschaft 
mit und greifen damit als verlängerter Arm 
der westlichen Hegemonialmächte in soziale 
Prozesse ein. »Es ıst überaus beeindruckend 


zu sehen, wie zivile Hılfsoranisatioen und 


ÄRRANON! 


Militärs in wenigen Tagen neue Unterkunfts- 
möglichkeiten für Zehntausende geschaffen 
haben«, verkündet Joschka Fischer begeistert 


von einer mal etwas anderen Variante der 


Außenpolitik. 

USAID' veröffentlichte zu Kriegsende 
den WFP’/UNHCR-Plan für die ersten 60 
Tage der Nachkriegszeit im Kosovo. Darin 
wird der Kosovo in sieben AREAS OF 
ResponsigiLıty‘ (AORs) aufgeteilt, in wel- 
chen sie das Hoheitsrecht inne haben, 
Lebensmittel oder andere Hilfsgüter zu ver- 
telen oder über Auftragsverteilung auf 
Gemeindeebene durch »smaller PVOs« (pri- 
vate voluntary organizations) zu entschei- 
den. Die mit Spendengeldern überfluteten 
NGOs bieten die nahezu einzige Geldquelle, 
die ein Einkommen in einer brachliegenden 
Ökonomie sichern könnte. Die Hilfsgüter- 
verteilung über die PVOs führt zur Abhän- 
gigkeit von Geldern, die zu großen Teilen für 
gezielte Projekte von staatlichen Institutio- 
nen bereitgestellt werden und schafft gleich- 
zeitig ein Netzwerk von Zwischenhändlern 
und Zwischenverteilern, das nicht nur für 
den organisierten Teil der UCK eine Wirt- 


schaftsbasis bietet. Eine weitere Variante der 
Verteilung von Hilfsgütern ist das gemeinsa- 
me Auftreten von NGOs und KFOR. Auf von 
der UNO initiierten Koordinierungstreffen 
vermitteln die KFOR-Militärs den ansässigen 
NGOs Klienten für ihre Humanitäre Hilfe 
und bieten im Service inbegriffen bewaffne- 
ten Schutz, wenn ein kosavarisches Dorf von 
vier Seiten von »ethnic Serbian enclaves« 
umgeben ist. 

Verantwortlich sind die VertreterInnen der 
Zivilgesellschaft auch für die »Kollateralschä- 
den« ex ante — zumindest im Kosovo. Den 
nicht detonierten Sprengsätzen der NATO - 
das sind immerhin 30% — setzten NGOs wie 
CARE oder »Handicap international« ein 
breit angelegtes Schulungs- und Ausbildungs- 
programm entgegen. Dennoch stirbt fast täg- 
lich ein Mensch durch Minen oder Blindgän- 


ger. 


Ein Vergleich 
Während Humanitäre Hilfe im Kosovo groß 
geschrieben wird, ist sie andererorts zwar 
nicht klein angesagt, aber dennoch kleiner 
geschrieben, zumindest in Zahlen. Während 
der UNHCR in Afrika etwa ıı Cents pro Tag 
und Flüchtling aufwendet, sind es auf dem 
Balkan ein Dollar und 23 Cent: Mehr als das 
zehnfache. In Flüchtlingslagern in Afrika 
kommt auf 100.000 Flüchtlinge ein Arzt. In 
Lagern in Mazedonien versorgt ein Arzt 700 
Flüchtlinge. Sprecher des World Food Pro- 
gram (WFP) sagen zwar, dass überall, also 
sowohl in Europa als auch in Afrika, jedeR 
das Anrecht auf 2.100 Kalorien am Tag hätte, 
nicht aber, wie sich diese zusammensetzten. 
In Flüchtlingslagern auf dem Balkan gibt es 
Fertiggerichte, Hühnerpastete aus Dosen, 
folienverpackten Käse, frische Orangen und 
Milch, manchmal auch Kaffee und Obsttor- 
te. In den Regionen um die Flüchtingslager 
stiegen in Folge des massenhaften Einkaufs 
von Lebensmitteln die Preise, so dass die 
dort lebende Bevölkerung tiefer in Taschen 
greifen musste. In den Lagern gibt es Fuß- 
ball-, Basketballplätze und Tischtennisplat- 
ten, ein Flüchtlinglager hat ein Kinderhort 
mit zwei Kinosälen. Auf dem Balkan gibt es 
- nicht zuletzt dank der dazugehörigen 
NGO »Telecom Without Borders« — die 
Möglichkeit zu telefonieren. Das soll nicht 
heißen, daß die Flüchtlinge auf dem Balkan 
im Überfluß leben, aber »verglichen mit den 
Flüchtlingslagern in Afrıka ist Stankovac ein 
fünf-Sterne Hotel« meint Marion Droz vom 


Roten Kreuz. 


Immense Auswirkungen hat die Mittel- 
bindung und -konzentration auch für zu- 
künftige Arbeit von NGOs. So wurde MEDI- 
CO INTERNATIONAL ein (Sonder)Ersuchen 
für Mittel für Angola, wo sich die Situation 
einer erneuten Hungerkatastrophe nähert, 
ausgeschlagen. Die Mittel dieses Jahr gingen 
ausschließlich nach Europa, sie sollen sich 
nächstes Jahr doch noch einmal melden, so- 
weit dann noch dringender Bedarf bestehe. 


Nicht nur schwarze Schafe 
Bereits am 29. April sah Ulrike von Pilar von 
»Ärzte ohne Grenzen« in einem Brief an 
Aussenminister Fischer die Neutralität ın 
Gefahr. Die NATO sei Kriegspartei und nicht 
als humanitäre Einrichtung zu betrachten. 
Dennis McNamara, UNHCR-Delegierter für 
den Kosovo, spricht von der »stärksten Mili- 
tarisierung von Flüchtlingslagern der letzten 
25 Jahre«. Für den UNHCR scheint dies aber 
kein Problem an sich zu sein, im Gegenteil 
übt man sich der NATO gegenüber in 
freundschaftlichen Gesten: In Genf stellte die 
Organisation der NATO das Büro und der 
UNHCR-Transporthelikopter wurde einfach 
mit »NATO« überklebt. 

Das scheinbar widersprüchliche dieser 
Entwicklung ist, dass von seiten der NGOs 
immer und immer wieder der neutrale und 
politische Charakter der Humanitären Hilfe 
betont wird. Selbst die Entwicklung, die mit 
dem Kosovo-Krieg ihren neuen Höhepunkt 
fand, wird als eigene Herausforderung be- 
trachtet. Aber selbst auf Konferenzen, die die 
Frage nach der Zukunft der Humanitären 
Hilfe sollen, stimmen sich 
Militärs und NGOS auf zukünftige »Vorab- 
koordination« ein.” 

Es gibt nicht die NGOs‘. Gleichwohl ist 
bedenklich, dass es trotz Empörung und 
»Widerstand« zu keinem Bruch kommt, der 


sich dieser Logik entziehen würde. Mit mo- 


bestimmen 


ralischem Nachhängen am unpolitischen 
und neutralen Charakter der Humanitären 
Hilfe spielen sich die NGOs selbst vor, die 
politischen Prozesse als Kritiker abwägend 
und aus der Distanz beurteilen zu können. 
Dabei verkennen sie, dass gerade das Gegen- 


teil den gesellschaftlichen Verhältnissen an- 


gemessen wäre: politische und sich auf 


emanzipatorische Prozesse beziehende Ak- 
teure, die sich der herrschenden Logik ent- 
ziehen und die Zivilgesellschaft verändern, 


anstatt von ihr zu reden. 
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Anmerkungen 

Differenzierungen bleiben hier aussen vor 

ALTVATER ET. aL.: Vernetzt und verstrickt. Nicht-Regie- 

rungsorganisationen als gesellschaftliche Produktivkraft, 

Münster 1997, 5.24 

vgl. in dieser Arranca! »NATO-Krieg und europäi- 

sche Flüchtlingspolitik« 

THE UNITED STATES ÄGENCY FOR INTERNATIONAL 

DEVELOPMENT: (independent) »government agency 

that provides economic development and humanitari- 

an assistance to advance U.S. economic and political 

Interests overseas« 

World Food Program (WFP) 

Mercy Corps International in Pec, Solidarite in Djako- 
vica, Catholic Relief Services in Prizren, CARE in Uro- 
sevac, International Rescue Committe in Gnjilane, 
Action Against Hunger and Children's Aid Direct in 
Pristina, Oxfam in Mitrovica 

so geschehen in Bad Neuenahr im April 1999, siehe 
Speisekarte des Treffens! 

Es gab auch die Forderung nach einem sofortigen 
Stop der Bombardements nicht nur von serbischen 
NGOs, sondern auch von z.B. deutschen (medico 
international, ASW, Stiftung Nord-Süd-Brücken und 
WEED in einer gemeinsamen Erklärung) 
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Wird der Krieg vom Frieden unterbrochen 
oder der Frieden vom Krieg — und in 
welcher Phase befinden wir uns? Oder ist 
die Frage an sich falsch und müßte lauten: 
Ist Krieg nur die Fortführung der Politik mit 
anderen Mitteln oder ist nicht vielmehr die 
Politik ein Krieg, der mit anderen Mitteln 
geführt wird? Der Krieg im Kosovo ist vorbei 
und nach Ende der Bombardements weiter- 
gegangen. Deutschland ist feste dabei. Über 
den Einmarsch der KFOR-Truppen, speziell 
über den Einmarsch deutscher Truppen in 
das Kosovo, auf jugoslawisches Staatsterrito- 
rium ist in den bürgerlichen Medien unter 
sehr spezieller Einbeziehung der histori- 
schen Implikationen berichtet worden. 

Wir haben uns angeschaut, auf welche 


Weise das geschah. 


Dabei gehen wir von zwei Thesen aus, deren 
einzelne Axiome sich gegenseitig produzie- 
ren und reproduzieren, denkbar als ein Netz, 
dessen Knotenpunkte alle miteinander ver- 
bunden sind. Verknüpfungen sind zum ein- 
en Krieg — Nationalismus — Geschlecht, zum 
anderen Sprache — Gewalt - Geschlecht. 


Sprache, Gewalt... 

Der Krieg in Deutschland war eine Medien- 
schlacht -— er wurde uns in Textform, als 
Sprache, wie als Bild vermittelt. Sprache, Ge- 
walt und Geschlecht sind untrennbar verwo- 
ben. Entscheidend ist nicht allein, was gesagt 
und was nicht gezeigt wird, sondern vor al- 
lem, wie. In der Art und Weise, wie dieser 
Krieg in der BRD präsentiert wurde, sind die 
oben genannten Verhältnisse erkennbar. 


...und Geschlecht 

Ein Beispiel: In der Zeitung wird zuweilen 
über »häusliche Gewalt« berichtet. In dieser 
häufigen Bezeichnung für Männergewalt ge- 
gen Frauen und Kinder wird ihr patriarcha- 
ler Gehalt verschwiegen. Das zugrundelie- 
gende sexualisierte Gewaltverhältnis bleibt 
unangetastet und wird als solches stabili- 
siert, gerade weil darüber in dieser verschlei- 
ernden Form berichtet wird. 


Gewalt, Geschlecht... 
Eine Frau wird vergewaltigt. Der Täter ist 
ein... Mann. Richtig. Aber falsch, denn dies 
geschah im Kosovo und deshalb hat uns 
auch hier das Offensichtliche nicht zu inter- 


essıeren, sondern statt dessen die Herkunft 
des Täters. 


...und Nation 
»Ist er ein Serbe?«, werden alle fragen. Nun 
wird sehr wohl ein Herrschaftsverhältnis als 
Erklärungsansatz zu Rate gezogen: Im Lichte 
des Nationalismus betrachtet wird aus der 
Vergewaltigung von einer Frau durch einen 
Mann die Schändung der Nation. Sprache als 
Form der Darstellung beinhaltet also immer 
verschiedene Herrschaftsverhältnisse, welche 
durch sie auf unterschiedliche Weise gespie- 


gelt, wiederholt und produziert werden. 


Nationalismus, ... 
Der Krieg wird zwischen den Guten und den 
Bösen gekämpft und was du bist, hängt von 
der Perspektive ab. Die Abgrenzung erfolgt 
durch verschiedene zumeist nationalstaatliche 
Ein- und Ausschlussmechanismen, die auch 


im Frieden wirken. Abstammung, Territori- 


um, Volk, Kultur sind nur einige wenige Kri- 
terien, die stetig modernisiert die Essenz des 
Nationalen ausmachen. Was ist das Nationa- 
le in Kürze: es ist eine Idee. Diese gründet auf 
der Vorstellung eines wie auch immer defi- 
nierten Volkes, das auf verschiedene Weise 
homogenisert werden muss. Es wird eine 
gemeinsame Geschichte erdacht und über- 
gestülpt, ein gemeinsames Schicksal be- 
schworen und erzählt und eine gemeinsame 
Zukunft prophezeit. Eine Nation ist eine 
erfundene Gemeinschaft sagt Benedict An- 
derson (siehe auch Arranca! Nr. 15 & 16). 
Rasse und Klasse spielen dabei eine Rolle, 
sagen Balibar und Wallerstein. Und die Idee 
von Männlichkeit und Weiblichkeit, sagen 
wir. Sowohl der Krieg als auch das Nationale 
bedürfen der Vorstellung von einem Ande- 
ren im Kontrast zum Eigenen. 


...Krieg und Geschlechterdifferenz 
Wir alle wissen, das Andere zum deutschen 
Staatsbürger (weiß nach Möglichkeit) ist der 
Ausländer, der Fremde. Das Andere zur 
männlichen Norm ist das Weibliche. Das 
Eigentliche ist — so steht es seit der französi- 
schen Revolution fest, der männliche (besit- 
zende), weiße Mann — Bürger. Dieser hat 
Rechte, aber wie es so im Leben ist, auch 
Pflichten. Wenn es dumm läuft, heißt das für 
den Staat, für seine Nation zu sterben. Da- 
mit es nicht so abstrakt bleibt, heißt es dann, 
er starb den Heldentod für seine Frau(en, 
ein Schlingel, wer Böses dabei denkt, es gibt 
ja noch die Mutter, die Schwester) und Kin- 
der und außerdem für seine Ideale (verkör- 
pert als Frauen: Justizia, Bavaria, Staute of 
Liberty). Der als weiblich markierte Körper 
ist ein zentraler Bestandteil der Familien wie 
auch des nationalistischen Denkens und in 
diesem Zusammenhang auch der Kriegslo- 
gik und Rhetorik. Die Familie ist die Keim- 
zelle des Staates, und die Nation ist wie eine 
Familie in groß. Mit der Übertragung der 
Familienmetapher verschleiert Sprache und 
stellt gleichzeitig etwas her: sie naturalisiert 
ein soziales Gefüge. In der Familie hat der 
Vater das Sagen. Wird die Nation als Familie 
imaginiert, so ist ein oben und unten, ein 
mehr und weniger normal. Normal ist die 
Hierarchie aber nicht nur innerhalb der 
Nation, sondern auch zwischen Nationen. 
Die Kriegs- wie auch die Nachkriegsbericht- 
erstattung wurde und wird nicht müde, eine 
westliche Überlegenheit gegenüber den »pri- 
mitiv-nationalistischen« Serben (und Alba- 


nern) zu konstruieren. Von der »stüdslawi- 
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schen Mentalität« ist die Rede; davon, dass 
»die« von Europa erst einmal lernen müs- / 
sten, den atavistischen Nationalismus aufzuge- | 

ben. So etwas ist nicht mehr zeitgemäß. Dafür E 

war es offenbar an der Zeit, dass Deutschland 
sich aktiver an diesem nationalistischen Lehr- 


stück beteiligte. 
” 
Der Krieg der Medien | 
| 
Die FRANKFURTER RUNDSCHAU berichtete am | 
14. Juni über den Einmarsch britischer Trup- 
pen in das Kosovo.' Dieser Artikel erschien 


uns beispielhaft für den westlichen, in diesem 
Fall männlichen Blick auf den Krieg. 

Der Journalist Rolf Paasch vergleicht hier 
Kriegsereignisse und die Reaktionen der Be- 
völkerung des Kosovo auf den Sieg der 
NATO mit Sportereignissen: »Die erste Reise 
in die von Albanern verlassene Provinzhaupt- 
stadt erinnert oft an den Krieg und manchmal 
an die Tour de France«; »an dieser Stelle miß- 
te die Erzählung eigentlich den Ton einer 
Sportreportage annehmen, denn in den alba- 
nischen Straßendörfern hinter Feizaj herrscht 
eine Atmosphäre wie bei der Tour de France«; 
»der Abzug von Milosevics Soldaten, die sich 
geben, als hätte das jugoslawische Basketball- 
team den Weltmeistertitel gewonnen und 
nicht die Armee den Krieg verloren.« 

Weiter stellt er Bezüge zu Romanen, Fil- 
men und Theaterstücken her: »so wird das 
epische Flüchtlingsdrama in und um Kosovo 
von hollywoodreifen Kriegsbildern über die hı- 
storische humanitäre Intervention des Westens 
in Jugoslawien abgelöst«; »(...)der erste westli- 
che Militärkonvoi hängt noch vor der Brücke 
von Kacanik fest. Ein Ort wie aus einem 
Hemingway-Roman.« »Darin spielen noch 
einmal einzelne herumziehende serbische Sol- 
daten die Hauptrolle. Sie ballern im letzten 

Akt TROTZIG, BETRUNKEN ODER EINFACH NUR 
VERWIRRT |Hervorhebung von uns| in die 


Luft.« 
Städte werden bei ihm zu Frauen: »Pristi- 
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na war nie eine Schönheit unter den Städten. 
Jetzt gleicht Es |Hervorhebung von uns| einer 
gedemütigten Hure.« und jubelnde Kinder 
zur Gefahr für die Truppen: »(...) droht dem 
Konvoi plötzlich eine ganz andere Gefahr: ju- 
belnde albanische Kinder, die mit ihren Eltern 
den Straßenrand säumen.« 

Paasch ist ein Mann. Militärischer Krieg 
ist (noch) eine Männerdomäne. Zum Krieg 
fallen Paasch »friedliche« Vergleiche aus be- 
nachbarten Männerdomänen ein. Obwohl, 
oder gerade weil reale Frauen in Paaschs Be- 


richt nicht auftauchen, ist die Handlungs- 
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welt der Akteure in weibliche und männlı- 
che Modi aufgeteilt. Historische Kriegsereig- 
nisse spiegeln sich in zivilen Riten der Männ- 
lichkeit wie Sport, Hemingway als Inbegriff 
männlicher Erzählung wird bemüht, Ver- 
gleiche zur patriarchalen Traumfabrik Hol- 
Iywood werden angestellt. 

In Paaschs Bericht verknüpfen sich Kon- 
struktionen von Natur, Weiblichkeit und 
Nationalismus. Soldaten der jugoslawischen 
Armee sind immer »Serben«, ihre Handlun- 
gen werden jedes rationalen Gehaltes entklei- 
det, verweiblicht oder infantilisiert. In einem 
Großteil der Kriegsberichterstattung erschei- 
nen sie als wahnsinnig. So im SpiEGEL TV 
(RTL), ı2. Juni 1999, in einem Fernseh-Be- 
richt über den Truppeneinmarsch. Ein UCK- 
Kämpfer wird in einer geplünderten Mo- 
schee gefilmt und interviewt: »Die haben 
kein Herz, sind verrückt, muß ich sagen, ag- 
gressive Leute.« Die Trauer in seinen Augen, 
seine Betroffenheit werden in den Dienst 
westlicher Berichterstattung und nationali- 
stischer Konstrukte gestellt. Jugoslawische 
Soldaten handeln nicht wie alle Soldaten in 
allen Kriegen, ihre Plünderungen sind nicht 
Ausdruck entfesselter patriarchaler Gewalt, 
die kein bestimmtes Heimatland besitzt. 
Nein, sie sind verrückt. »Abgerissene Unifor- 
men, Gesichter und Blicke wie aus dem Grusel- 
kino, aggressiv, bedrohlich, feindselig (...)« 
»Sie waren wie die Tiere. Oft nahmen sie Dro- 
gen, wir haben jede Menge Spritzen gefunden. 
Immer aber waren sie alkoholisiert.<' »Es sind 
vor allem die marodierenden Banden von 
ultranationalistischen Brutalos, die nun für 


Angst und Schrecken sorgen. Augenzeugen 


berichten, daß diese bewaffneten Haufen auf 


alles schießen, was sich bewegt. Brandgefährli- 
che Terroristen, die sich mit heimtückischen 
Anschlägen gegen die Besetzung ihres geheilig- 
ten Kosovos stemmen.«' Die Motivation der 
»serbischen« Soldaten wird abgewertet, Na- 
tionalismus wird bei ihnen zur wahnsinni- 
gen Geste. Das macht es leicht, ihn aussch- 
ließlich bei ihnen, den Fremden zu verorten. 
Zum Vergleich: die Legende von der huma- 
mitären Mission des Westens wird allenfalls 
skeptisch rezipiert. Die Form des Nationalis- 
mus, die sich im imperialen Streben der 
westlichen Staaten nach Osten äußert, ist als 
solche nicht mehr kenntlich. 

Soldaten rücken in Städte ein, die weib- 
lich, beziehungsweise sächlich werden, und 
welches Frauenbild paßt zum Tross der 
Krieger? Die Hure, in Form der häßlichen, 


Destiegenen Stadt ist eine gedemütigte Hure, 


die im Männerblick ohnehin würdelos ist, 
ihrer letzten Würde beraubt. Das ist der ein- 
zige Punkt, an dem Paasch in seinem Bericht 
das Bild einer Frau bemüht. Doch Kinder 
gibt es und wo Kinder sind, sind in der Regel 
Frauen nicht weit. Jubelnde Kinder bedrohen 
die Ordnung der Truppen durch ihre Emo- 
tıionalität. 


Neue deutsche Helden 
Major 
schreibt Die WELT am 15. Juni 1999. »Er ent- 


»Deutscher verhindert Massaker« 
waffnete eine Gruppe Junger serbischer Solda- 
ten, die mehrere Zivilisten bedrohten — und 
stoppte so ein Blutbad. Ein englischer Journa- 
list berichtet: »Es war das Tapferste, was ich je 
erlebt habe««. Was war geschehen: »Der Held 
des Einmarsches nach Prizren war Major Dr. 
Harald List — ein bulliger deutscher Bundes- 
wehrreservist, der sich 20 wütenden serbischen 
Soldaten in den Weg klotzte. (...) Die Serben 
scharten sich schreiend um ihn — er schrie 
zurück, wobei er einen Gewehrlauf wegschlug, 
der auf seine Nase gerichtet war. Auf einmal 
sahen sie kleiner aus, wie jugendliche Halb- 
starke statt Killer.« So Die WELT, und Focus 
bringt es auf den Punkt. »Ein deutscher Held 
war geboren.«' Hier hat man begriffen, dass 
Kriege nach wie vor dazu dienen, Helden zu 
produzieren. Wenn es deutsche sind, so darf 
dies (noch) nicht (wieder) auf anrüchig blu- 


tige Weise geschehen, sondern beim »Einsatz 


für die Schwachen«. 


Das Foto zum Ereignis" zeigt eine Vater- 
Sohn-Konstellation (s. 5. 36). List Ist um 
Jahre älter als der jugoslawische Soldat, dem 
er in symbolischer Kastration das phallisch 
aufgerichtete Gewehr wegnimmt. »Gib sofort 
her, du machst damit nur Unsinn!« Patriar- 
chale Autorität wie sie von deutschen Medi- 
en gerne gesehen wird. Am 14. Juni veröf- 
fentlichten zahlreiche Tageszeitungen die 
Worte eines deutschen Generals, der einem 
jugoslawischen Oberst ein Zeitlimit zum 
Abzug stellte. Überall waren identische, 
wörtliche Zitate zu lesen, die mit dem Satz 
endeten: »Der deutsche General stellt klar, 
dass dies ein Befehl sei.« Die Ordnungsmäch- 
tigkeit deutscher Funktionsträger gegenüber 
erziehenden serbischen Soldaten 
(Kindern?) 
müßten zur Kenntnis nehmen, dass (...)e, 
Soldaten 


bestimmt auf.« Eine solche Autorität bedart 


den zu 


wird Detont: »(...) die Serben 


»daber treten die deutschen sehr 


der Legitimation. Die deutschen Soldaten 
haben sie in den Augen der Presse, denn sie 
Froberer, sondern als 


kommen nicht als 
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Befreier.’ »Jetzt steht Deutschland Wacht mit 
aufgepflanzter Fahne. Was wird daraus wer- 
den? Der Karst des Kosovo ist kein Ort, an 
dem Übermut gedeiht. Es kann sein, daß 
Deutsche dort posthum Helden werden. Trau- 
rig das Land, das Helden nötig hat, schrieb 
Brecht. Behutsam, besonnen übernimmt die 
Bundeswehr deshalb ihre Pflicht. Sie tut es mit 
der Umsicht derer, die die Geschichte der 
Deutschen in Uniform genauer kennen als 
viele, die ın diesen Tagen über sie reden. Sie 
tut es mit der Vorsicht derer, die nicht zu Hel- 
den werden wollen, sondern die wieder nach 
Hause kommen möchten und zwar mit rei- 
nem Gewissen.«® Der TAGESSPIEGEL fasst es 
zusammen: »Deutsche Soldaten sind gute Sol- 
Und das weiß auch SPiEGEL-TV 
vom ı2. Juni. Aufnahmen zeigen deutsche 


daten«.’ 


Soldaten bei der Vorbereitung auf den Koso- 
vo-Einsatz. Ein Soldat, nach seiner Motivati- 
on befragt, nach Jugoslawien zu gehen will 
»dort unten helfen.« An diesem Mythos wur- 
de an den verschiedensten publizistischen 
Fronten gebastelt. Und helfen lässt sich auf 
vielerlei Weise. Auch Volksmusikstar Stefan 
Mross wollte »helfen« und begleitete einen 
Hilfstransport nach Albanien. So begegnete 
uns bereits im April ein deutscher Held: 
»Dıie wahren Helden sind die Helden des All- 
tags, Menschen, die sich ohne Rücksicht auf 
das eigene Leben für andere einsetzen«, weiß 
Das NEUE BLATT. Woher dieser Mross das 
hat? »Sein Großvater väterlicherseits hatte im 
Zweiten Weltkrieg gekämpft und ihm immer 
wieder von den Schrecken des sinnlosen Mor- 
dens berichtet. »Das hat mich zutiefst geprägt: 
gesteht Stefan Mross. »Und deshalb zögere ich 
nicht, wenn ich jetzt helfen kann, Leid zu lin- 
dern.«« Ungefährlich ist das nicht und 
»Todesangst um Stefan Mross«, so die Über- 
schrift des Artikels, stand »natürlich« eine 
Frau aus, Stefanie Hertel heißt sie und ist 
Mross’ Verlobte. 

Allerdings ist es schon ein hartes Geschäft, 
ein Held zu werden. »Natürlich spüren unsere 
Soldaten die schwere Last auf ihren Schultern, 
aber sie verhalten sich absolut professionell. 
(...) Die Männer wissen um die historische 
Chance dieses Einsatzes, denn diesmal sind sie 
von Anfang an dabei«, so Presseoffizier 
Hanns-Christian Klasing im Focus. 

Die Vater-Sohn-Konstellation, die im Auf- 
treten der deutschen Soldaten den jugosla- 
wischen Soldaten gegenüber entweder real 
besteht oder durch die Medienrezeption pro- 
duziert wird, dient der Naturalisierung des 


kriegerischen Aktes, ein fremdes Staatsterri- 
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torium zu besetzen. Der strenge aber gerechte 
Vater ruft den Sohn, in dessen Handeln er sich 
selbst wiedererkennt, zur patriarchalen Ord- 
nung. Immer wieder wird die Beherrschtheit 
und Besonnenheit der deutschen Soldaten 
betont, die, gerade weil sie die Bestialität 
faschistischen Kriegertums aus der deutschen 
Geschichte kennen, nun erwachsen geworden, 
den unreifen, offen brutalen und irrationalen 
Handlungen der serbischen »Jungen« ent- 
schieden und mit Kistorischer Autorität aus- 
gestattet entgegentreten können. Implizit wird 
— wie schon während der Bombardements 
und ihrer Legitimierung mit der Erfahrung 
von Auschwitz — deutsche Geschichte exterri- 
torialisiert. Deutsche Soldaten treffen in Ju- 


'goslawien auf deutsche Geschichte. Doppelt 


legitimiert als westlich aufgeklärte und durch 
die Erfahrung des deutschen Faschismus 
geläuterte Männer beziehen sie im Kosovo 
Stellung für das Gute. Der deutsche Ein- 
marsch auf jugoslawischem Staatsgebiet ist so 
ein weiterer Schritt zu der als Überwindung 
getarnten Entsorgung der deutschen Ge- 
schichte. Sie wird in den Dienst der endlich 
erreichten Weltmachtposition Deutschlands 
innerhalb Europas gestellt. Bundeskanzler 
Schröder zog mit seiner Äußerung, durch 
den Einsatz auf dem Balkan sei Deutschlands 
Kriegsschuld gesühnt, das Fazit aus einer 
breit getragenen Imagekampagne für das gute 
deutsche Militär. Die Bedeutung dieser mora- 
lischen Vorreiterrolle Deutschlands für die 
gesamteuropäische Außenpolitik ist nicht zu 
unterschätzen. 


Neue Soldaten braucht das Land 
Die Reformierung des soldatischen Mannes 
zum guten soldatischen Mann dient darüber 
hinaus der Modifikation von Geschlechter- 
differenz und geschlechtsspezifischen Rol- 
lenmustern in der bundesdeutschen Gesell- 
schaft. »Richtschütze Thorsten Meletzki (26) 
stinkt zum Gotterbarmen. Schweiß rinnt über 
sein sonnenverbranntes Gesicht, die Augäpfel 
gerötet und die Lider schmal wie die Sehschlit- 
ze seines Panzerfahrzeugs, Typ Luchs. Der 
Mann ist am Ende seiner Kräfte. »Hundemüde, 
echt platt.« Seit drei Tagen hat der Stabsunter- 
offizier aus Detmold nicht mehr geduscht, seit 
zwei lagen nicht mehr geschlafen, jetzt quält 
Ihn auch noch eine Verstopfung. «' 

Patriarchale Handlungsweisen werden in 
jedem Krieg neu sanktioniert. Dies gelingt in 
diesem Krieg so gut, weil der neue soldati- 
sche Mann als »weiblich« markierte Tugen- 


den mit »männlichen« Qualitäten zu verei- 


nen weiß. Er darf sich belastet fühlen und 
Gefühle äußern. Er darf darunter leiden, 
dass er stinkt, denn deutsche Soldaten stin- 
ken nicht, sie sind zivilisiert, rasiert, gewa- 
schen. Doch trotz der Strapazen ist der deut- 
sche Soldat »hellwach« (Focus), tut sein 
Bestes, was zugleich das Beste ist, er ist zu 
bewundern. Der deutsche Soldat ist einfühl- 
sam, kontextbewußt und leistet schwierige 
Vermittlungsarbeit. Der neue deutsche Sol- 
dat verfügt über Besonnenheit und 
Überblick wie über Durchsetzungsvermö- 
gen und Klarheit. In Person des Orientali- 
sten List tritt er als Studierter, Fachmann, als 
quasi Intellektueller an die Öffentlichkeit. Er 
hat die interessante Aufgabe, die »Verbin- 
dung zwischen Militär und Zivilinstitutionen 
herzustellen.« 

Der deutsche Soldat als Gelenk zwischen 
militärischem und zivilem Handeln, zwischen 
weiblichen und männlichen Tugenden, ein 
Übermann, ein Übermensch? Nein, schlim- 
mer, ein guter deutscher Mensch, der durch 
sein authentisches Geschichtsbewußtsein 
Emotion und Verstand in der Waage zu hal- 
ten weiß, ein unangreifbar scheinendes Kon- 
strukt. 
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Und diese deutschen Soldaten dürfen auch 
Angst haben, denn sie wissen, sie werden Sie- 
ger bleiben: »Noch fühlen wır uns gut. Doch 
was uns erwartet ist schwer abzuschätzen. Wir 
rechnen mit allem. Wir können uns wehren, 
aber wir wollen es nicht dazu kommen lassen, 


a 
uns wehren zu miüssen.« 


Der Unterschied zwischen 

deutschen und serbischen Toten 
Wenn sich deutsche Soldaten denn »wehren 
jnissen« ist der Sondernummer des STERN 
zu entnehmen, in der dieser die zwei er- 
schossenen Sternjounalisten Volker Krämer 
und Gabriel Günter betrauert. 

Zeitgleich mit den beiden Journalisten 
war auch die holländische Krankenschwester 
(sic!) Petra Veeger, MSF (medicines sans 
(Yontieres), auf der Straße unterwegs, auf der 
die beiden beschossen wurden. Sie war bei 
Gabriel Günter bis zu seinem Tod. Im Be- 
richt des STERN wird sie nur einmal nament- 
lich erwähnt. Fortan ist sie »die Kranken- 
schwester«: »Er war bei vollem Bewußtserm,« 
erinnert sich die Krankenschwester. »Er sagte 
nur: „Man hat auf uns geschossen. Warum 


nur, warum? Ich bin doch Journalist! Warum 


hat man auf uns geschossen? Die Kranken- 
schwester versucht, den  Schwerverletzten 
abzulenken, fragt ihn nach seiner Familie, 
wen sie benachrichtigen könne: »Gabriel sagte, 
daß er leben wolle. Immer wieder hat er 
gesagt, wie sehr er seine Familie liebt, seine 
Frau und seinen ungeborenen Sohn. Er war 
unglaublich tapfer. Ich habe ihn bewundert.« 
Noch Fragen? 

Im gleichen Stern wird über den im Kon- 
trast zu Gabriels tapferem Sterben so gar 
nicht heldenhaften Tod eines von Deutschen 
erschossenen Paramilitärs berichtet: »Als die 
beiden Insassen das Feuer mit einer Kalaschni- 
kow eröffneten, schossen die deutschen Solda- 
ten zurück. In dem mehrminütigen Gefecht‘ 
wurde ein deutscher Feldwelbel aus dem säch- 
sischen Schneeberg am Arım getroffen, der Fah- 


rer des Lada getötet. Sein schwerverletzter Bei- 


fahrer WIMMERTE |Hervorhebung von uns], 


als er aus dem Wagen gezogen worden war: 
‚Mein Name ist Zarko Andrejevic und ich tra- 
ge eine Waffe, weil ich dazu von meiner Nation 
aufgerufen wurde. ' Deutsche Tapferkeit und 
Liebe zu als »Fammlie« bezeichneter Frau und 
ungeborenemt!) Sohn hier, serbischer natio- 


nalistischer Wahnsinn dort. Bis in den Tod. 


Entsprechend werden die Särge der tapfe- 
ren Journalisten wie die toter Soldaten insze- 
niert (s. Foto S. 36). Dieser Krieg wurde 
und wird an einer breiten zivil-militärischen 
Front geführt. Helden können alle männli- 
chen Beteiligten werden, vom Journalisten 
über den Begleiter eines Hilfstransports bis 
zum Major. Wenn deutsche Journalisten ihre 
kriegspropagandistische Arbeit ernst ge- 
nommen hätten, so hätten sie folgern kön- 
nen, warum andererseits auch sie beschos- 
sen werden können. Und so ist Georg See- 
$len etwas hastig, wenn er annimmt, dass die 
»Panzermänner auch Krankenschwestern« sei- 
en und »die Krankenschwestern auch Blut- 
spritzer« werden und überlegt, dass »dieser 
Krieg auch noch als Postfeminisierungsmaschi- 
ne«° funktionieren könne. Keine Angst, so 
schnell geht das nicht. Helden können zwar 
auch Journalisten sein, im Dienst der guten 
Sache »Wahrheit« unterwegs, doch Helden 
sind noch immer männnlich und Kranken- 
schwestern immer noch Krankenschwestern. 
Krieg und Frieden und Nation existieren 
nicht ohne Geschlechterkonstruktionen. 
Flexibilisierungen, Rollenüberschneidungen 
und Begriffserweiterungen sind möglich. 
Das einzige uns bekannte Foto einer Solda- 
tin in einer deutschen Tageszeitung spricht 
allerdings Bände über die Rezeption von 
Frauen in Uniform. Aus der Kriegerin wird 
eine Pieta.' 
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ÜBER MENSCHENRECHTSKRIEGE 


UND DEREN KOLLATERALSCHÄDEN 


MORAL 


Der Kosovo-Krieg ist kein Nachrichtenhit 
mehr und die aktuellen Brennpunkte haben 
sich wieder anderen Themen zugewandt. 
Zum Beispiel den Trauerfeiern für einen 
nordafrikanischen Monarchen, der zwar 
einem absolutistischen Polizeistaat vorstand, 
nichtsdestotrotz jedoch als leuchtendes 
Mitglied der internationalen demokratischen 
Wertgemeinschaft gewürdigt wird. Dennoch 
bezeichnet der Krieg eine historische Zäsur, 
nicht nur hinsichtlich des Zustands der 
„Weltordnung« nach 1989, sondern auch in 
Bezug auf die politischen Verhältnisse hier- 
zulande. Er hat den politischen Bankrott der 
Alt-68er-Linken ebenso deutlich gemacht 
wie die Schwäche des linken politischen 


Spektrums insgesamt. 


Die rot-grüne Regierungskoalition hat es 
geschafft, weite Teile der einstmals noch vor- 
handenen kritischen Opposition wieder der 
Staatsräson zu verpflichten. Ihr hegemoniales 
Projekt bestand darin, einen Moraldiskurs zu 
etablieren, der die Frage von Interessen und 
Macht, von internationaler Herrschaft und 
Unterdrückung einfach ausklammert. Noch 
vorhandene Reste kritischer Öffentlichkeit 
wurden damit entweder zum Schweigen 
gebracht oder in bisher kaum gekanntem 
Umfang marginalisiert. Diese Form der 
»realpolitischen« Wende hätte die Kohl- 
Regierung sicherlich nicht zustandege- 
bracht. Die wohlstandschauvinistische For- 
mierung der deutschen Gesellschaft ist, so 
scheint es, fast perfekt geworden. 

Der Bankrott kritischer Öffentlichkeit 
hierzulande zeigt sich nicht zuletzt daran, 
dass die politische Debatte, sofern es eine 
solche jenseits nackter Kriegspropaganda 
noch gab, von der Frage nach dem Sinn und 
Zweck »humanitärer« Militäraktionen be- 
herrscht wurde. Nun mögen zunächst viele 
wirklich geglaubt haben, es handle sich beim 
Angriff auf Jugoslawien um eine solche, als 
ginge es tatsächlich um Demokratie und 
Menschenrechte. Und das ist nicht einmal 
ganz falsch. Zweifellos ging es darum, aller- 
dings jedoch um die Durchsetzung einer 
bestimmten Definition ihres Inhalts: der 
westlich-kapitalistischen Lebensweise und 
der ihr zugrundeliegenden ökonomischen 
und politischen Bedingungen. Dies macht 
deutlich, wohin Menschenrechtsdiskurse 
führen, wenn von ihren historischen und 
ökonomischen Bedingungen geschwiegen 
wird. 

Um was es wirklich ging, zeigt ein Blick 
auf die »neue Weltordnung«, die nach 1989 
entstanden ist und die im und durch den 
Kosovokrieg weiter gefestigt wurde. Seit dem 
Zusammenbruch der Sowjetunion haben 
wir es mit einem internationalen System zu 
tun, das von einer kleinen Gruppe kapitali- 
stischer Metropolen unter Führung der USA 
ökonomisch und militärisch weitgehend 
uneingeschränkt beherrscht wird. Ein kon- 
ventioneller Krieg kann gegen die USA 
überhaupt nicht und ohne sie kaum noch 
geführt werden. Die Metropolen vereint das 
gemeinsame Interesse an der Aufrechterhal- 
tung der bestehenden ökonomischen und 
politischen Weltordnung. Dazu gehört die 
Demonstration ihrer Fähigkeit, »antiwestli- 
che« Regimes und Bewegungen — wie immer 


sie auch aussehen mögen — mit offener oder 


verdeckter Gewalt zu beseitigen. Dies be- 

kräftigt die neue NATO-Militärstrategie, die 

auf eine feinmaschige Kontrolle der Welt bis 

hin zur Bekämpfung punktueller Aufstände 

zielt. Zugleich stehen die dominierenden ka- 

pitalistischen Staaten in einem sich ver- 

schärfenden Konkurrenzkampf untereinan- 

der. Dieser Konflikt kann allerdings ange- 

sichts der militärischen Übermacht der USA 
nicht unmittelbar, sondern nur stellvertre- 
tend kriegerisch ausgetragen werden, wie 
zuvor schon beispielsweise in Afrika. Die 
Militärintervention auf dem Balkan gewinnt 
von daher eine doppelte Bedeutung: sie de- 
monstrierte den Willen und die Fähigkeit 
der vereinten Metropolen, jeden Teil der 
Welt entsprechend ihrer geostrategischen 
Kalküle ihrer Kontrolle zu unterwerfen und 
sie zeigte den europäischen Staaten zugleich 
die Grenzen ihres politischen und ökonomi- 
schen Spielraums. Sie bestätigte und zemen- 
tierte den Sachverhalt, dass auch in Europa 
ohne die USA nichts geht. Die, wenn man so 
will, »Tragik« der europäischen Regierungen 
lag darin, dass sie sich aus eigenem Interesse 
gezwungen sahen, ihre Subalternität mittels 
Bündnistreue zu demonstrieren und zu 
untermauern. Das ist es, was die Regierungs- 
mann- und -frauschaft der wieder einmal 
ım Krieg geborenen »Berliner Republik« im 
wahrsten Sinne des Wortes alt aussehen ließ 
und vielleicht einen Teil der staatlicherseits 
inszenierten öffentlichen Hysterien erklärt. 

Dass es beim Balkankrieg zumindest nicht 
vorrangig um das Wohl von Menschen ging, 
haben die desaströsen Wirkungen der NATO- 
Bombardements gezeigt, die ja nun nicht 
überraschend kamen, sondern von vor- 
neherein einkalkuliert sein mußten. Als Folge 
davon wird diese Region auf lange Zeit öko- 
nomisch und gesellschaftlich verwüstet und 
von latenten oder offenen Kriegen durchzo- 
gen bleiben. Das, was ethnizistisch und 
nationalistisch unterfütterte Konflikte we- 
sentlich erzeugt, nämlich ökonomische Zer- 
rüttung, gesellschaftliche Marginalisierung 
und Ausgrenzung wurden weiter verstärkt. 
Folgerichtig werden die »ethnischen Säube- 
rungen« im Kosovo jetzt unter NATO-Ver- 
waltung fortgesetzt, wenn auch mit umge- 
kehrten Vorzeichen. 

Dennoch und gerade deshalb bleibt die 
Frage ernst zu nehmen, mit welchen Mitteln 
den im Zuge des sogenannten Globalisie- 
rungsprozesses ja nun nicht nur auf dem 
Balkan ausufernden Massakern und Men- 


schenrechtsverletzungen nun eigentlich be- 


ÄRRANCA! 


gegnet werden sollte. Dies ist eine zu Recht 
gestellte moralische Frage und ihre Beant- 
wortung hat sich mit den NATO-Bombarde- 
ments keinesfalls erübrigt. Die Antwort dar- 
auf kann nicht in einem »realpolitischen« 
Habitus gefunden werden, der die Wahrung 
von Recht und Moral an den Staat delegiert, 
sondern erfordert zuallererst politischen 
Realismus. Dazu gehört die Erkenntnis, dass 
Morde, Vertreibungen oder der - als Begriff 
inzwischen zum propagandistischen Passe- 
partout verkommene — »Völkermord« in ei- 
ner »Weltordnung«, die Ausbeutung und 
Unterdrückung zu ihrem Grundprinzip hat, 
nicht einfach beseitigt werden können. Ge- 
walt gehört schon immer untrennbar zu 
dem, was gerne als »westliche Zivilisation« 
gefeiert wird. Schon deshalb ist das herr- 
schende Menschenrechtsgerede zynisch. Zum 
politischen Realismus gehört auch die Er- 
kenntnis, dass die existierenden Staaten und 
das zur »Staatengemeinschaft« verniedlichte 
Staatensystem, seien seine Bestandteile nun 
zivilisierter oder barbarischer (was, wohlge- 
merkt, kein unbedeutender Unterschied ist), 
ebenso grundsätzlich auf Ausbeutung, Un- 
terdrückung und Ausgrenzung beruhen. 
Staaten sind Herrschaftsorganisationen, die 
gesellschaftliche Ungleichheiten und Macht- 
verhältnisse ausdrücken und sie zugleich 
befestigen. Dies gilt auch dann, wenn sie ei- 
nigermaßen demokratisch legitimiert sind, 
wie der aktuelle Fall zeigt, wo die Entschei- 
dung zum Kriegseintritt nicht aus demokra- 
tischer Willensbildung, sondern aus einer 
von öffentlich nicht einmal mehr diskutier- 
ten Machtinteressen bestimmten Bündnis- 
verpflichtung hervorging. Deshalb ist es kein 
Wunder, dass Staaten, ihrer 
son gehorchend und von ökonomischen 
Machtstrukturen abhängig, mit Demokratie 
und Menschenrechten in der Regel vorwie- 


taktisch umgehen und sie entspre- 


Herrschaftsrä- 


gend 
chend definieren. Die einschlägigen Beispie- 
le, von Pinochets Chile bis zu den vom 
NATO-Partner 


ernd verübten 


Türkei in Kurdistan andau- 
Gewalttaten, sprechen für 
sich. 

Die Sorge um Humanität und Menschen- 
rechte ist naiv oder zynisch, wenn über die- 
sen Zusammenhang hinweggeschen wird. 
Politisch folgt daraus, dass es darum geht, 
nicht erst dann ın nothilfepolizeilicher Ma- 
nier zu reagieren, wenn die staatliche Macht- 
politik die Katastrophe erzeugt hat. Es geht 
darum, unabhängig vom und im Konflikt 


mit dem herrschenden Staatensystem Ver- 
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hältnisse und Strukturen zu schaffen, in 
denen zumindest die Chance zu einer all- 
mählichen Durchsetzung von Menschen- 
rechten und zur Entwicklung entsprechender 
Normen und Übereinkommen 


besteht. Dies bedeutet zum Beispiel die Kri- 


rechtlicher 


tık an den ökonomisch und sozial verheeren- 
den Folgen neoliberaler »Globalisierungs«- 
Politik und das Aufzeigen von Alternativen 
dazu. Es bedeutet, praktische materielle und 
politische Unterstützung zu leisten, die den 
Menschen hilft, ihre Geschicke selbst in die 
Hand zu nehmen und sich aus Not und 
Elend zu befreien. Und es bedeutet nicht 
zuletzt den Versuch, eine unabhängige inter- 
nationale Öffentlichkeit zu entwickeln und 
zu institutionalisieren, die imstande ist, 
menschenrechtliche Forderungen gegen das 
Machtinteresse der Staaten und die damit 
verwobenen Interessen des internationalen 


(nicht nur Rüstungs-) Kapitals zur Geltung 


f 


rofi, 
Er 


zu bringen. Es kommt darauf an, nach der 
staatsförmigen Retraditionalisierung des 
grün-alternativ-bürgerrechtlichen Milieus 
wieder einen Politikbegriff zu formulieren 
und praktisch werden zu lassen, der staatli- 
che Herrschafts- und Machtlogik überschrei- 
tet. Wenn man den ziemlich heruntergewirt- 
schafteten Begriff verwenden will, geht es 
um die Entwicklung einer artikulationsfähi- 
gen internationalen »Zivilgesellschaft«, wie 
sie sich in den letzten Jahren etwa in dem 
sich allmählich konsolidierenden Geflecht 
umwelt-, entwicklungs- 


»Nichtregierungsor- 


menschenrechts-, 
oder frauenpolitischer 
ganisationen« zumindest ansatzweise gezeigt 
hat. Diese verfügen weder über bürokrati- 
sche Zwangsapparate noch über Armeen, 
sind aber in der Lage, von den Staaten syste- 
matisch vernachlässigte Probleme zu theina- 
tisieren, die katastrophalen Folgewirkungen 


staatlicher Politiken zu skandalisieren und 


damit die Regierungen selbst der »starken« 
Staaten einem nicht zu unterschätzenden 
Legitimationsdruck auszusetzen. Mit dieser 
»internationalen Zivilgesellschaft« haben 
sich — beispielsweise in der Landminen- 
oder M.A.l.-Kampagne - in den letzten Jah- 
ren ansatzweise politische Strukturen her- 
ausgebildet, die auf der internationalen Ebe- 
ne, wo von demokratischen Verhältnissen 
überhaupt nicht die Rede sein kann, so et- 
was wie eine unabhängige Öffentlichkeit und 
Chancen zur politischen Artikulation syste- 
matisch unterdrückter Interessen haben ent- 
stehen lassen. 

Die Militärintervention auf dem Balkan 
war nicht zuletzt darauf angelegt, gerade sol- 
che Ansätze zu zerstören. Sie hat den Trend 
befestigt, die Arbeit von sogenannten Nicht- 
regierungsorganisationen zum integralen 
Bestandteil von staatlichen Politik- und Mi- 
litärstrategien zu machen, darauf ausgerich- 
tet, »Kollateralschäden« bei der betroffenen 
Bevölkerung zu reparieren und damit die 
militärische Intervention selbst noch einmal 
zu legitimieren. Der mit dem Balkankrieg 
verbundene Bruch des Völkerrechts war 
nicht nur der Not der »handlungsunfähi- 
gen«, weil von divergierenden Großmacht- 
interessen blockierten Vereinten Nationen 
geschuldet, sondern zielte darauf, Politik 
und Öffentlichkeit wieder auf die Logik na- 
tionalstaatlicher Herrschaftsinteressen zu- 
rückzustutzen. Dass internationales Recht 
wieder ganz schlicht zur Disposition der 
herrschenden Metropolen gestellt wurde, 
blockiert zugleich seine Weiterentwicklung 
zu einem überstaatlichen Normensystem. 
Internationale Institutionen wurden nicht 
nur politisch diskreditiert, sondern als An- 
satzpunkte konsensueller Regelungen ausge- 
schaltet. 

Es wäre zweifellos verfehlt, den Vereinten 
Nationen, die nichts weiter als eine Staaten- 
organisation und damit ein Verband von 
Herrschafts- und Machtapparaten darstel- 
len, die Fähigkeit zur Durchsetzung men- 
schenrechtlicher und demokratischer Prin- 
zipien zuzuschreiben. Dennoch konnten sie 
sich ansatzweise zu einem in sich durchaus 
widersprüchlichen und heterogenen Forum 
entwickeln, auf dem unter Ausnutzung von 
gegensätzlichen Interessen innerhalb der 
»Staatengemeinschaft« eine unabhängigere 
internationale Öffentlichkeit anknüpfen und 
Einfluß gewinnen konnte. Ein Beispiel dafür 
sind die großen UN-Konferenzen der letzten 
von Diskussion über 


Jahre, denen die 


Umwelt-, Entwicklungs- und Menschen- 
rechtspolitik nicht unwesentlich geprägt wur- 
de. 

Kriege sind im allgemeinen nicht eben 
förderlich für den Bestand demokratischer 
Verhältnisse und ebensowenig gedeihlich für 
eine unabhängige und kritische Öffentlich- 
keit. Dieser Krieg zielte direkt darauf ab, bei- 
des zu untergraben. Er schuf die Vorausset- 
zungen für ein Gemenge aus staatlicher 
Legitimationspropaganda und »zivilgesell- 
schaftlichem« Moraldiskurs, das systema- 
tisch verschleierte, um was es wirklich ging. 
Dies schuf den Raum für neuaufgelegte Nor- 
malisierungsdiskurse bezüglich der deut- 
schen Nazi-Vergangenheit, so z.B. Schar- 
pings »Konzentrationslager«-Sprüche und 
die nicht mehr nur leichtfertigen Holocaust- 
vergleiche, oder neuerdings wieder Schrö- 
ders Gerede vom »Verblassen der Schuld«, 
als könnte der verbrecherische Krieg Nazi- 
Deutschlands durch einen erneut rechtswid- 
rigen Angriff der »Berliner Republik« ent- 
schuldigt werden. Lügen und Desinforma- 
tionen auf der einen, politische Naivität und 
Kriterienlosigkeit auf der anderen bestimm- 
ten schließlich die politische Öffentlichkeit. 
Die gerne propagierte »neue Unübersicht- 
lichkeit«, womit nüchterne Analyse und Kri- 
tik stillgelegt werden soll, legitimiert nicht 
zuletzt einem Wohlstandschauvinismus, der 
die Sicherung der eigenen »Zivilisationsfes- 
tung« vor dem von dieser selbst angerichte- 
ten Chaos in den Vorhöfen und Peripherien 
der »Weltgesellschaft« zum obersten Prinzip 
erhebt und gelegentliche Schuldanmutun- 
gen mittels Spenden beschwichtigt. Damit 
droht sich ein zivilgesellschaftlicher Totalita- 
rismus zu entwickeln, der für die Zukunft 
der Demokratie selbst in ihrer liberalkapita- 
listischen Kümmerform ebensowenig Gutes 
verheißt wie für eine friedlichere und huma- 
nere Weltordnung. Was nicht nur der Krieg 
selbst, sondern auch seine ideologische Be- 
gleitmusik an Verwüstungen angerichtet hat, 
zeigt sich nicht nur in menschlichen Opfern 
und materiellen Zerstörungen, sondern 
auch an den politischen Folgen innerhalb 
der kriegführenden Staaten selbst. Die glo- 
bale Machtergreifung der NATO erzeugt ge- 
nau das, was sie zu bekämpfen vorgibt: ein 
internationales Chaos, das den Boden für 
das Wirken von Diktatoren, Warlords, Ban- 
den und »Terroristen« bereitet. Das Ausmaß 
dieser »Kollateralschäden« der Militärinter- 
vention sind überhaupt noch nicht abzu- 


schätzen. In einigen Teilen der Welt, wo der 


politische Verstand nicht vollkommen abge- 
dankt hat und wo große Hoffnungen in die 
Herausbildung eines etwas zivilisierteren, 
sozialeren und demokratischeren Kapitalis- 
mus im europäischen Zusammenhang ge- 
setzt wurden, sprach man angesichts der 
Kosovointervention von einem »Krieg gegen 
Europa«. Dies ist so falsch nicht. Die Pointe 
ist allerdings, dass er von den europäischen 
— im übrigen mehrheitlich sozialdemokra- 
tisch bestimmten — Regierungen selbst ge- 
führt und legitimiert wurde. 

Die Frage ist, was angesichts dieses politi- 
schen Scherbenhaufens zu tun ist. Es kann 
nicht darum gehen, den Kampf um Demo- 
kratie und Menschenrechte deshalb aufzuge- 
ben, weil diese Begriffe für staatliche Machtin- 
teressen so sehr funktionalisiert worden sind 
wie kaum je zuvor. Die Restbestände einer 
radikaleren Linken stehen angesichts der 
nicht zuletzt mit dem Kosovokrieg durchge- 
setzten Formierung der »Berliner Republik« 
zu einer »normalen« imperialistischen 
Metropole mit den entsprechenden inneren 
politischen und ideologischen Strukturen 
und Kräfteverhältnissen vor einer schwieri- 
gen Situation. Dies unterstreicht die Notwe- 
nigkeit radikaler Gesellschaftanalyse und 
(Staats-)Kritik. Vor allem aber kommt es 
darauf an, Perspektiven einer autonomen 
Politik zu entwickeln, die nicht darauf ver- 
zichtet, sich auf ein durchaus »realpoliti- 
sches« Handgemenge mit den herrschenden 
Institutionen der Macht einzulassen. Die 
skizzierten Ansätze einer alternativen Politik 
versprechen keine kurzfristige Lösung und 
verlangen einen langen Atem. Und sie blei- 
ben wirkungslos, wenn sie nicht die herr- 
schenden ökonomisch-sozialen Strukturen 
des globalisierten Kapitalismus ins Visier 
nehmen. Dass eine Politik der Militärschläge 
die Probleme nur verschärft, die sie zu lösen 
vorgibt, ist freilich nicht erst seit dem jüng- 
sten Krieg bekannt. Realisiert werden müß- 
te, dass staatliche Macht nicht durch staatli- 
che Macht, staatliche Gewalt nicht durch 
staatliche Gewalt bekämpft werden kann, 
sondern nur durch eine Politik, die sich die- 


ser Logik systematisch entzieht. 


JOACHIM HIRSCH 
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Tour de 
France 


Geschichtspolitik 


Es ist wie bei der Tour de France: Mit einem 
wirklich atemberaubenden Tempo hat die 
rot-grüne Regierung in den neun Monaten 
Ihres Bestehens Geschichtspolitik betrieben 
und einen Etappensieg nach dem anderen 
eingefahren. Beginnen wir mit der schwer- 
sten der Herausforderungen. Und diese war 
unzweifelhaft Auschwitz. Auschwitz galt als 
Synonym für das größte aller deutschen 
Verbrechen. Diese Vergangenheit belastete 
die deutsche Gegenwart. Konservative 
Geschichtspolitiker hatten daher immer 
versucht, aus dem »Schatten von Auschwitz« 
(Franz Josef Strauß) herauszutreten. Doch 
die Pfade, die dabei vor- und eingeschlagen 


wurden, erwiesen sich als Holzwege. 


Neben der schlichten Leugnung der in 
Auschwitz und anderswo begangenen Ver- 
brechen (Sind wirklich sechs Millionen 
Juden umgebracht worden? Waren es nicht 
viel weniger? Sind die Deutschen überhaupt 
in der Lage gewesen in so kurzer Zeit so vie- 
le Menschen umzubringen?), die wohl zu 
simpel und außerdem verboten ist, gibt es 
die z.B. von »Historikern« wie Ernst Nolte 
vertretene These, dass die Juden schließlich 
»irgendwie« selber schuld gewesen seien, 
weil sie »Deutschland den Krieg erklärt« 
hätten. Doch auch diese konnte sich auf- 
grund allzu großer Durchsichtigkeit nicht 
durchsetzen. 

Verschiedene von Noltes Zunftkollegen 
spielten stattdessen eine andere Karte aus. 
Ihr Trumpf bestand in dem Hinweis auf die 
»modernen« Züge der faschistischen Dikta- 
tur, die ein »Sozialstaat« gewesen sein soll, 
dem eigentlich »nur« einige »Minderheiten 
und Randgruppen« zum Opfer gefallen sel- 
en. Diese Argumentation einiger blauäugiger 
Sozialhistoriker und neurechter Ideologen 
wie Jesse, Weißmann und Zitelmann erin- 
nerte jedoch zu sehr an das Stammtischar- 
gument, wonach »Hitler immerhin dıe Auto- 
bahnen gebaut« haben soll, um wirklich 


wirkungsvoll zu sein. 


Statt der direkten verlegte man sich daher 
lieber auf die indirekte Relativierung: 

Sicher, die Verbrechen, die da von Deut- 
schen (aber eigentlich nur »im deutschen 
Namen«) begangen und verübt wurden, wa- 
ren schon schlimm, dennoch dürfe man 
auch als Deutscher nicht übersehen, dass die 
Verbrechen »der Anderen« ebenfalls schlimm 
wenn nicht um einiges schlimmer gewesen 
seien. Und die schlimmsten überhaupt waren 
natürlich »die Kommunisten«. Eine Gruppe 
von vornehmlich französischen Ex-Maoi- 
sten um Stephane Courtois rechnete flugs 
aus, dass »dem Kommunismus« in 8o Jahren 
100 Millionen Menschen zum Opfer gefallen 
seien, während es die Deutschen bzw. die 
»Nationalsozialisten« auf lumpige 25 Millio- 
nen gebracht haben sollen. Das »Schwarz- 
buch des Kommunismus«, das neben diesen 
Zahlenspielereien alle möglichen Schauerge- 
schichten über »die Kommunisten« enthält, 
deren Lieblingsbeschäftigung der Kanniba- 
lismus gewesen sein soll, wurde nicht zufäl- 
lig im Jahr acht der »Berliner Republik« ein 
Bestseller. Schließlich befreite es die Deut- 
schen, wie sich der rechte Historiker und 
Leiter des Münchener Instituts für Zeitge- 
schichte, Horst Möller, ausdrückte, vom »na- 
tionalen Trauma der nationalsozialistischen 
Diktatur«. 

So bot das »Schwarzbuch« auch für viele 
Linke und Ex-Grüne einen willkommenen 
Anlaß, sich ihres (linken oder gar linksradi- 
kalen) »Traumas« zu entledigen. Unter der 
Voraussetzung, dass, wie Courtois und seine 
»Schwarzbuch«-Schreiber meinen, alle lin- 
ken Ideen und Utopien »kriminogen« seien, 
weil sie direkt in den Gulag geführt hätten, 
müsse man ihnen nun wirklich ein für alle 
Mal abschwören. 

Wer dazu nicht bereit ist und es versäumt, 
sich zu dem allseits verordneten »antitotali- 
tären Grundkonsens« zu bekennen, dem wer- 
den schon mal vom Großinquisitor Gauck 
und seinen Spießgesellen die Folterwerkzeu- 
ge in Gestalt der Stasi-Akten gezeigt. Das 
verharmlosend Gauck-Behörde genannte 
geschichtspolitische Superministerium mit 
mehr als 3.000 Mitarbeitern ist auch unter 
Rot-Grün weiter ausgebaut worden, wäh- 
rend die politische Kontrolle dieser skandal- 
umwitterten »Behörde« weiter eingeschränkt 
wurde. Ebenfalls mit rot-grünem Segen und 
von der rot-grünen Regierung abgesegneten 
Geldmitteln sind weitere Totalitarismusfor- 
schungsinstitute entstanden, die sich mit 


Übereifer darum bemühen, das Dritte Reich 


mit der DDR in Vergleich zu bringen. Damit 
erweisen sich diese »Forscher«, unter denen 
es neben notorisch rechten ehemaligen Bür- 
gerrechtlern der DDR auch verschiedene um 
Partei und Staat verdiente Ex-Linke und 
Grüne gibt, als »willige Vollstrecker« der neu- 
alten Totalitarismustheorie, die so etwas wie 
die Staatsideologie der alten Bundesrepublik 


“war und der neuen Berliner Republik gewor- 


den ist. 

' Die politische Funktion dieser wissen- 
schaftlich oft genug diskutierten und wider- 
legten Totalitarismustheorie liegt klar auf 
der Hand: Durch aufrechnende Vergleiche 
zwischen Hitler und Honecker, Auschwitz 
und Bautzen, Gestapo und Stasi etc. etc. 
wird das Dritte Reich relativiert, die DDR 
dagegen dämonisiert. Beides hat eine gegen- 
wartspolitische Funktion. Mit der Dämoni- 
sierung der faschismusähnlichen DDR wird 
die konsequent als »Nachfolgepartei« der 
SED bezeichnete PDS kriminalisiert, die 
zuweilen störrischen Ossis diszipliniert und 
die wenigen Linken wie Struwelpeter in das 
allgemeine totalitäre Tintenfaß getaucht. 
Doch das ist nicht alles. Wenn das Dritte 
Reich nur eine etwas vergrößerte DDR ge- 
wesen sein soll, dann kann es in der Tat 
nicht »so schlimm« gewesen sein, dann kön- 
nen wir getrost auch diese »Vergangenheit 
vergehen« lassen, was vor nunmehr 13 Jahren 
bereits Ernst Nolte gefordert hat, der bei sei- 
nen aufrechnenden Vergleichen aber nur 
von Stalin und keineswegs von Honecker 
gesprochen hat. 

Diese direkten und indirekten Relativie- 
rungen der Vergangenheit zur Bewältigung 
der Gegenwart sind von Rot-Grün nicht 
erfunden, sondern in den letzten Jahren nur 
perfektioniert worden. Wirklich neu ist eine 
andere geschichtspolitische Strategie. Und 
die liegt in der scheinbaren Abkehr von allen 
Relativierungsversuchen, denen gemein war, 
dass sie alle einen defensiven Charakter hat- 
ten. Dies gilt sowohl für das »Es-war-nicht- 
wie für das »Es-war-nicht-so- 
schlimm«- und das »Die-anderen-waren- 
schlimmer«-Argument. Rot-Grün ist dage- 
sen in die geschichtspolitische Offensive 
gegangen. Und das in einem unglaublichen 


wahr«- 


Tempo: 

Im März 1999 besuchte Rudolf Scharping 
mit einigen Bundeswehrsoldaten in Uniform 
das ehemalige Vernichtungslager in Ausch- 
witz. Arm in Arm mit »seinen« befehlsmäßig 
betroffenen Soldaten verkündete Scharping 


(im Namen aller Rot-Grünen), dass »gerade 


wir Deutschen« nicht zulassen dürften, dass 

sich Auschwitz wiederhole, und zwar im 

Kosovo. »Wir Deutsche« wüßten schließlich, 

was Auschwitz war, weshalb »wir Deutsche« 

im allgemeinen und die 68er-Deutsche im 

besonderen Auschwitz auch vortrefflich »be- 

wältigt« und die »richtigen Lehren« daraus 

gezogen hätten, nämlich das »neue Ausch- 

witz im Kosovo« zu verhindern. Was der blu- 
tige Nationalitätenkampf im und um das 
Kosovo mit Auschwitz zu tun haben soll, 
wurde nicht geklärt, mußte es wohl auch 
nicht, denn einen besseren Kriegsgrund als 
Auschwitz gibt es nun mal nicht. Einmal an- 
geschlagen, wurde der »Nie-wieder-Ausch- 
witz!«-Ton auch konsequent beibehalten. 
Nahezu alle tatsächlichen oder auch nur ver- 
meintlichen serbischen Greuel wurden in 
die ganz große historische Parallele einge- 
ordnet und mit Auschwitz verglichen. Als 
alles vorüber zu sein schien (die von Alba- 
nern massakrierten Roma und Serben sehen 
dies natürlich anders, aber wer fragt schon 
Serben und »Zigeuner«?), reiste Scharpings 
oberster Feldherr Schröder Ende Juli 1999 in 
das Kosovo, um stolz zu verkünden, dass 
»die Deutschen« nun einen guten Teil ihrer 
historischen Schuld abgetragen hätten. Ge- 
meint war der Einsatz der Bundeswehr, die 
wenige Tage zuvor, am 20. Juli 1999, auf das 
historische Erbe des 20. Juli 1944 verpflichtet 
worden war. Diese geschichtspolitische Volte 
war nun wirklich phantastisch: Auschwitz 
wird im Kosovo verhindert, und zwar mit 
einer Armee, die sich auf einige (widerstän- 
dige?) Repräsentanten der Armee Hitlers 
berufen soll, die sich ganz wesentlich an 
»Auschwitz«, bzw. am Völkermord an den 
Juden sowie Sinti und Roma und Millionen 
von Angehörigen der slawischen Völker 
beteiligt haben. 

Wie wir heute wissen, trifft diese Beteili- 
gung am Völkermord auch auf einige Offi- 
ziere zu, die sich am Militärputsch vom 20. 
Juli beteiligt haben. Doch dieser Hinweis ist, 
obwohl historisch richtig, politisch beck- 
messerisch. Der deutsche Widerstand gegen 
Hitler soll durchaus geehrt werden: Aber der 
gesamte, auch der Widerstand aus der Arbei- 
terbewegung, weil er der erste war und die 
bei weitem meisten Opfer gefordert hat. 
Statt dessen wird dieser Arbeiterwiderstand 
auch unter Rot-Grün »abgewickelt« und 


unter den historischen Teppich gekehrt. 


WOLFGANG WIPPERMANN 
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Ein Interview mit Hans Frankenthal 


Lüge 


Hans Frankenthal, geboren 1926 in Schmal- 
lenberg/ Sauerland, ist einer der wenigen 
jüdischen Überlebenden von Auschwitz- 
Monowitz. Seine Eltern und weitere Famili- 
enangehörige wurden 1943 in den Gaskam- 
mern von Auschwitz-Birkenau ermordet. 
Nachdem er und sein Bruder auch das Kon- 
zentrationslager Dora-Mittelbau überlebten, 
wuden sie 1945 in Theresienstadt befreit. 
Heute ist Hans Frankental u.a. Mitglied des 
ZENTRALRATES DER JUDEN IN DEUTSCHLAND 
und stellvertretender Vorsitzender des Aus- 
chwitz-Komitees in der BRD. Seit vielen Jah- 
ren setzt er sich ausserdem für die Auflö- 
sung der IG Farben »in Abwicklung« und für 
die Entschädigung von ehemaligen Zwangs- 
arbeiterinnen und Zwangsarbeitern ein. 

Im Fischer-VerLac erschien kürzlich das 
3uch »Verweigerte Rückkehr«, der Lebensbe- 


rıcht Hans Frankenthals. 


Herr Frankenthal, Sie und andere jüdi- 
sche Überlebende der Shoah haben 
während des Krieges einen offenen Brief 
an die Minister Scharping und Fischer 
geschrieben, in dem Sie sich »gegen eine 
neue Art der Auschwitz-Lüge« — so der 
Titel — 
schreiben Sie unter anderem: »Wir Über- 


verwahren.” In diesem Brief 


lebenden von Auschwitz und anderen 
Massenvernichtungslagern verurteilen den 
Missbrauch, den Sie und andere Politiker 
mit den Toten von Auschwitz, mit dem 
von Hitlerfaschisten im Namen der deut- 
schen Herrenmenschen vorbereiteten und 
begangenen Völkermord an Juden, Sinti 
und Roma und Slawen betreiben. Was Sie 
tun, ist eine aus Argumentationsnot für 
ihre verhängnisvolle Politik geborene Ver- 
harmlosung des in der bisherigen Mensch- 
heitsgeschichte einmaligen Verbrechens.« 
Und weiter: »Sich als Begründung für 
einen solchen Krieg auf Auschwitz zu 
berufen, ist infam.« — Hätte dieser Aspekt 
des Kosovo-Krieges innerhalb der deut- 
schen Antikriegsbewegung eine zentrale- 
re Rolle einnehmen müssen? 
Man kann Vertreibung und Morde niemals 
mit der geplanten und umfassend organi- 
sierten Vernichtung der Juden in Europa 
vergleichen, das ist ein riesengroßer Unter- 
schied, der viel deutlicher hätte betont wer- 
den müssen. Dass Deutschland nach 1945 
wieder Krieg führt, dass Belgrad zum dritten 
Mal in diesem Jahrhundert von diesem Land 
bombardiert wurde und so Überlebende der 
Shoah von deutschen Bombern bedroht 
wurden, hätte deutlicher im Mittelpunkt ste- 
hen müssen. 


Mit der Kriegsbeteiligung hat Deutsch- 
land erneut einen Teil seiner Vergangen- 
heit abgewickelt. Bezüglich der Entschädi- 
gungsfrage kündigte sich während des 
Krieges eine härtere Gangart an. So warn- 
te Deutschland die überlebenden Zwangs- 
arbeiterinnen und Zwangsarbeiter am ı7. 
April vor »falschen und überhöhten Forde- 
rungen.« Ist die, von Rotgrün vor einem 
Jahr betonte Entschädigungsverpflichtung 
für Deutschland heute nur mehr ein zu 
vernachlässigender Kollateralschaden? 
Ich bin sehr entäuscht über die rotgrüne 
Bundesregierung. Sie haben zum ersten Mal 
seit 1945 Krieg geführt, ein Krieg der hätte 
vermieden werden können. Daneben kommt 
überhaupt nicht voran, was Rot-Grün im- 


mer gefordert hatte, nämlich endlich die 


Entschädigungsfrage zu regeln. Obwohl die 
Möglichkeit bestünde, passiert nichts, wäh- 
rend die ehemaligen Zwangsarbeiter ster- 
ben. Hombach war schon kein Guter, und zu 
Graf Lambsdorff, den sie jetzt ausgewählt 
haben, kann ich nur sagen, dass er ein FDP- 
Mann ist und dass man von ihm nicht reali- 
stisch erwarten kann, dass er der Industrie 
tatsächlich sagt: »Ihr müsst jetzt zahlen!« 
Graf Lambsdorff hat immer für die Indu- 
strie gesprochen! 

Eigentlich müssten hinter den 16 Firmen, 
die sich bis heute für den Industriefonds 
gemeldet haben, einige Nullen angehängt 
werden, denn es gab in Deutschland kaum 
eine Firma, die keine Zwangsarbeiter ein- 
setzte. 

Die größte Frechheit war, dass gesagt 
wurde, ehemalige Zwangsarbeiter müssten 
mindestens sechs Monate ım KZ gewesen 
sein, um überhaupt Ansprüche stellen zu 
können. Mir tun dabei die ehemaligen 
Zwangsarbeiter vor allem aus Osteuropa 
leid, da ganz viele dort hungern und darben. 
Und dann werden die Leute noch für blöd 
gehalten! 

Bis vor kurzem war der ı. September als 
Termin für die Einrichtung des Industrie- 
fonds anvisiert, jetzt sagt man Anfang 2000 
und das wird auch nicht wahr werden 
Traurig ist, dass überhaupt nicht mehr im 
Mittelpunkt steht, wie die Menschen hier 
ausgenutzt und gequält wurden. 


Sie als Überlebender von Auschwitz-Mo- 
nowitz setzen sich seit vielen Jahren für 
die Auflösung der IG Farben »in Abwick- 
lung« und für die Entschädigung der 
ehemaligen Zwangsarbeiterinnen und 
Zwangsarbeiter ein. Am 18. August findet 
in Frankfurt am Main wieder eine 

Aktionärsversammlung der IG Farben 

statt, was haben die eigentlich vor? 
Die Auflösung der IG Farben steht am 18. 
August wieder nicht auf der Tagesordnung, 
das ist eine unglaubliche Hinhaltetaktik. In 
die angekündigte IG Farben-Stiftung will 
man die vorhandenen drei Millionen eın- 
zahlen, dann allerdings nur die Zinsen, das 
wären ca. 300.000 Mark, ausgeben. — Was 
sollen die Menschen, die die Zwangsarbeit 
bei IG Farben überlebt haben, mit zusam- 
men 300.000 Mark! — Das ist eine Unver- 
schämtheit sondergleichen , was die sich da 
erlauben! Und es fehlt einfach der öffentli- 
che Druck, denn dass die IG Farben seit 


Jahrzehnten so agieren können, ist nur bei 


diesem geringen öffentlichen Interesse mög- 


lich. 


Hat diese, in so vielen Bereichen zu beob- 
achtende Schlussstrich-Mentalität etwas 
mit der Rolle Deutschlands als wiederer- 
starkter Großmacht zu tun, die sicher- 
lich wesentlich durch die »Wiederverei- 
nigung« 1989 / 90 forciert wurde? 
Ich bin ein Feind von Großdeutschland ge- 
wesen. Ich war enttäuscht, als die Mauer fiel, 
aus einem einfachen Grund - nicht dass ich 
den Leuten ihre Freiheit nicht gönne — aber 
die Mauer war das einzige Zeichen von 
Schande gewesen, das noch auf Deutschland 
lag. Deutschland hatte 1939 zum zweiten Mal 
einen Weltkrieg begonnen und 1945 verlo- 
ren. Deshalb wurde Deutschland geteilt. Ich 
habe mich sehr geärgert, als ich im Fernse- 
hen um den 9. November ’89 herum die 
nationalistischen Bilder sah. 

Ein Ergebnis sieht man in der Walser- 
Rede 1998, die das Beschämendste war, was 
ein Intellektueller in Deutschland jemals 
gesagt hat. Die Rede wird in Deutschland 
noch länger eine negative Rolle spielen. 
Genau so kritisch sind aber auch die Äuße- 
rungen von Klaus von Donahnyi, dem ehe- 
maligen Oberbürgermeister von Hamburg 
zu werten, der Walser ja entscheidend beige- 
sprungen ist. Dieses Thema ist noch lange 
nicht zu Ende, auch für mich nicht. 


Damit betonen Sie eine bestimmte Spe- 
zifik der deutschen Nation. Ist Deutsch- 
land 1999 für Sie noch immer ein beson- 
deres Land, weil es Auschwitz, weil es die 
Shoah gegeben hat? 
Deutschland war für mich immer ein beson- 
deres Land und das wird es bis an mein 
Lebensende bleiben. Das ist ein Land in dem 
so etwas wie die Shoah möglich war, in dem 
möglich war, dass man öffentlich ein ganzes 
Volk vernichtet, in dem, nicht weit von hier, 
in der Wannsee-Villa die Endlösung der 
Judenfrage organisiert wurde.‘ Dort hat man 
ıı Millionen Juden zur Vernichtung auf's 
Papier gebracht - die englischen Juden übri- 
gens mit eingerechnet — das ist etwas Einma- 
liges gewesen und wird es immer bleiben. 
Ich habe selbst erleben müssen, was ich 
nie vergessen kann, dass man ab Mai 1944 
Juden nach 


die ungarischen Auschwitz 


brachte, und in vier Monaten 650.000 Juden 
dort vergaste. Durch meine eigene Hand ist 
das Kassiber herausgeschmuggelt worden, 


von Auschwitz nach Krakau, von Krakau 


ÄRRANCA! 
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nach England an die Exilregierung. Und 
BBC hat in die ganze Welt gesendet, was in 
Auschwitz vor sich geht. 

Glücklicherweise haben wir Juden heute 
einen Staat Israel, der uns schützt. Wenn in 
irgend einem Land Unruhen, antisemitische 
Auschreitungen passieren, ist sofort die Alija 
— die israelische Einwanderungsbehörde - 
da und fordert die Juden auf: »Verlasst dass ? 
Land, wir holen euch da raus.« Auch aus 
Jugoslawien wurden Juden evakuiert, sie 
wurden vorübergehend nach Budapest ge- 
bracht und diejenigen, die nach Israel woll- 
ten, wurden sofort nach Israel gebracht. Die 
anderen kamen vorerst hauptsächlich bei 
Verwandten in anderen Ländern unter. 
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Waren denn Jüdinnen und Juden in 
Jugoslawien bedroht? 
Nun, nicht seitens der Serben, höchstens 
durch die Bombardierungen. Es ging darum, 
die Menschen aus der Gefahr herauszubrin- 


gen. 


Im zweiten Teil Ihrer vor kurzem er- 
schienenen Autobiographie schreiben 
Sie über die Zeit nach dem Überleben 
von Auschwitz, Mittelbau-Dora und 
Theresienstadt. Ist der Titel » Verweigerte 
Rückkehr« die Bilanz, die Sie als deut- 
scher Jude über das Leben in ihrer Hei- 
mat nach 1945 ziehen? 

Nachdem wir von der Roten Armee in The- 

resienstadt befreit wurden, sagte ich zu mei- 

nem Bruder: »Ernst, ich habe das Gefühl, dass 


wir für unser Leben ausgesorgt haben. Denn 

für das, was man uns angetan hat, ist der »Alle Mite | 
deutsche Staat für ewige Zeiten verpflichtet, Tale -\ w 5 
ums eine Rente zu zahlen, damit wir nie wie- J: iti | = ite 
der arbeiten brauchen.« E =} IgK A En Er eı & 


Und wir kamen nach Deutschland, setz- ittel So bei, gr 


ten den Fuß in unsere Heimat und kein 
Mensch hat sich um uns gekümmert. Nicht 
ein einziger Mensch! Wenn mein Vater nicht 


eine Kassette mit wichtigen Papieren und 


ein Eat Taben) Mark bei einem Freund u icherheit und die 
hinterlegt hätte, dann hätten wir hungern | Gi chti kei t 
müssen. Das erzähle ich auch der ed ere 15 [ ni 
heute. efä ihrdet werden 
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Und in diesem Zusammenhang, wenn es eJır: n . -I- 


um meine eigene Heimat geht: Wir hatten 
nach 1945 das komische Gefühl, dass die 
Schmallenberger, die Leute aus unserem Ort, 
cs lieber gesehen hätten, wenn keiner zurück- 
gekommen wäre. 

Selbst bei den Menschen, zu denen wir 


Kontakt hatten, blieb eines ganz auffällig: 
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Niemand fragte, wo unsere Eltern oder die 
anderen Juden seien. 


Hat sich Ihrer Meinung nach an dieser 
Haltung von Verschweigen und Verdrän- 
gung in den folgenden Jahren etwas 
geändert? 
Ich habe drei Kinder, geboren 1950, 1952 und 
1954. Meine Kinder haben über meine Erleb- 
nisse in Auschwitz und überhaupt im Natio- 
nalsozialismus und über die Ermordung 
ihrer Großeltern von mir nie erfahren. Das 
hat einen ganz bestimmten Grund. Selbst 
wenn sie meine Häftlingsnummer sahen, 
habe ich immer gesagt, das ist eine Telefon- 
nummer, die ich nicht vergessen darf. Wenn 
meine Kinder in die Schule gegangen wären 
und beiläufig erzählt hätten: »Meine Großel- 
tern wurden in Auschwitz ermordet und 
mein Vater war in Auschwitz und hat dort 
über zwei Jahre überlebt,« dann hätte ich 
immer Angst gehabt, dass man meinen Kin- 
dern sagt: »Dein Vater belügt euch.« Das 
wollte ich vermeiden. 


Wir haben jetzt, weil Sie im Westen ge- 
lebt haben, über die Situation in der 
BRD gesprochen. Wie aber bewerten Sie 
die Aufarbeitung des Nationalsozialis- 
mus’ und Antisemitismus’ in der DDR? 
Ich habe schon früh guten und langen Kon- 
takt in die DDR gehabt, denn ich hatte dort 
einen Freund, der mir in Auschwitz das 
Leben gerettet hat. Ede Besch aus Ludwiglust 
war Kommunist, später ist er Polizeipräsi- 
dent von Schwerin geworden. Ich habe ihn 
nach 1945 vom Westen aus gesucht und 
durch einen Zufall gefunden 
Mit ihm und anderen Juden aus Lud- 
wigslust habe ich in seiner Wohnung geses- 
sen und über dieses Thema gesprochen: 
»Was lehrt ihr den Kindern über den Antise- 
mitismus, die Pogrommacht und die Shoah?« — 
da haben sie geschwiegen. Dann habe ich 
gefragt: »Wie seid ihr in der DDR entschädigt 
worden?« Darauf haben sie erzählt, dass die 
Juden in der DDR im Gegensatz zur Bun- 
desrepublik eine tatsächliche Entschädigung 
bekamen, dazu noch jedes Jahr ihre Kur 
erhielten und mit 55 Jahren in Rente oehen 
konnten. 
Obwohl der Nationlsozialismus in der 
DDR schon recht gründlich aufgearbeitet 
worden war, gab es dort nationalsozialisti- 
sche Verbrecher in den Behörden, wie in der 
Bundesrepublik auch. Und es wurde gezielt 
nur über gewisse Konzentrationslager 


Oe- 
He 


lehrt — Buchenwald, Sachsenhausen, Dach- 
au. Auschwitz wurde nur ganz selten, die 
Shoah insgesamt nur am Rande erwähnt. 

Der DDR mache ich doch den Vorwurf, 
dass über eines der schlimmsten Konzentra- 
tionslager auf dem Gebiet der DDR — Dora 
Mittelbau, wo die Vı und V 2 gebaut wurden 
— überhaupt nicht gesprochen wurde. Kaum 
ein Mensch, der in der DDR lebte, wollte 
etwas von Dora Mittelbau wissen. 

Obwohl ja bei der V-Waffenproduktion 
über 5.000 deutsche Facharbeiter aus Nord- 
hausen und Umgebung jeden Tag mit den 
Zwangsarbeitern und Zwangsarbeiterinnen 
in der unterirdischen Fabrik zusammengear- 
beitet hatten und danach wieder nach Hause 
zu ihren Familien zurückgekehrt sind. Das ist 
im öffentlichen Bewusstsein nicht vorhan- 
den. 

Was mir auch auf der Seele brennt, das ist 
der jetzige Zustand von Auschwitz. Ich war 
1988 zum ersten Mal wieder dort, es war ein 
sehr schwerer Weg für mich, und ich war 
erschrocken über den Zustand der Gedenk- 
stätte. Ich sprach mit dem Direktor der 
Gedenkstätte, Kasimir Schmolen und sagte 
»Kasimir, Auschwitz wird es nicht mehr lange 
geben, hier bricht doch alles zusammen. War- 
um wendet ihr euch nicht an die Bundesregie- 
rung und fordert Geld für den Erhalt?« Die 
Lauder-Stiftung' machte dann eine Bestand- 
saufnahme und kam zu dem Ergebnis, dass 
zum Erhalt von Auschwitz 20 Millionen Dol- 
lar notwendig seien. Die Bundesregierung 
hat dann über viele Jahre kontinuierlich die 
Auszahlung der Gelder verzögert. 

Wir, das AuschwITz KOMITEE, versuchen 
seit zwei Jahren, die ehemalige Judenrampe 
vor dem Stammlager Auschwitz I wieder 
kenntlich zu machen, denn die existiert 
nicht mehr. Das soll 30.000 Mark kosten, 
aber wir bekommen dieses Geld einfach 


nicht zusammen. 


Ihre Person steht in Deutschland für die- 
se Form von Erinnerung und Gedenken. 
Wie empfinden sie die Diskussion über 
das Holocaust-Mahnmal in Berlin? 
In Israel gibt es Yap VAsSHEM, wo jeder 
Mensch hingehen und sehen kann, was die 
Deutschen verbrochen haben. In den USA 
gibt es das US-Horocaust MEMORIAL 
Museum, es gibt einen Steven Spielberg mit 
seinem Projekt »Survivors of the Shoah« das 
mit großem Aufwand Interviews mit zehn- 
tausenden Überlebenden der 
Video aufzeichnet, damit auch spätere Gene- 


Shoah auf 


rationen das Vermächtnis dieser Menschen 
sehen können. 

Die Bundesrepublik, die alte und die 
neue Regierung sind nicht fähig, ein zentra- 
les Denkmal zu bauen. Die Deutschen tun 
sich so schwer mit dem Holocaust-Mahnmal 
in Berlin, weil sie dann an zentraler Stelle für 
ewige Zeiten daran erinnert werden, was die 
Deutschen verbrochen haben und das wol- 
len sie verhindern. Ich betone hier aus- 
drücklich, wir Juden brauchen kein Denk- 
mal! Wir als Juden plädieren nicht für dieses 
Mahnmal, wir wollen uns da raus halten, wir 
haben uns nicht selber umgebracht! 

Ich werde nie vergessen, als kurz vor dem 
fünfzigsten Jahrestag der Pogromnacht die 
Radio- und Fernsehstationen wach wurden. 
Ich bekam jeden Tag Anrufe — »Was geden- 
ken Sie 1988 zur Pogromnacht zu machen?« — 
ich gab immer die gleiche Antwort: »Wir 
haben uns doch nicht selbst die Synagogen 
angezündet — ihr habt sie uns doch ange- 
steckt!« Das dürfte einem Journalisten oder 
irgendjemand sonst in Deutschland gar 
nicht passieren, dass wir den Leuten das erst 
sagen müssen. 

In Israel haben wir am 19. April den staat- 
lichen Gedenktag Jom ha-Shoah, da heulen 
um 10 Uhr die Sirenen und der Verkehr steht 
einige Minuten still, da bewegt sich niemand 
mehr — das ist wirkliches Erinnern. 


DAS INTERVIEW FÜHRTEN 
KERSTIN UND MARTIN 
AUS DER FELS-ANTIFA/ANTIRA-AG 


Anmerkungen 
ı Hans Frankenthal, Verweigerte Rückkehr, Frankfurt 
am Main 1999 
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Der Brief wurde am 23.4.1999 als Anzeige in der 

»Frankfurter Rundschau« veröffentlicht. 

3 In der Wannsee-Villa fand unter dem Vorsitz von 
Reinhard Heydrich am 20. Januar 1942 ein Arbeitstref- 
fen auf Staatssekretärsebene statt, auf der der längst 
angelaufene Massenvernichtungsprozess zwischen den 
beteiligten Behörden und Instanzen koordiniert wur- 
de. Adolf Eichmann formulierte und verschickte das 
erhalten gebliebene Protokoll dieser Konferenz. 

4 Eine US-Amerikanische Stiftung, die sich für Aufbau 

und Erhalt von Gedenkstätten der Shoah einsetzt 
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JER KOSOVO-KRIEG 
UND DIE EXTREME RECHTE 
IN EURIPH 
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»Der Pazifismus wird ein Ideal bleiben, der 
Krieg eine Tatsache, und wenn die weißen 
Völker entschlossen sind, keinen mehr zu 
führen, werden die farbigen es tun und die 
Herrscher der Welt sein.« So mahnte Oswald 
Spengler im Jahre 1936. Die »Gefahr«, dass 
die »weißen Völker« keinen Krieg mehr füh- 
ren wollten, bestand damals nicht und ist 
auch heute nicht existent. Franz Schönhuber 
ist weit davon entfernt, den obigen Positio- 
nen Spenglers abzuschwören. Aber er sieht 
Veränderungen in der Rolle der Armee und 
nicht zuletzt der Deutschlands in der Welt. 
Diese bieten Anlass zu einer strategisch- 
ideologischen Umorientierung: »Ich denke 
an eine Neubewertung des Soldatentums im 
Lichte der totalen Technisierung und der 
Knopfdruckkriege, die klassischen soldatischen 
Eigenschaften wie Tapferkeit und Mut kaum 
noch Raum lassen.« Das schreibt er noch vor 
dem Beginn des Kosovo-Krieges in der neo- 
faschistischen Monatsschrift Natıon + Eu- 
ROPA. Auch wenn der ehemalige Republika- 
ner-Chef die Abschaffung der Bundeswehr 
zugunsten eines »Berufsheers von Speziali- 
sten« fordert, wird doch deutlich, dass er 
sich keinesfalls vom »heroisch-völkischen 
Realismus« (Herbert Marcuse) lösen will. 
Soldatentum aber hat stets den eigenen, von 
der extremen Rechten als deutsch definier- 
ten Interessen zu dienen. Da Schönhuber 
dies nicht gewährleistet sieht, kann er zum 
Schluss seines Aufsatzes, nach einer Beru- 
fung auf die Pazifistin Bertha von Suttner, 
schreiben: »Keinesfalls aber darf es wieder wie 
beim Boxeraufstand in China heißen: »The 
germans to the front.< Schon gleich gar nicht, 
wenn sich Völker gegen den Weltpolizisten 
Amerika und seinen Hilfswilligen England 
auflehnen.« 

Das war brav in der Nachfolge der Geo- 
politikern gedacht, die einen ewigen Gegen- 


satz zwischen den Mächten der See und 


jenen des Landes verkündet hatten. Getreu 
dieser Maxime hatte Alain de Benoist — Vor- 
denker der europäischen »Neuen« Rechten 
— bereits zu Beginn der achtziger Jahre ver- 
kündet, dass die USA »das neue Karthago« 
seien, der Platz der extremen Rechten dage- 
gen an der Seite Roms, damals also — trotz 
aller ideologischen Gegensätze — tendenziell 
bei der klassischen Kontinentalmacht UdSSR. 
Die Distanzierung von den USA beinhaltete 
auch einen faktischen Ausschluss Großbri- 
tanniens aus Europa, denn schließlich waren 
die Briten die Vorgänger als Hauptmacht der 
See gewesen. Ein Bündnis der europäischen 
Mittelmächte mit den USA ist demnach 
ideologisch geradezu widernatürlich, da es 
den eigenen Interessen zuwiderläuft. 

All diese Erwägungen, die seit der Zwi- 
schenkriegszeit zum ideologischen Kernbe- 
stand der europäischen extremen Rechten 
gehören, finden sich wenige Wochen später 
- nach Beginn des NATO-Krieges — in der 
Argumentation der extremen Rechten wie- 
der. So heisst es in dem Aufruf »Non a la 
guerre!«, den die französische »Neue« Rechte 
öffentlichkeitswirksam publiziert hatte und 
der angeblich über 40.000 Unterschriften 


bekommen hat: »Die Wiederherstellung des 


Friedens auf dem Balkan vollzieht sich über 


den sofortigen Stopp der Luftschläge, durch 
eine deutliche Verweigerung gegenüber den 
amerikanischen Strategien zur Spaltung Eu- 
ropas, durch den Beginn tatsächlicher polıti- 
scher und diplomatischer Verhandlungen, um 
die Parteien für einen tragfähigen Friedens- 
plan zusammenzuführen, der also das Selbst- 
bestimmungsrecht aller Völker respektiert. 
(...) Sie [die Unterzeichner] appellieren an 
die Franzosen und an die Europäer, mit allen 
Mitteln ihre Ablehnung des amerikanischen 
Krieges in Europa und ihre Solidarität mit der 
bombardierten Zivilbevölkerung zum  Aus- 
druck zu bringen.« Der Aufruf, der die NATO 
als ein »fügsames Werkzeug der amerika- 
nisch-westlichen Aggressionen weltweit« sieht, 


fand eine stattliche Anzahl prominenter Un- 


terzeichner — darunter einige ehemalige 
Staatspräsidenten, den Literaturnobelpreis- 
träger Alexander Solschenizyn und den grie- 
chischen Komponisten Mikis Theodorakis. 

Wenn es sich um einen amerikanischen 
Krieg in — und damit auch gegen — Europa 
handelt, dann folgt für geopolitische Theo- 
retiker daraus, dass sich die USA und ihr 
Hauptvasall Großbritannien der Unterstüt- 
zung des »gegenüberliegenden Ufers«, also 
der arabisch-islamischen Welt, versichern 
müssen, um die Europäer sozusagen in die 
Zange zu nehmen. Die Albaner/Kosovaren 
werden somit zum islamischen Brückenkopf 
in Europa. Alexandre del Valle, neben dem 
ehemaligen General Pierre-Marie Gallois ei- 
ner der profiliertesten anti-islamischen Pu- 
blizisten der französischen extremen Rech- 
ten, erklärt zu dieser Strategie im Interview 
mit der Zeitschrift OFFENSIVE POUR UNE 
EUROPE ENRACINEE: »Diese amerikanische 
Strategie hat, trotz einiger unvorhergesehener 
Ereignisse wie den Attentaten des Sommers 
1998, stets das Ziel verfolgt, den Einfluß und 
die Macht der rückschrittlichsten Strömungen 
des Islam zu stärken, von denen man an- 
nimmt, dass sie den technologischen Rück- 
stand der islamischen Welt aufrechterhalten 
werden.« Auch im Kosovo, so del Valle wei- 
ter, komme die US-amerikanische Politik 
des »Teile und Herrsche« auf doppelte Weise 
zum Ausdruck. Die islamische Welt werde 
gegen das christliche Europa gestützt, wäh- 
rend gleichzeitig das christlich-orthodoxe 
Osteuropa in einen unüberwindlichen Ge- 
gensatz zum Westen des Subkontinents 
gebracht werde. 

Diesen Ansatz, der vor allem ın der Tür- 
kei einen regionalen Handlanger der USA 
sieht, teilt auch die »neurechte« Konkurrenz 
der Synergies Europeennes um den Belgier 
Robert Steuckers. In ihrer Erklärung »zum 
NATO-Angriff auf Restjugoslawien« wird man 
aber wesentlich konkreter. Zunächst wird 
Russland aufgefordert, einen bestimmteren 
Kurs gegenüber der Türkei zu fahren, um 


dann zu den notwendigen Mafsnahmen 


gegen letztgenanntes Land zu kommen: »Die 
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vernünftigen und historischen Mächte Eurasi- 
ens sollten enger zusammenarbeiten. Sie soll- 
ten auch den Kampf der Kurden unterstützen, 
solange die Vereinigten Staaten und die Tür- 
kei die Muslimrebellen auf dem Balkan unter- 
stützen. Sie sollten mit den Iran zusammenar- 
beiten, um eine Achse Moskau-Teheran-Delhi 
zu schaffen und besser die Küsten des Indi- 
schen Ozeans zu kontrollieren. Sie sollten Sad- 
dam Hussein unterstützen.« 

Der geopolitische Ansatz der europäi- 
schen »Neuen« Rechten führt dazu, dass ver- 
stärkt Bezug auf die eurasische Option ge- 
nommen wird, die in der Vergangenheit 
besonders von den nationalrevolutionären 
und nationalbolschewistischen Theoretikern 
wie Ernst Niekisch und Jean Thiriart vertre- 
ten wurde. Ein eurasisches Reich von Dublin 
bis Wladiwostok, ein »Imperium ohne Im- 
perialismus«, das die »Dialektik von Zentra- 
lität und Subsidiarität« (Robert Steuckers) 
garantiert, wird als probates Mittel gegen die 
Globalisierung betrachtet. Nach der Zersplit- 
terung der UdSSR habe sich eine unipolare 
Welt herausgebildet, der es ein neues »Multi- 
versum« entgegenzusetzen gelte. Potentielle 
Verbündete in diesem Bestreben werden in 
Indien, Japan und besonders der VR China 
(wegen ihres grundlegenden Antiliberalis- 
mus) gesehen. 

Dabei sind die USA nicht nur geopoliti- 
sches, sondern auch ideologisches Haupt- 
feindbild für die gesamte extreme Rechte, da 
sie als die Verkörperung des verhassten Libe- 
ralismus gelten. Eine »Europäisierung Euro- 
pas« ist demnach nur möglich in bewusster 
Abgrenzung von den USA. So ist es nur lo- 
gisch, dass hier erneut Überlegungen für eine 
europäische Verteidigungsgemeinschaft ins 
Spiel gebracht werden. Den USA, so der 
französische Geopolitiker Louis Sorel, gehe 
es mit diesem Krieg vor allem »um die Auf- 
rechterhaltung der amerikanischen Schirm- 
herrschaft über die Völker und die Nationen 
des Alten Kontinents«. Zwar warnt man im 
Lager der flämischen »Neuen« Rechten vor 
einem »gefühlsmäßigen Antiamerikanismus« 
und vor Forderungen nach einem Austritt 
aus der NATO, da diese — wie das französi- 
sche Beispiel zeige — dadurch nicht wirklich 
geschwächt werde, stellt aber letztlich eine 
grundsätzliche Kritik der NATO-Strategie in 
den Mittelpunkt der Argumentation: »Es 
wird schnell deutlich, dass die NATO nicht an 
erster Stelle für die Europäer da gewesen ist, 
sondern vielmehr für den amerikanischen 


Imperialismus. Die NATO hat Europa daran 
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gehindert, militärisch selbständig zu werden 
und seine Verteidigung — das heißt die Vertei- 
digung seiner eigenen Angelegenheiten — in 
die eigenen Hände zu nehmen.« Das ange- 
brachte Gegenmittel für eine europäische 
»antıımperialistische« Front gegen die USA 
sei neben der Abkoppelung von den NATO 
der »gleichzeitige Aufbau einer wirklichen 
europäischen Verteidigungsgemeinschaft als 
notwendiges Fundament unserer europäischen 
Souveränität.« 

Bei all diesen Überlegungen im Gefolge 
des Kosovo-Krieges, der die europäische ex- 
treme Rechte geschlossen im Lager der 
Kriegsgegner sah, findet sich natürlich nicht 
der geringste Ansatz eines wie auch immer 
gearteten Pazifismus. »The germans to the 
front« bedeutet eben in diesem Fall, dass die 
deutsche Abhängigkeit gegenüber den USA 
sich verstärkt, anstatt den eigenen Hand- 
lungsspielraum zu stärken. Die Deutschen 
an der Front heißt in diesem Fall, europäi- 
sche Großmachtoptionen für die mittlere 
Zukunft zu verbauen, da man sich in einen 
neuen Gegensatz zu Osteuropa gebracht hat. 
Die neue Spaltung des Kontinents vollzieht 
sich - um im Bild von Huntingtons »Kampf 
der Kulturen« zu bleiben - entlang der Bruch- 
linie katholisch-protestantischer Westen ei- 
nerseits, orthodoxer Osten andererseits. Der 
NATO-Krieg gegen Jugoslawien ist somit ein 
weiterer Schritt zur »Verwestlichung der 
Welt« (Yves Lacoste). 

Alle anderen Argumentationslinien, die 
von der deutschen extremen Rechten zusätz- 
lich genutzt werden, stellen lediglich eine 
Stütze dieses grundlegenden Ansatzes dar. 
Selbstverständlich bestehen innerhalb des 
Lagers der extremen Rechten auch in dieser 
Frage Bruchlinien. So stimmen weite Teile 
der 


auch 


italienischen extremen Rechten oder 


der 


nicht mit dem Anti-Islamismus eines Alex- 


französischen Nouvelle Droite 


andre del Valle überein, da der Antiliberalis- 
mus und Traditionalismus des islamischen 
Fundamentalismus diesen zum idealen 
Bündnispartner gegen die USA zu machen 
scheinen. Beide — scheinbar gegensätzlichen 
— Ansätze der extremen Rechten stimmen 
folglich in der Bestimmung des Hauptfein- 
des überein: dies sind und bleiben die USA. 
Allerdings, und dies scheint ein strategisches 
Plus zu sein, bietet die Hervorhebung der 
Gegnerschaft zum Islam die Möglichkeit 
eines Zweckbündnisses mit den antidemo- 
kratischen Strömungen des Konservatismus, 
dem vor allem an der »Verteidigung des 
christlichen Abendlandes« gelegen ist. 

Eine einzige Besonderheit hat die deut- 
sche extreme Rechte in der europaweiten 
Debatte ihres Lagers zum Jugoslawien-Krieg 
beigetragen. Zwar werden von ihr die Verlet- 
zung des Völkerrechts, des NATO-Vertrags 
etc. ebenfalls bemängelt, jedoch eher als 
Hilfskonstruktionen. Im Vordergrund steht 
die Rehabilitierung der eigenen Vergangen- 
heit. So heißt es in einer Erklärung des 
Nominierungsparteitages der Republikaner 
für deren Europawahl-Liste vom 28. März: 
»Die Republikaner verurteilen Auslandsein- 
sätze deutscher Soldaten, insbesondere auf dem 
Balkan, solange die Generation der Wehr- 
machtsangehörigen pauschal als Kriegsverbre- 
cher und die Deutsche Wehrmacht als Verbre- 
cherorganisation im In- und Ausland diffa- 
miert werden.« In die gleiche Richtung zielt 
natürlich der ständige Verweis auf die heute 
sanktionierten Vertreibungsverbrechen, die 
in Zusammenhang mit der »ungesühnten« 
Vertreibung aus den ehemaligen Ostgebieten 
und anderen Siedlungsgebieten nach dem 
Zweiten Weltkrieg gebracht werden. Auch 
hier wird wieder von der extremen Rechten 
das Bündnis mit dem etablierten Konserva- 
tismus und besonders den Revanchistenor- 
ganisationen gesucht. 

Letztlich gehen die REPs und ihre Gesin- 
nungsfreunde davon aus, dass Konservatis- 
mus und Nationalliberalismus den letzten 
Satz der oben zitierten Erklärung richtig ver- 
stehen werden: »Die Republikaner lehnen die 
Rolle eines Welthilfspolizisten für unsere Streit- 
kräfte nachdrücklich ab.« Gäbe es eine Beför- 
derung vom Welthilfspolisten zum Weltpoli- 
zisten, dann wäre die Sachlage selbstver- 
ständlich völlig verändert, und die von 
Bertha von 


Schönhuber herangezogene 


Suttner wird wieder zur persona non grata. 
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Das Kosovo nach dem Krieg. 
Eine Reportage. 


Fushe Kosova heißt auf serbisch Kosovo Pol- 
je. Die Kleinstadt liegt keine zehn Kilometer 
von Pristina entfernt. Hier muss man aufpas- 
sen, welchen Namen man verwendet. Noch 
immer wohnen Serben und Albaner Haus 
an Haus. Spricht man in Anwesenheit eines 
Albaners von Kosovo Polje, riskiert man Prü- 
gel. Fragt man einen Serben nach Fushe 
Kosova, kann es einem genauso gehen. An 
der Sprache erkennt man die politische 


Gesinnung. 


Fushe Kosova/Kosovo Polje ist zur Hälfte 
zerstört. Die Häuser vieler albanischer Fami- 
lien wurden während des Kriegs von serbi- 
schen Nationalisten bis auf der Grundmau- 
ern abgefackelt. Aus den verkohlten Ruinen 
ragen zertrümmerte Mauern. Die Fenster- 
scheiben sind eingeschlagen. Manche Rui- 
nen sind abgesperrt — »Mines!« steht auf 
weissem Plastikband, mit dem sie einge- 
zäunt sind. Einige Albaner sagen uns, wir 
müssten keine Angst haben, die Serben hät- 
ten das Band angebracht, um Presseleute 
fernzuhalten, die NATO benutze gelbes Band. 
Wir wollen trotzdem auf Nummer sicher 
gehen und bleiben draußen. Andere Häuser- 
skelette wurden von ihren zurückgekehrten 
Besitzern wieder begehbar gemacht. Haim 
Haziri ist einer von ihnen. An seinem Haus 
hängt ein Schild, das es als gewesene Unter- 
kunft serbischer Paramilitärs kennzeichnet. 
Er führt uns in das Erdgeschoss. Scherben, 
zerbrochene Dachziegeln, zerschlagene Mö- 
belteile liegen herum. »Die Wertsachen haben 
sie uns geklaut«, sagt er. Haim ist gefasst. Er 
hat den ersten Schock überwunden. Keine 
Wutausbrüche, keine Tränen, wie bei vielen 
anderen, mit denen wir sprechen, eher Resi- 
gnation und Apathie. »Es waren unsere 
Nachbarn. Dort drüben kannst Du die Para- 
bolantenne sehen. Sie hat uns gehört.« Hinter 
einer Mauer steht sein serbischer Nachbar. 
Er beäugt uns misstrauisch, später rast er 
mit einem VW-Golf die Straße entlang. In 
Fushe Kosova/ Kosovo Polje agieren noch 
immer serbische Paramilitärs. Haim muss 
aufpassen, nicht in der Gegenwart von West- 
Presse gesehen zu werden. 

Im ersten Stockwerk steigen wir wieder 
über die Trümmer. In einem Zimmer liegen 
zwei abgeschnittene lang geflochtene Zöpfe 
Im Dreck. Daneben ein bunte Tasche. »Hier- 
her haben sie unsere Nachbarin verschleppt. 
Ein junges Mädchen. Sie haben ihr die Zöpfe 
abgeschnitten und hier festgehalten. Sie ist 
verschwunden«, erklärt Haim. »Wer weiss, 
was sie mit ihr gemacht haben.« Das Bild der 
dunklen Zöpfe im verkohlten Schlamm setzt 
sich im Kopf fest und lässt nicht mehr los. 
Auch nicht, als wir wieder aus der Tür tre- 


ten. Niemand spricht. 


Haim und seine Familie sind in die Berge 
geflohen, als nach dem Beginn der NATO- 
Luftangriffe auf Jugoslawien serbische Para- 
militärs begannen, die albanischen Familien 
aus Fushe Kosova/ Kosovo Polje zu vertrei- 
ben. Dort irrten sie wochenlang umher. Alles 
Geld wurde ihnen abgenommen. Mit vorge- 
haltener Waffe wurden sie erpresst und dann 
nach Albanien geschickt. Die immer gleich 
lautenden Geschichten erzählen hier fast alle 
Albaner, die wir befragen. Nur wenige sind 
hier geblieben und haben überlebt. Die Über- 
fälle der serbischen Paramilitärs und der 
Armee waren nicht nur ein ethnischer Ver- 
treibungskrieg, es war schlichtweg auch ein 
Raubüberfall. Wir wünschen uns ein paar 
deutsche Linke hierher, die während des 
Kriegs in selbstgefälliger Pose am Stammtisch 
im EX behauptet haben, die Erzählungen der 
Albaner wären Propaganda. 

An einem Feldweg vor Fushe Kosova/ 
Kosovo Polje wurde ein kleiner Hügel aufge- 
worfen. Hier warfen serbische Paramilitärs 
die Leichen in ein Massengrab. Mittlerweile 
wuchert an einzelnen Stellen Unkraut. Wir 
laufen den zwanzig Meter langen flachen 
Hügel entlang. Die Leichen wurden nicht in 
ein großes Loch geworfen, es sind mehrere 
kleine. Haim erzählt, wie er und seine Freun- 
de hier noch vor ein paar Tagen verweste 
Leichenteile im angrenzenden Acker gefun- 
den haben. Jetzt sind die Leichen verschwun- 
den — bis auf ein Stück Schädeldecke, das wir 
zwischen dem Unkraut noch finden. Bis 
jetzt wurden 11.000 Kadaver gefunden. Über 
10.000 Menschen werden noch vermisst. 

Nur ein paar hundert Meter weiter winkt 
uns eine Familie in ihr Haus. Ein Mädchen 
bringt uns in ein weiteres Haus, das nebenan 
liegt. Es sieht aus wie ein Garage. Sie zeigt 
uns modrige, feuchte Uniformteile mit ver- 
schiedenen Abzeichen an den Armstücken, 
die auf dem Boden liegen. Cetnic-Symbole 
der serbischen radikalen Nationalisten der 
Seselj-Partei, Polizeiuniformen, Armeeabzei- 
chen. »Hier haben sie ihre Uniformen ausge- 
zogen und sind in zivil abgerückt«, sagt das 
Mädchen. 

Die Tage des Kriegs im Kosovo waren für 
die albanische Bevölkerung ein Horrortrip. 
Die schlimmsten Geschichten, die uns ın 
Deutschland präsentiert wurden, sind wahr. 
Wer es nicht glaubt, soll nach Fushe Kosova/ 
Kosovo Polje fahren. Auch wenn Fischer und 
Scharping mit ihren Auschwitzvergleichen 
eine völlig unzulässige Paralelle gezogen ha- 


ben, eines wird deutlich, wenn man mit den 


Leuten in den verkohlen Häusern hier 
spricht: Im Kosovo sind die serbischen Natio- 
nalisten mit brutalsten Methoden gegen die 
albanische Bevölkerung vorgegangen. Dabei 
wurden die bewaffneten Gruppen vom grös- 
sten Teil der serbischen Zivilbevölkerung 
tatkräftig unterstützt. 

Der Horror geht weiter: Jetzt rächt sich 
die UCK an der serbischen Minderheit und 
den Roma, die der Kollaboration verdächtig 
werden. Jede Woche 30 Morde, orthodoxe 
Kirchen werden abgefackelt. Als wir in Pris- 
tina sind, wird eine Kirche, die kurz vor der 
Fertigstellung steht, von albanischen Natio- 
Die Serben flüchten 
Richtung Belgrad, manche verschanzen sich 


nalisten gesprengt. 
in einigen Serbenenklaven, wie im Nordteil 
von Kosova Mitrovica. 


Die geteilte Stadt 
Kosova Mitrovica liegt 4o Kilometer nörd- 
lich von Pristina in Richtung der serbischen 
Grenze. Im südlichen Stadtteil wohnen 
100.000 Albaner. Auch hier das gleiche Bild 
von ausgebrannten Häusern und Trümmer- 
haufen. Die selben Geschichten von Flucht, 
Vertreibung, Mord und Todschlag. Auf der 
anderen Seite des Flusses haben sich 10.000 
Serben verschanzt, vielleicht auch ein paar 
tausend mehr, die Angaben schwanken je 
nach politischem Standpunkt. Die Stadt 
wird durch eine menschenleere Brücke ge- 
trennt. Auf beiden Seiten stehen Gruppen 
von Jugendlichen. Manche haben ein Funk- 
gerät in der Hand, andere einen Feldstecher. 
Auf der Brücke stehen ein paar fette Panzer 
der französischen KFOR-Truppen. Soldaten 
patroullieren mit Gewehr im Anschlag. Bei- 
de Gruppen beäugen jede Bewegung der 
anderen Seite. 

Wir laufen vom albanischen Teil über die 
gespenstische Brücke am Stacheldraht vorbei, 
den die Franzosen gespannt haben. Das Herz 
klopft im Hals. Direkt hinter der Brücke auf 
der serbischen Seite stehen mehrgeschossige 
Plattenbauten. Dort sitzen Snipers', haben 
uns Albaner gewarnt. Aber der französische 
Offizier sagt, dass die Lage ruhig ist. Als wir 
näher kommen, bildet sich eine kleine Grup- 
pe, die uns kritisch mustert: » Wo kommt Ihr 
»Deutschland und  Griechenland«, 
»Was wollt Ihr?« »Wir 


sehen, wie die Situation auf dieser Seite ist«, 


her‘« 
sagen wir. wollen 
antworten wir. »Wir sind hier von den Alba- 
nern eingekesselt«, sagt ihr Sprecher. »Sie las- 
sen uns nicht mehr ın den anderen Terl und 


haben alle Serben von dort auf diese Seite ver- 
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trieben.« »Woher bekommt ihr was zu essern?«, 
fragen wir. »Es gibt eine Strasse nach Serbien, 
die wir weitgehend kontrollieren. Nördlich 
von Mitrovica ist das Gebiet serbisch«, lautet 
die Antwort. 

Wir laufen weiter durch den nördlichen 
Stadtteil. Spannung liegt in der Luft, überall 
misstrauische Blicke. Die KFOR fährt Pa- 
trouille. Dann bildet sich vor einem Haus ın 
sekundenschnelle eine erregte Menschen- 
menge. Französische Gendarmen und KFOR- 
Soldaten eskortieren eine albanische Familie 
vor ein Haus. Die Menge schreit: »Albaner 
verpisst Euch!« Französische Gendarmen 
versuchen, die Lage zu beruhigen: »Sie wol- 
len nur in ihre alte Wohnung, um ihre Sachen 
zu holen.« »Verpisst Euch, verpisst Euch!« Die 
Menge drängt sich immer näher an die Fa- 
milie. Pogromstimmung. KFOR-Soldaten 
rangeln mit ihnen, andere nehmen das Ge- 
wehr in Anschlag. Die Situation droht zu 
kippen. Dann ziehen sich die Gendarmen 
mit der Familie zurück. Sie setzten sich in 
einen Jeep und brausen die Straße entlang. 


Ähnliche Szenen spielen sich in Dörfern ab, ET n e 


in denen noch Serben wohnen. Nur sind N yi wer | y 


dort Albaner die Angreifer. 


r| Ei 2 rs de 


UCK rules 

Auf der albanischen Seite Mitrovicas läuft 
der Wiederaufbau auf Hochtouren. An jeder 
Ecke wird der Schutt beiseite geräumt. Man- 
che Häuser können schnell wieder flott ge- 
macht werden, andere müssen ganz abgeris- 
sen werden. Eine beträchtliche Anzahl 

unbeschadet geblieben. Traktoren, von den 
Fernsehbildern der Flüchtlingstrecks wohl- 
bekannt, tuckern kreuz und quer durch die 
Straßen, dazwischen Autos, viele davon mit 
deutschen Kennzeichen. Viele Albaner aus 
Deutschland sind ihren Verwandten zu Hilfe 
gekommen. KFOR-Schützenpanzer sichern 
die Ecken und sind überall präsent. Am 


Markt, keine zweihundert Meter von der 


Brücke entfernt, haben schon wieder Re- 
staurants aufgemacht. Ein Albaner aus 
Schorndorf hat seine Imbissbude »KFOR- 
Grille genannt, ein anderer »KFOR-Bar«. 
» Hier isch älles kaputt, des siesch ja. Aber mir 
schaffet des scho’«, meint Mister KFOR-Grill 
aus dem Schwabenland. 

In vielen Läden hängen Bekanntmachun- 
gen der UCK. An den stehengebliebenen La- 
ternenpfosten sind Märtyertodesanzeigen 
angepinnt. Kinder rennen mit selbstgemalten 
UCK-Emblems auf Baseballmützen durch 


die Trümmer. Minengefahr — egal. UCKler 
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sind tough — auch wenn sie erst acht Jahre 
alt sind. Hin und wieder zeigt sich ein UCK- 
Kommandant in Gardeuniform, rotes Ba- 
rett, Tarnanzug, fetter Jeep. Waffen tragen sie 
nicht. Die Serben sagen, dass sie sie unter 
der Uniform versteckt halten — gut möglich. 
Der serbische Wachdienst auf der anderen 
Seite macht es genauso. 

Die UCK hat Mitrovica weitgehend im 
Griff. Der Bürgermeister wurde von Hasim 
Thacis provisorischer selbsternannter Über- 
gangsregierung eingesetzt. Er heisst Bajram 
Rexaphi und war vor dem Krieg Arzt, dann 
hat er sich der UCK angeschlossen. Auch die 
Serben haben ihren eigenen Bürgermeister 
ernannt. Die Entwaffung der UCK ist eine 
Legende. Aus taktischen Gründen haben die 
Guerilleros tatsächlich ein paar alte Knarren 
abgegeben, aber jeder weiß hier, dass die 
UCK nach wie vor als bewaffnete Struktur 
existiert. Nachschub aus Albanien ist kein 
Problem. Die neue zivile Verwaltung, die von 
den Vereinten Nationen im Kosovo aufgebaut 
werden soll, wird sich mit den realen Macht- 
verhältnissen arrangieren müssen. UCK ru- 
les. Im ganzen Kosovo verfügt die UCK über 
massive Unterstützung der Bevölkerung. 


Humanitäre Besetzung 
An der Hauptstrasse in Pristina haben alle 
internationalen Organisationen ihr Quartier 
aufgeschlagen. UNMIK, UNHCR, UN, OSCE, 
Militär, Rotes 
Kreuz etc. Mit großen weissen Jeeps, an de- 


britisches Internationales 
nen riesige Antennen angebracht sind, brau- 
sen wichtige Funktionäre durch die Straßen. 
Alle haben ein Plastikschildchen mit dem 
Namen ihrer Organisation umgehängt. Wenn 
man irgendjemand anspricht, um irgendet- 
was zu fragen, wird erst mal das Plastik- 
schildchen beäugt, das man selber angehef- 
tet hat. Je nachdem wie bunt es ist, bekommt 
man eine freundliche oder abweisende Ant- 
wort. Wir haben Glück. Auf unserem hell- 
blauen Umhängeschild steht »KFOR Press 
Pass« mit einem dicken NATO-Stern, den 
wir uns in Skopje besorgt haben, das macht 
Eindruck. Also sind alle recht freundlich zu 
uns. Auch die KFOR-Soldaten schauen sich 
das Schild an, und fangen dann an kollegial 
zu grinsen. Sie wissen ja nicht, dass wir 
eigentlich für die Zerschlagung der NATO 
sind. Allerdings wäre es uns lieber, wenn 
man damit warten könnte, bis wir wieder 
aus dem Kosovo abgereist sind. 

Albanische Kinder und Jugendliche sam- 


meln sich um die Panzer und schauen sich 


die aufgepflanzten MGs, die dicken Ketten 
und alle anderen Assecoires, die an so einem 
Panzer hängen, ganz genau an. Steigen Sol- 
daten aus einem Truppentransporter, win- 
ken ihnen alle freundlich zu. Die britischen 
Soldaten, die gestern aus Nordirland einge- 
troffen sind, scheinen die neue Lage noch 
nicht richtig begriffen zu haben. Sie machen 
immer noch ein grimmiges Gesicht und 
schauen sich nervös um. Die Italiener dage- 
gen schäkern bereits mit den Mädchen, sie 
sind auch schon ein paar Tage länger hier. 
Ein Problem könnten die deutschen Polizi- 
sten bekommen, die aus Bremen eingeflogen 
sind und in der Pizzeria an der Hauptstrasse 
ein Bierchen trinken. Vielleicht treffen sie 
hier auf Menschen, die sie noch vor sechs 
Monaten aus Deutschland abgeschoben 
haben. 

Die NATO allerdings scheint unter den 
Albanern Freunde fürs Leben gefunden zu 
haben. Äussert man im Gespräch mit Leuten 
in einem Cafe auch nur leise Kritik an der 
NATO, kann es sein, dass man als Serben- 
Spitzel verdächtigt wird. Wer hier die Forde- 
rung nach einem Truppenabzug der NATO 
offensiv vertritt, kann damit rechnen, sich 
mit den Serben zusammen in einer schwar- 
zen Kiste auf die Reise nach Belgrad machen 
zu müssen. 

Pristina ist eine humanitär besetzte Stadt. 
Von hier aus wird jetzt der ganze Kosovo 
Stück für Stück mit den Strukturen der in- 
ternationalen Organisationen überzogen. 
Auch in den kleineren Städten und Dörfern 
haben sich OSCE und UNMIK schon über- 
all in das jeweils grösste Gebäude am Ort 


einquartiert. 


Konfliktlinien 
Der honeymoon der KFOR im Kosovo könn- 
te aber auch schnell wieder vorbei sein. Erste 
Konflikte zwischen der albanischen Bevölke- 
rungsmehrheit von Mitrovica und den fran- 
zösischen KFOR-Truppen bahnen sich be- 
reits jetzt an. Die Albaner werfen den 
Franzosen vor, auf der Seite der Serben zu 
stehen. Das ist natürlich Unsinn, aber es ıst 
offensichtlich, dass die Franzosen sich nicht 
unbedingt auf die albanische Seite schlagen. 
Französische KFOR-Einheiten riegeln den 
Nordteil Mitrovicas ab. Würden sie das nicht 
tun, würden dort wahrscheinlich morgen 
die Häuser brennen. In Mitrovica kursieren 
unzählige wilde Gerüchte. Eines davon lau- 
tet, dass die Franzosen mit den Serben dafür 


sorgen sollen, im Norden des Kosovo ein 


autonomes Serbengebiet einzurichten. Ein 
Art Republika Srpksa wie in Bosnien-Herze- 
govina, nur im Miniaturformat. Es gibt eine 
Reihe von Hinweisen, dass die Entwicklung 
in diese Richtung gehen könnte. Würde ein 
solches Serbenreservat tatsächlich eingerich- 
tet, sind bewaffnete Konflikte vorprogram- 
miert, in denen sich schnell KFOR-Einheiten 
und UCK gegenüberstehen könnten. 

Konflikt 
zumindest mittelfristig ab. Über einen länge- 


Ein weiterer zeichnet sich 
ren Zeitraum wird es wahrscheinlich un- 
möglich sein, die Unabhängigkeit des Kosovo 
zu verhindern, auch wenn die NATO und 
UNMIK bis jetzt erst eine Autonomie im 
Rahmen Jugoslawiens vorsehen. Die über- 
wiegende Mehrheit der Bevölkerung wünscht 
die Unabhängigkeit, nicht nur die UCK, son- 
dern auch fast alle anderen albanischen Kräf- 
te. Würde das Kosovo jedoch tatsächlich un- 
abhängig werden, stände automatisch die 
ethnische Spaltung Mazedoniens und mögli- 
cherweise auch eine Vereinigung mit Albani- 
en selbst auf der Tagesordnung. In Mazedoni- 
en wohnen über 30 Prozent Albaner, die von 
der mazedonischen Mehrheit übel rassistisch 
unterdrückt werden. Sprüche wie »Nur ein 
toter Albaner ist ein guter Albaner«, gehören in 
Skopje zum Standartreportior. Skopje, die 
Hauptstadt Mazedoniens, ist ethnisch geteilt. 
Die Spannungen wachsen. Lieber heute als 
morgen würden sich viele albanische Maze- 
donier einem unabhängigen Kosovo ansch- 
liessen. Viele UCK-Kämpfer kamen aus 
Mazedonien. Und lieber gestern als heute 
würden viele Mazedonier die Albaner aus 
dem Land werfen. Eine Teilung Mazedoni- 
ens würde aber in einen neuen Krieg mün- 
den, in dem auch Serbien, Bulgarien und 
Griechenland ihre Interessen an einer Auf- 
teilung Mazedonien geltend machen wür- 
den. Ein weiteres Horrorszenario, das sich 


real abzeichnet. Balkangrill. 


Borıs KANZLEITER/LAKIS MATZIARIS, 


Skopje, 4. August 1999 
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»Fangarme der 
demokratischen 
Riesenkrake« 


Antinationalismus in Serbien: 
Opposition zur Opposition 


Von der Opposition in Serbien zu sprechen 
ist mehr denn je ein zweischneidiges 
Schwert. Die derzeit vom Westen gehypten 
sogenannten oppositionellen Kräfte, wie Zor- 
an Djindjic von der demokratischen Partei 
oder Dragoslav Avramovic, ehemaliger Vor- 
sitzender der serbischen Nationalbank, 
gehören politischen Organisationen an, die 
Ihren Ursprung im Parteigründungsboom 
der 80er Jahre haben. 

Ihre Programme sind mehr oder minder 
nationalistisch ausgerichtet und ihre Ge- 
schichte ist von taktischen Bündnissen und 
Brüchen mit der seit 1990 regierenden sozia- 
listischen Partei Serbiens (SPS) von Slobo- 
dan Milosevic oder den temporären Mas- 
senprotesten der goer Jahre geprägt, je nach 
dem. Nun eint sie vor allem eine Idee: 
Milosevic muß weg, um an die Geldtöpfe 


des Westens zu gelangen. 


Die Einschätzung von Nebojsa Popov, Che- 
fredakteur der Zeitschrift REBUBLIKA, dass 
zu den »berüchtigten »Kollateralschäden« des 
Kosovo-Krieges« auch die »Vernichtung der 
serbischen Opposition«' gehöre, ist nur be- 
dingt richtig, angesichts der Tatsache, dass 
die aus dreißig Parteien bestehende ALLIANZ 
FÜR DEN WANDEL und die ALLIANZ DEMO- 
KRATISCHER PARTEIEN, das große Anti- 
Milosevic-Bündnis, momentan in allen Tei- 
len des Landes Tausende von Menschen auf 
die Straße bringen. Neben den nach der 
Wiederaufbauhilfe des Westens strebenden 
»Demokratisierern« wie Djindjic sind in der 
Allianz auch viele extreme Rechte, u.a. CET- 
NIK-Gruppen vertreten, die eher aufgrund 
historischer Feindbilder den Rücktritt Milo- 
sevics fordern. Vernichtet oder zumindest in 
die absolute Bedeutungslosigkeit gedrängt 
wurde durch den Kosovo-Krieg die antina- 
tional und basisdemokratisch ausgerichtete 
Opposition. 

Im Januar 1999 griffen Vertreter von drei 
der vier Parteien der serbischen Regierung, 
Vojislav Seselj (SERBISCHE RADIKALE PARTEI 
— SRS), Ratko Markovic (SOZIALISTISCHE 
PARTEI SERBIENS — SPS) und Milovan Bojıe 
(VEREINIGTE JUGOSLAWISCHE LINKE — JUL) 
auf einer Pressekonferenz öffentlich die 
Hauptstützen der demokratischen Bewe- 
gung als vom CIA-finanzierte »Fangarme der 
demokratischen Riesenkrake« an: darunter 
die Universitäten, die StudentInnen, die 
Medien, die Gewerkschaften und die regie- 
rungsunabhängigen NGO. Waren sie zuvor 
bereits »Verdächtige« gewesen, so galten sie 
fortan als entlarvte »Verbrecher«. In der 
Nacht zum 24. März wurde die Redaktion 
des unabhängigen Radiosenders B92 auf die 
Straße gesetzt (sie haben den Sendebetrieb 
inzwischen wieder aufgenommen), am 11. 
April Slavko Curuvija, Chefredakteur der 
Tageszeitung TELEGRAPH, in Belgrad vor sei- 
nem Haus ermordet. 

Ein Blick zurück: Als in den $oer Jahren 
auch in Serbien Parteigründungen erlaubt 
wurden, entstanden über 100 neue Parteien, 
die meisten von ihnen trugen das Wort de- 
mokratisch in ihrem Namen. Als zweites 
wichtiges Element der Überwindung des 
Einparteiensystems galt die Zerschlagung 
des monolithisch auf die Einheitspartei aus- 
gerichtete Mediensystems. Zeitungen, Rund- 
funk- und Fernsehsender erhielten größere 
Freiheiten, neue Medien entstanden. Immer 
offener wurde über Themen des öffentlichen 


Interesses berichtet, auch über die Krise der 


unter Milosevic regierenden SOZIALISTI- 
SERBIENS (SPS), die seit 
ihrem Sieg bei den ersten »pluralen« Wahlen 


SCHEN PARTEI 


1990 auf jedes Anzeichen von Erstarken der 
nationalen Oppositionsparteien mit der Ein- 
bindung bestimmter Kräfte in die Herr- 
schaft reagiert. Der erste deutliche Schritt 
dazu war die Allianz mit der SERBISCHEN 
RADIKALEN PARTEI (SRS) des Ultranationa- 
listen Vojislav Seselj, die sich in der Tradition 
der CETnıK-Bewegung sieht. Die demokrati- 
sche Bewegung hingegen erhielt starken 
Zuwachs durch die Demonstrationen der 
StudentInnen von 1991/92, die unabhängi- 
gen Gewerkschaften, die zehntausende von 
ArbeiterInnen auf die Straße mobilisieren 
konnten sowie durch die NGO, die sich 1991 
gründeten und in der Mehrheit antimilitari- 
stisch orientiert sind. Die Proteste richteten 
sich gegen die zunehmende Zentralisierung 
der Macht auf Milosevic und gegen die 
Bombardierungen von Sarajevo, Vukovar, 
Dubrovnik und Mostar. 

Ende 1996, Anfang 1997 stand die Bewe- 
gung für einen demokratischen Wandel kurz 
vor dem Durchbruch, nachdem sie das Bünd- 
nis ZAJEDNO (Gemeinsam) gebildet hatte. Zu 
ihren Leitfiguren gehörten unter anderem die 
ewigen Rivalen Zoran Djindjic und der Mon- 
archist Vuc Draskovic von der SERBISCHEN 
(SPO). Bei 
Kommunalwahlen im November 1996 siegte 


ERNEUERUNGSBEWEGUNG den 
die Koalition in fast vierzig Gemeinden, vor 
allem in den größeren Städten wie Belgrad, 
Novi Sad und Nis. Die Versuche der Regie- 
rung das Ergebnis zu verfälschen, brachte 
dann drei Montate lang hunderttausende 
auf die Straße. Obwohl die Regierung letzt- 
lich ihre Niederlage eingestehen mußste, war 
ZAJEDNO nicht von Dauer. Die Regierung 
strich den Gemeinden, in denen Oppositi- 
onsparteien gesiegt hatten, die Gelder und 
nutzte die Streitigkeiten der Oppositions- 
führer aus. Sie beteiligte die SPO an der 
Regierung und setzte fortan auf den »tota- 
litären Pluralismus«. SPO-Chef Draskovic 
wurde stellvertrender Ministerpräsident und 
obwohl er im April 1999 seinen Posten ver- 
lor, gehen seine »oppositionellen« Außerun- 
gen heute eher in Richtung einer erneuten 
Beteiligung an der bestehenden Regierung 
und »Reform« derselben. Seine Partei ist die 
drittstärkste im Parlament. 

Die Kampagne der Regierung gegen regi- 
mekritische Positionen, die zunehmende Un- 
abhängigkeit der Medien sowie v.a. gegen 


alle, die für akademische Freiheit und die 


ÄRRANCA! 


Autonomie der Universitäten eintraten, ver- 
stärkte sich 1992. In diesem Jahr wurde u.a. 
ein Gesetz mit der Bestimmung erlassen, 
dass die Hälfte des Universitätsrates von der 
Regierung gewählt sein muss. 1998 wurden 
die Mafsnahmen zur Gängelung der Medien 
sowie zum Abbau der Autonomie der Uni- 
versitäten erneut verschärft. Ein im Sommer 
1998 verabschiedetes Gesetz beinhaltete, dass 
die Dekane der Universitäts-Fakultäten vom 
Bildungsministerium bestimmt und die Lehr- 
kräfte wiederum von den Dekanen gewählt 
Alle Lehrkräfte, 
schließlich derjenigen, die bereits seit 30 Jah- 


werden müssen. ein- 
ren an den Hochschulen arbeiteten, hatten 
einen Vertrag zu unterschreiben, der sie als 
direkte Angestellte der Regierung auswies. 
Für die StudentInnen schrieb das Gesetz här- 
tere Bestimmungen und Prüfungen vor, um 
für das nächste Semester zugelassen zu wer- 
den. Ziel war es, die Studierendenzahlen zu 
dezimieren sowie StudentInnen und Lehr- 
kräfte zu sanktionieren, die sich an den Pro- 
testen von 1991/92 und 1996/97 beteiligt 
hatten. Mit Beginn des Krieges im Kosovo 
nahm die Repression gegen die »Stützpfei- 
ler« der Demokratie noch zu. Die Regie- 
rungsparteien (SPS, SRS, SPO und die VER- 
EINIGTE JUGOSLAWISCHE LINKE — JUL - 
unter Vorsitz von Milosevics Gattin Mira 
Marcovic) wuchsen, unterstützt von der 
orthodoxen Kirche, zur »Regierung der 
nationalen Einheit« zusammen. Seit Beendi- 
gung der NATO-Bombardements versucht 
sich die Kirche hingegen als regimekritisch 
beim Westen anzubiedern. Deren Ober- 
haupt, Patriarch Pavle, machte Milosevic 
öffentlich »für das Böse im Kosovo« verant- 
wortlich und forderte Rücktritt. 
Neben den serbischen Lieblingsoppositio- 
nellen des Westens, Djindjic und Avramovic 


durfte er denn auch an der von der EU ein- 


seinen 


berufenen »Konferenz über den Stabilität- 
spakt ın Siidosteuropa« Ende Juli in Sarajevo 
teilnehmen. 

Nach Meinung von Branislav Canak, Prä- 
sident der unabhängigen Gewerkschaft NEz- 
AVISNOST, würde keiner der vom Westen 
unterstützten Oppositionsführer den Staat 
ändern wollen: » Djindjic, Draskovic und Milo- 
sevic wollen sich einfach nur über das Gesetz 
heben. Bei einem Umbruch würden sich mur 
die Namen ändern.« Eine von den offiziellen 
Oppositionsführern als entscheidend für den 
Wechsel angekündigte Großdemonstration 
am 19 August in Belgrad, zeigte vor allem die 


tiefe Zertrittenheit der beteiligten politischen 


ÄRRANGON! 


Fraktionen. Djindjic und Drascovic erklärten 
danach, unter keinen Umständen miteinan- 
der kooperieren zu wollen. Draskovic forder- 
te erneut die schnelle Ausschreibung von 
Neuwahlen, was von Djindjic und anderen 
Oppositionspolitikern abgelehnt wurde. 
Unterdessen erhielten Ultranationalist Seselj 


und seine SRS, von vielen progressiven Ser- 


bInnen gegenüber Milosevic als »ethnisch 
radikaler 


polarisierend« eingeschätzt, im 
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Rahmen einer Regierungsumbildung im 
August, noch mehr Einfluß. Seselj, bisher 
Vizepremierminister des serbischen Parla- 
ments, sicherte sich dabei den gleichen 
Posten für die gesamtjugoslawische Regie- 
rung. Bei Neuwahlen könnte er neben Dras- 
kovic und Milosevic als »strahlender Dritter« 
hervorgehen. 

Viele Aspekte der »anderen« Oppositions- 
bewegung in Serbien hingegen sind bis heute 
kaum bekannt. Das liegt zum einen an den 
Bemühungen des Regimes, sie zu unter- 
drücken, an der beschriebenen politischen 
Heterogenität der Oppositionsgruppen und 
ihrer VertreterInnen, aber auch an den Profes- 
sionalisierungstendenzen der Medien (als 
Ausnahme ist Bg92 u.a. zu nennen), die vor 
allem über die Aktivitäten der offiziellen 
Machthaber berichteten. Das Eintreten für 
einen demokratischen Wandel, nach Vorstel- 
lungen der weniger einflußreichen und vor 
allem klar antinationalistisch, antimilitari- 
stisch oder feministisch orientierten Akteu- 
rInnen, wie der FRAUEN IN SCHWARZ, der 
Deserteursbewegung, unabhängigen Studen- 
tInnenvereinigungen sowie autonomen Kul- 
tur-, Forschungs- und Dokumentationszen- 
tren, ging dabei unter. 

Seit Beginn der Kriegshandlungen auf 
dem Balkan 199ı ist die jugoslawische Armee 
mit massenhafter Desertion konfrontiert. So 
sollen sich schon dem Krieg gegen Kroatien 
etwa 200.000 Soldaten und Reservisten ent- 
zogen haben. Für Aufsehen sorgte beispiels- 
weise die spektakuläre Fahnenflucht von 
5.000 Männern aus der ostserbischen Klein- 
stadt Knjazevac, die sich kollektiv der Fahrt 
an die Front verweigerten. Und in Belgrad 
konnten bis Ende 1991 gerade einmal ı7 Pro- 
zent der Reservisten eingezogen werden. Mit 
dem Einmarsch der Bundesarmee im Koso- 
vo seit Oktober 1998 und der damit zusam- 
men hängenden Personalverstärkung kam es 
zu einer erneuten Desertionswelle. Während 
die NATO die Zahl von 13.000 Deserteuren 
ausgibt und unabhängige Beobachter sowie 
Kriegsdienstgegner von mindestens 50.000 
sprechen, berichten wieder andere Quellen, 
der Mobilmachung in Jugoslawien sei gerade 
ein Viertel der Reservisten gefolgt. Dabei han- 
delt es sich nicht nur um Angehörige der 
montenegrinischen, rumänischen, ungari- 
schen, moslemischen Minderheiten und na- 
türlich Kosovaren, sondern auch um Serben. 
Während die meisten von ihnen der Einberu- 
fung gar nicht erst folgten, hat im Verlauf der 


Kämpfe auch die Desertion von der Front 


zugenommen, wo sich Soldaten zum Teil in 
Bataillonstärke und unter Waffeneinsatz abs- 
etzten. 

Die jugoslawische Regierung reagierte mit 
massiver Repression. Zwangsrekrutierungen 
wurden eingeführt, die Leute durch Polizei 
und Feldjäger von der Straße weggefangen 
und direkt zum Einsatz ins Kriegsgebiet ge- 
bracht. Zu den wichtigsten Anlaufpunkten 
für Deserteure im Ausland sind Montenegro, 
Sarajevo und Budapest geworden, wo das 
Haus der Deserteure als eine erste Hilfsein- 
richtung eröffnet wurde. Der Weg nach West- 
europa ist seit der Schließung der Schengen- 
Außengrenzen 1992 weitestgehend versperrt, 
da Desertion nicht als Asylgrund anerkannt 
wird und auch hier die Drittstaatenregelung 
greift, die die legale Einreise auf dem Land- 
weg unmöglich macht. Hier zeigt sich 
nebenbei der ganze Zynismus der NATO- 
Staaten, die zwar zur Desertion aufriefen, den 
Deserteuren jedoch nicht zu helfen bereit 
sind, sondern sie als Destabilisierungsfaktor 
gegen Milosevic instrumentalisierten und 
Desertion aus der jugoslawischen Bundesar- 
mee als Beleg für die Richtigkeit des Angriffs 
zu deuten versuchen. Abschiebungen von 
Deserteuren aus Deutschland, auf die in 
Jugoslawien die Militärgerichtsbarkeit mit 
immer höheren Strafandrohungen wartet, 
können belegt werden. 

Aktiv für Deserteure aus dem gesamten 
Gebiet des ehemaligen Jugoslawiens und 
Kriegsdienstverweigerer aller »Volksgrup- 
pen« setzt sich die seit August 1991 beste- 
hende NGO FRAUEN IN SCHWARZ ein. Seit 
ihrer Gründung protestierte sie einmal 
wöchentlich eine Stunde schweigend auf 
einem zentralen Platz in der Belgrader 
Innenstadt. Sie bezogen dabei Position 
gegen Krieg, Vertreibung und Zwangsrekru- 
tierungen. Unterstützt wurde die Gruppe 
auch auf internationaler Ebene im Rahmen 
der War REsısTERS INTERNATIONAL. In ver- 
schiedenen Ländern gründeten sich weitere 
Gruppen von FRAUEN IN SCHWARZ, da die 
Belgrader Gruppe jährlich internationale 
Frauentreffen ausrichtete, auf denen sie 
gemeinsame Strategien der Arbeit entwik- 
kelten. An den Treffen nahmen auch Frauen 
aus anderen Regionen des ehemaligen Ju- 
goslawiens teil. Einen weiteren Schwerpunkt 
bildete die Arbeit mit Flüchtlingen. Die 
FRAUEN IN SCHWARZ betreuten Flüchtling- 
scamps, kritisierten aber gleichzeitig scharf 
die Praxis, beispielsweise serbische Flücht- 


linge aus der Krajina (Kroatien) im Kosovo 


anzusiedeln, um dort die Bevölkerungs- 
struktur zu verändern. Die FRAUEN IN 
SCHWARZ beteiligten sich an der ANnTI- 
KRIEGS-KAMPAGNE, einer Koalition, die vor 
Beginn der NATO-Bombardierungen eine 
Million Flugblätter in ganz Serbien verteilte. 

Auf universitärer, intellektueller Ebene 
gründete sich 1991 das autonome WOMENS 
STUDIES CENTER, das aus dem Fachbereich 
Womens Studies an der Belgrader Universität 
hervorging. Das WOMENS STUDIES CENTER 
war integraler Bestandteil der feministischen 
Belgrader Anti-Kriegsszene. Schwerpunkt 
der Arbeit ist der Austausch und die Diskus- 
sion über die Erfahrungen von Frauen aus 
Osteuropa mit dem Zusammenbruch des 
real existierenden Sozialismus sowie die Ent- 
wicklung feministischer Konzepte für die 
Zukunft. Das Zentrum in Belgrad gibt die 
feministische Theorie-Zeitschrift WOoMENS 
STUDIES heraus und organisierte 1994 den 
ersten internationalen feministischen Kon- 
gress in Osteuropa. 

Neben den internen Faktoren für die Un- 
sichtbarkeit dieser Formen von Opposition, 
richtete sich das Interesse der Weltöffent- 
lichkeit eher auf die nationalen, als auf die 
politischen Minderheiten. Die antinationa- 
len Oppositionskräfte in Jugoslawien haben 
auch von der Linken im internationalen 
Ausland kaum Unterstützung erfahren, da 
diese sich entweder auf die Repression gegen 
die ethnischen Minderheiten konzentrierte 
oder an der offiziell sozialistischen Rhetorik 
Restjugoslawiens keine Kritik üben wollte. 
Mit den NATO-Bombardierungen sind die 
antinationalistischen Oppositionskräfte von 
den Machthabern im Innern und der inter- 
nationalen Gemeinschaft gleichermaßen 
unter Beschuß 
August erklärte Gewerkschaftsführer Canak 


bitter: »Alle reden iiber Demokratie, aber keı- 


genommen worden. Im 


ner von den Menschen und den sozialen Ver- 


hältnissen in Jugoslawıen«. 


SK& MK 


Weitere Informationen zu Desertion 
Connection e.V., Gerberstr. 5, 63065 Oftenbach, Tel.: 


069/81 51 28, e-mail: connection@link-f.rhein-main.de 
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»Klingelknopf 
der Welt« 


Interview mit der Belgrader 


Antikriegsaktivistin Teodora Tabacki 


Teodora Tabacki ist Mitglied der Sozialde- 
moktratischen Jugend und der unabhängi- 
gen Studentischen Einheit der Belgrader 
Universität. Als Aktivistin der ANTIKRIEGS-KAM- 
PAGNE saß sie vergangenes Jahr wegen eines 
Graffities mit dem Titel »70d für Slobo - 


Fuck off Seselj« zehn Tage im Gefängnis. 


Du bist in der SOZIALDEMOKRATISCHEN 

JuGEnD aktiv. Was unterscheidet euch 

von den unzähligen, sich sozialistisch 

oder demokratisch nennenden Organisa- 

tionen und Parteien in Serbien? 
Die SOZIALDEMOKRATISCHE JUGEND ist die 
1996 gegründete Jugendorganisation der 
SOZIALDEMOKRATISCHEN UNION. Die Sozı- 
ALDEMOKRATISCHE JUGEND verfolgt das Ziel, 
sozialistische Ideen unter den Jugendlichen 
im ehemaligen Jugoslawien zu fördern. Wir 
sind etwas besonderes, da es in Serbien nicht 
viele Gruppen gibt, die wirklich als links 
bezeichnet werden können, obwohl es viele 
gibt, deren Namen das Wort sozialistisch 
beinhalten. Wir haben uns gegründete, weil 
wir der sozialistischen Rhetorik von Milose- 
vic etwas entgegensetzen wollten und der 
Meinung waren, dass endlich jemand linke 
Stimmen erheben und linke Positionen arti- 
kulieren muss. 

Der Begriff sozialdemokratisch hat in Ser- 


‘bien eine komplett andere Bedeutung, als in 


Deutschland zum Beispiel. Dort heißt sozial- 
demokratisch inzwischen die »Mitte« oder 
sogar ziemlich konservativ zu sein, während 
in Serbien die wirklichen Sozialdemokraten 
Linksradikale sind. Wir waren alle auch in 
der Antikriegs- und Antinationalismus-Be- 
wegung aktiv. Dabei ist sehr klar geworden, 
was Sozialismus ist. Den Krieg führte eine 
Elite, die von ihm profitierte, während die 
Mehrheit der Bevölkerung in Armut lebt und 
als »Fleisch für die Waffen« benutzt wurde. 
Die SOZIALDEMOKRATISCHE JUGEND ist 
übrigens die einzige international anerkannte 
Organisation in Jugoslawien, seit das Land 
aus der UNO flog. Im September 1998 wur- 
den wir bei der SOZIALISTISCHEN INTERNA- 
TIONALEN JUGEND als Beobachtende Teilneh- 


merInnen zugelassen. 


Du bist auch an der Universität politisch 
aktiv. In der alten Bundesrepublik Jugos- 
lawien galt Belgrad als das Zentrum der 


kritischen Intellektuellen und der aktiv- 

sten Oppositionskräfte. Wie sieht das heu- 

te, nach den neuen Unigesetzen von 1992 

und 1998 aus? 

Ich bin in der unabhängigen STUDENTI- 
SCHEN EInHEIT aktiv, die man vom offiziel- 
len StudentInnenparlament unterscheiden 
muss. Wir versuchen uns für sozialere Studi- 
en- und Lebensbedingungen der Stu- 
dierenden einzusetzen, befassen uns aber 
auch mit der Idee der Zusammenarbeit zwi- 
schen den Nationen und feministischen Fra- 
gen. Es ist zwar eine gemischte Gruppe, aber 
wir sind die einzige StudentInnengruppe, 
die eine Gender-Quotierung hat. Einige un- 
sere Aktivitäten, wie öffentliche Diskussio- 
nen in der Uni gingen um das Thema 
Sexismus und sexuelle Gewalt. Wir haben 
beispielsweise Unterschriften gegen die gän- 
gige sexuelle Belästigung von schwangeren 
StudentInnen durch Professoren und andere 
Studenten gesammelt und bei der Univer- 
waltung eine Petition eingereicht. 

Als unabhängige studentische Organisa- 
tion haben wir aber das Problem, zwischen 
spezifischen studentischen Angelegenheiten 
und großen Tagesordnungspunkten, wie 
Wahlen demokratischer Institutionen im 
Land und dem Kampf um die Autonomie 
der Universitäten, balancieren zu müssen. 
Das Unigesetz von 1998 rief bei uns eine 
Menge Widerstand hervor. In der philoso- 
phischen Fakultät, wo ich studiere, gab es 
z.B. 70 Leute, die sich weigerten die neuen 
Verträge zu unterschreiben. Die konnte man 
nicht alle entlassen, aber in anderen Fakultä- 
ten gab es nur wenige, die nicht unterschrie- 
ben und die verloren alle ihren Job. Die Uni- 
versität leidet zwar unter der Repression der 
Regierung, aber für mich ist sie immer noch 
eine der wenige Räume für mehr oder weni- 


ger freies Denken. 


Im Rahmen der ANTIKRIEGS-KAMPAGNE 


vom vergangenen Sommer habt ıhr eine 


Gleiche, nur manchmal tragen ethnische 
Säuberungen die Maske demokratischer 


Million Flugblätter in ganz Serbien 
gegen den Krieg verteilt. Wie war die 


Reaktion? Institutionen. 


Die ANTIKRIEGS-KAMPAGNE war ein ad hoc- 
Zusammenschluß von antinationalen Grup- 
pen, FriedensaktivistInnen, feministischen 
Gruppen und Einzelpersonen, der nie insti- 
tutionalisiert wurde. Wir entdeckten dabei 
die perfekte Mechanismen, die die Arbeit in 
einem Netzwerk ohne zentrale Entschei- 
dungsinstanzen bietet. Während wir in der 
ANTIKRIEGS-KAMPAGNE arbeiteten und un- 
sere Flugblätter verteilten stellten wir fest, 
dass v.a. die Leute in der Provinz nicht so 
nationalistisch und kriegsgeil waren, wie ihre 
politischen Repräsentanten in der Regierung. 
Viele Leute waren Krieg und Armut leid, sie 
lehnten Milosevic im Grunde ab. 

Kurz vor der NATO-Intervention planten 
wir gerade eine weitere, ähnlich dezentral 
organisierte Aktion, die wir sozialistische 
Jugendaktion genannt hätten. Aber als die 
Bombardements gestartet wurden, verstärk- 
te sich auch die interne Repression und wir 
brachen die Planungen ab 


Hat eine der Organisationen, in der du 

aktiv bist, auch Kontakt zu Leuten im 

Kosovo? 
Wir haben viele persönliche Kontakte zu 
Leuten in Kosovo, die hauptsächlich Albane- 
rInnen sind. Bei der Flugblattaktion haben 
sie sich jedoch wegen der massiven Repressi- 
on dort nicht beteiligt. Wir arbeiten zwar 
auch mit kosovo-albanischen Frauen, aber 
es ist sehr schwierig gemeinsame Projekte zu 
entwickeln, unsere Kontakte zur Unterstüt- 
zung sind wenig ausgereift. Aber wir sind 
uns im Klaren darüber, dass die Situation 
vieler kosovo-albanischen Frauen sehr hart 
ist, da sie in diesem Konflikt schon vor dem 
Angriffskrieg unter zwei Fronten der Re- 
pression zu leiden hatten: unter ihrer eige- 
nen Gesellschaft und der Repression durch 
den serbischen Staat. 


Albanische Frauen werden hier als die 
Opfer patriarchalischer Clan-Strukturen 
der kosovarischen Gesellschaft einerseits 
und als Opfer systematischer sexueller 
Gewalt durch die serbischen Sicherheits- 
kräfte andererseits dargestellt. Wie siehst 
du das? 

Wie gesagt, glaube ich nicht, dass die Situation 

der Mehrheit der kosovo-albanischen Frauen 

toll ist. Allerdings wird das Argument der 


patriarchalischen Clan-Strukturen häufig von 


SerbInnen benutzt, um zu beweisen, dass die 
AlbanerInnen einer anderen »Rasse« an- 
gehören. Das ist Quatsch. Überall, wo Armut 
und ein niedriger Bildungsstand herrschen, 
leben die Leute in patriarchalen Großfami- 
lienstrukturen mit duzenden von Kindern, 
das ist auch in vielen der ärmeren Gegenden 
Serbiens nicht anders. 

Mich stört dieses Vorurteil über den Bal- 
kan, das sowohl vom Westen, als auch von 
den, sich fortschrittlich nennenden, Grup- 
pen innerhalb des Balkans immer reprodu- 
ziert wird: Die Leute im Balkan sind wilde 
Horden, die jahrhundertealte Kämpfe aus- 
tragen usw. Es ist sehr interessant, dass von 
beiden Seiten auch gleichzeitig die Metapher 
des Pulverfasses benutzt wird. Wenn es Leute 
aus dem Westen benutzen, bedeutet das: Der 
Balkan ist »ungemütlich«. Wenn es dagegen 
von Leuten aus dem Balkan benutzt wird, 
meinen sie damit, der Balkan sei der Klingel- 
knopf der Welt. Sie sind stolz zu sagen, dass 
beide Weltkriege, der erste und der zweite im 
Balkan begannen, was natürlich ein Mythos 
ist. Dieses Image wurde von den Medien und 
den Intellektuellen entworfen und artiku- 
liert. Ich sage nicht, dass ethnische Konflikte 
nicht existieren, im Gegenteil: seit Beginn des 
Jahrhunderts gibt es dieses rassistische Ver- 
halten gegenüber den AlbanerInnen. Aber 
bevor dieses Denken hegemonial werden 
und eine reale zerstörerische Kraft ent- 
wickeln konnte, war es nötig eine politische 
Plattform zu schaffen, die diese Vorurteile 
ausnutzt. In dieser Hinsicht war Milosevic 
genial. 

Ich möchte aber auch betonen, dass in 
ganz Europa ethnische Säuberungen durch- 
geführt werden, nur, dass der Blick derzeit 
mehr auf Serbien gelenkt ist. Frankreich bei- 
spielsweise führt ethnische Säuberungen an 
Leuten aus dem Maghreb durch oder an Leu- 
ten ohne Papiere, ähnlich wie Belgien und 
Deutschland. Der Balkan wird jedoch als 
eine sichtbar andere Form der Zivilisation 
beschrieben, die auf blutigen Auseinander- 


setzungen basiert. Im Grunde ist es aber das 


Du hast einmal gesagt, dass Frauen im 
titoistischen Jugoslawien mehr Rechte 
und Freiheiten hatten und dass diese mit 
der postkommunistischen Transition sys- 
tematisch abgebaut wurden. Traditionel- 
le Kräfte wie die orthodoxe Kirche hast 
du in diesem Kontext als einen wichtigen 
Faktor zur ideologischen Unterstützung 
einer frauenfeindlichen Politik bezeich- 
net... 


Wie in allen ehemaligen sozialistischen und 


kommunistischen Ländern wurden einige 
Rechte für Frauen proklamiert, die sozusa- 
gen als »gottgegeben« angenommen wur- 
den. Es ist interessant, dass diese Rechte und 
Freiheiten nicht von feministischen Bewegun- 
gen erkämpft wurden, sondern in den Verfas- 
sungen der ehemals sozialistischen Länder 
festgeschrieben waren. Vielleicht war es des- 
halb so einfach, sie abzuschaffen. Da die Kir- 
che Teil des gegenwärtigen Systems ist, för- 
dert sie natürlich regressive Tendenzen mit. 
Es gibt einen berühmten Satz des serbischen 
Patriarchen Pavle, Kopf der serbisch-ortho- 
doxen Kirche, von 1993: »Oh sieh die Mutter 
um ihren Sohn weinen, der im Krieg getötet 
wurde, oh sie weint, weil sie keinen anderen 


geboren hat, den sie nun in den Krieg schicken 


könnte.« 


An anderer Stelle hast du die Auffassung 
vertreten, die NATO-Intervention habe 
Milosevic und den serbischen Nationa- 
lismus gestärkt. 
Ich glaube nicht an Verschwörungstheorien, 
aber nach dieser Intervention, dem, was im 
Irak passierte und dem, was nicht in Kurdi- 
stan passierte, scheint es so, als ob in einem 
Moment die Interessen des lokalen Nationa- 
liimus und des globalen Kapitalismus das- 
selbe waren. Milosevic ist das Kind einer 
neuen Weltordnung, nur, dass er ab einem 
Zeitpunkt 
»Smooth Operator« war, deshalb muss er 
gehen. Aber eigentlich gibt die NATO doch 


bestimmten nicht mehr der 


einen Scheißdreck auf albanische Flüchtlin- 
ge und humanitäre Katastrophen. Ich möch- 
te den bereits abgenutzten Satz betonen, 
dass Europa sich nur um Flüchtlinge sorgt, 
wenn sie vor ihren eigenen Grenzen stehen. 


INTERVIEW GEFÜHRT VON SK, 
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Flüchtlinge zwischen den Lagern in Mazedonien 
und der Festung Europa. Eine Reportage. 


Das Handy für die Schwiegereltern im Koso- 
vo hatte Christa K. im Winter einem Busfah- 
rer als kleines Päckchen mitgegeben. Als 
dann Ende März das Telefon bei Christa und 


Adem K. klingelte, »war mir klar, dass der 


Familie etwas passiert sein mußte,« erzählt 
die zierliche Hausfrau aus Friedrichshafen 
am Bodensee. Ihr Ehemann kam vor einigen 
Jahren nach Bayern, weil er als Kosovo-Alba- 
ner nach seiner Ausbildung als Grundschul- 
lehrer in Jugoslawien keine Stelle fand. Vor 
drei Jahren heirateten Christa und Adem K., 
die Eltern ihres Mannes kennt sie nur von 
Fotos. Der Anruf vor zwei Wochen änderte 
ihr Leben schlagartig. »Mein Schwiegervater 
hatte eine gute Stelle beim Elektrizitätswerk in 


Majac, aber er ist schon einige Wochen bevor 


die Vertreibungen begannen, mit der Familie 
zu einer Tante nach Pristina gezogen, weil die 
Repressalien nicht mehr auszuhalten waren. 
Mitten im Telefonat sagte er dann plötzlich, 
jetzt klopfen die Serben an die Tür. Dann 
konnte mein Mann noch Stimmen hören, die 
riefen, dass die Familie fünf Minuten Zeit 
hätte, um das Haus zu verlassen. Danach war 
die Telefonverbindung unterbrochen.« Zwei 
Tage hörte die Familie K. nichts mehr aus 
dem Kosovo, bis der erlösende Anruf aus 
Mazedonien kam: »Wir sind in Skopje.« und 
»Könnt Ihr uns helfen?«. Adem K. nahm sich 
Urlaub von seinem Baujob, und 48 Stunden 
später saß das Ehepaar im Familienwagen in 
Richtung Mazedonien. 

Vier Tage dauerte die Fahrt über Öster- 
reich, Ungarn, Rumänien zur bulgarisch- 
mazedonischen Grenze. Dort wurde Adem 
K. von den Grenzbeamten rüde abgewiesen. 
Der Grund: Wie die meisten im Ausland 
lebenden Kosovo-Albaner hat auch er einen 
Paß der Bundesrepublik Jugoslawien und 
damit ist zur Zeit eine legale Einreise nach 
Mazedonien unmöglich. Auch das Angebot 
einer größere Summe in D-Mark konnte die 
Grenzbeamten nicht umstimmen. Also fuhr 
Ehepaar nach Sofia zurück, und Adem K. 
gelang es, dort eines der heißbegehrten Flug- 
tickets für einen Flug in die albanische 
Hauptstadt Tirana zu erwischen. »Wir haben 
noch mit der deutschen Botschaft in Sofia 
Kontakt aufgenommen und sie um Hilfe gebe- 
ten. Aber dort hieß es nur, dass wir auf uns 
alleine gestellt sind«, erzählt die 45jährige. 
Also ist Christa K. noch einmal zur mazedo- 
nischen Grenze gefahren, und »als Deutsche 
allein haben sie mich dann problemlos reinge- 
lassen.« 

Einen halben Tag später steht sie auf dem 
Flughafen der mazedonischen Hauptstadt 
Skopje und irrt verzweifelt durch die Flücht- 
lingsfamilien, die in Bussen und kleinen 
Gruppen auf ihren Abflug warten; sortiert 
nach Ländern, in die sie ausgeflogen werden 
sollen: Deutschland, die Türkei und die 
Schweiz. Zwischen schreienden Kindern und 
am Boden sitzenden schwangeren Frauen, die 
von mazedonischen Polizisten mit Mund- 
schutz und Plastikhandschuhen hier noch ein 
letztes Mal gedemütigt werden, versucht 
Christa K. ihre Verwandten zu finden. Die 
Schlangen der Flüchtlinge, die langsam aus 
den Bussen vor dem Rollfeld aussteigen, sind 
beängstigend ruhig. Auf den Gesichtern 
spiegelt sich Erschöpfung. Freude darüber, 


Mazedonien verlassen zu können, kommt 


bei den meisten nicht auf. »Wir würden lie- 
ber in der Nähe des Kosovo bleiben, aber die 
Bedingungen in den Lagern hier sind un- 
menschlich,« sagt eine junge Frau in fließen- 
dem Deutsch. Ihre Familie wird mit einer 
Transportmaschine der Bundeswehr nach 
Köln ausgeflogen. Trotz allen Zögerns, sich 
auf die Reise ins Ungewisse einzulassen, sind 
die Plätze in den Militär- und Zivilmaschi- 
nen bei den Flüchtlingen heiß begehrt. Bis 
zu 3.000 Mark haben einige von ihnen unter 
der Hand an mazedonische UNHCR-Mitar- 
beiter gezahlt, um auf die Fluglisten zu kom- 
men. 

Christa K. kann keine Schmiergelder 
mehr zahlen. Die tagelange Reise hat ihre fi- 
nanziellen Reserven fast vollständig aufge- 
braucht. Die Bundeswehroffiziere, die in der 
kleinen Abflughalle auf die nächste Journali- 
stengruppe aus Deutschland warten, die im 
Schnellverfahren das Entladen der »huma- 
nitären Hilfsgüter« aus den Transportmaschi- 
nen filmen, und dann mit einigen »authenti- 
schen« Bildern und O-Tönen im Gepäck die 
nächste Maschine zurück nach Deutschland 
besteigen werden, ignorieren die verzweifelte 
Frau. Sie solle sich am besten ans Rote Kreuz 
oder das UNHCR in Skopje wenden und 
dort die Listen der registrierten Flüchtlinge 
durchsehen, lautet schließlich der gutge- 
meinte Rat eines französischen OSZE-Beob- 
achters, der hier den Abflug mit überwacht. 
Doch Christa K.s Schwiegereltern gehören zu 
der nicht unerheblichen Gruppe von Flücht- 
lingen, die sich aus Angst vor dem Zugriff der 
mazedonischen Behörden auf die Insassen 
der größeren Flüchtlingslager auf eigene 
Faust in mazedonische Städte wie Skopje und 
Tetovo durchgeschlagen haben und daher in 
keiner der Listen zu finden sind. Schließlich 
hat ein albanischer Taxifahrer Mitleid. Er 
fährt mit Christa K. zwei Tage lang durch 
Mazedonien. Systematisch klappert Christa 
K. die Lager ab. Eine Mitarbeiterin der isla- 
misch-mazedonischen Hilfsorganisation EI Hi- 
lal malt ihr ein Schild, auf dem in albanisch 
steht: »Ich suche meine Schwiegereltern«, mit- 
samt Namen und Herkunftsort der Familie. 

Für Christa K. 
einem Land voller Gegensätze, wo vor allem 
die langen Kolonnen der NATO-Bodentrup- 


folgen 48 Stunden in 


pen auf den Hauptstraßen Richtung Grenze 
ständig daran erinnern, dass der Krieg kaum 
70 Kilometer von Skopje entfernt stattfindet. 
Auf den ersten Blick scheint selbst in Tetovo 
-— 25 km vom Grenzübergang zum Kosovo 


und eine Dreiviertelstunde Autofahrt nörd- 
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lich von Skopje — der Krieg wie einer der 
Phantom-Jäger, die in regelmäßigen Abstän- 
den am wolkenlosen Himmel zu sehen sind: 
ungreifbar, irreal. Wie viele Flüchtlinge in 
der Stadt mit 40.000 Einwohnern jetzt 
leben, kann niemand genau sagen. Viele von 
ihnen sind bei albanischen Familien unter- 
gekommen. Ein Mann erzählt, dass sie mit 
achtzehn Menschen in der Zwei-Zimmer- 
Wohnung einer albanischen Familie leben. 
Hinter der Stadt beginnen die Berge, und 
irgendwo mitten in den rasch ansteigenden, 
grün-braun gesprenkelten Gebirgsausläu- 
fern liegt die Grenze. Dazwischen ein paar 
winzig aussehende Dörfer, Ansammlungen 
von grauen Häusern. Rauch steigt auf, es 
kann ein Schornstein, ein Feuer oder ein 
brennender Schuppen sein — von hieraus 
läßt sich das Leben in den Bergen auch bei 
klarem Himmel nur in Umrissen erkennen. 

Die Menschen in der Stadt kümmern 
sich scheinbar nicht darum. Gegenüber vom 
Friedhof, wo lange Reihen kleiner weißer 
Grabkreuze übereinanderzupurzeln drohen, 
schieben sie sich in Trauben über den Markt 
am Stadtrand — improvisierte Buden mit 
Zeltplanen geschützt, aufgebockte Tischplat- 
ten oder einfach nur eine Decke am 
Straßenrand. Dahinter ältere Frauen, mit 
und ohne Kopftücher, Männer mit staubi- 
gen Schuhen und von der Feldarbeit knoti- 
gen, dunkelbraunen Händen. Von kriegsbe- 
dingter Lebensmittelknappheit keine Spur. 
Berge von leuchtend roten Tomaten häufen 
sich neben gelblich-grünen Äpfeln, dazwi- 
schen kugelrunde, feste Orangen, ein Stand 
mit Ikonen. Über einem Maschendrahtzaun 
hängen riesige selbstgeknüpfte Teppiche in 
gedämpften braun-grün-blauen Mustern, 
Plastikgeschirr, Töpfe, daneben ein Stand 
mit frischgebackenem Fladenbrot. Nur die 
Preisschilder zeugen von der veränderten Si- 
tuation. Rund 35 Dinar kostet ein Kilo Äpfel, 
das sind etwas mehr als eine Mark. Ein Leh- 
rer verdient in Mazedonien knapp 300 Dinar 
im Monat, ein Universitätsprofessor etwas 
mehr als 400. Rund 1.000 Dinar braucht 
eine vierköpfige Familie, um Miete zahlen 
zu können und einigermaßen über die Run- 
den zu kommen. Innerhalb eines Monats ist 
die Inflation rapide angestiegen: Während 
man zu Monatsbeginn für eine Mark noch 
32 Dinar erhielt, sind es jetzt im staatlichen 
Umtausch 33 und auf dem Schwarzmarkt 
auch schon mal 35. 

Ein paar Straßen weiter, mitten im Stadt- 


zentrum von Tetovo, treffen sich Scharen 
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von Jugendlichen nach Schulschluß auf den 
Bänken im kleinen Park neben der Moschee, 
deren sonnengebleichte verschnörkelte Aus- 
senfassade neben den kräftigen Farben der 
Frühlingsblumen fast verblaßt. In den mei- 
sten Schaufensterscheiben wird für die uni- 
verselle Teenager-Mode geworben — Jeans, 
Hosen und Tops im Technostil. Junge Män- 
ner und Frauen tragen sie dann abends bei 
Einbruch der Dunkelheit zur Schau, beim 
Flanieren auf den Hauptstraßen oder dem 
im Stil der realsozialistischen Monumental- 
architektur planierten Platz, der von Kaf- 
feehäusern, Restaurants, Fast-Food- und 
Dönerläden umringt ist. 

Mitten in Tetovo teilt sich die Haupt- 
straße. Lange Autoschlangen, dazwischen 
Motorroller, klapprige Taxis und hin und 
wieder ein Pferdekarren schieben sich vor- 
sichtig an die Kreuzung. Nach links biegt ein 
staubiger Weg voller Schlaglöcher ohne 
Wegweiser oder Straßenschild ab, doch der 
ständige Strom von Bundeswehrlastwagen 
und olivgrünen Jeeps mit dem unverwech- 
selbaren Y-Nummernschild deutet auf die 
Anwesenheit des größten deutschen Trup- 
penkontingents in Mazedonien mitten in 
Tetovo hin. Eine bis vor einem Monat noch 
von mazedonischen Infanterieeinheiten ge- 
nutzte Kaserne beherbergt seit Anfang März 
das von 200 auf 1.500 Soldaten angewachse- 
ne Bundeswehrkontingent. Deren Auftrag 
lautete zunächst, die »Extraction Forces« der 
NATO zu unterstützen. So heißt im Militär- 
jargon die schnelle Eingreifgruppe, die die 
1.300 OSZE-Beobachter im Kosovo im Falle 
von deren Festnahme durch die serbischen 
Behörden oder anderer Bedrohungsszenari- 
en durch vage formulierte »Kampfeinsätze« 
hätte schützen sollen. 

Christa K. folgt einigen Bundeswehrlast- 
wagen, die von Tetovo ins fünf Kilometer 
entfernte Dorf Neprostino fahren. Hier hat 
die Bundeswehr innerhalb von zehn Tagen 
ein Flüchtlingslager für 3.500 Menschen auf- 
gebaut. Für den »humanitären Einsatz« ig- 
norieren die Soldaten auch schon mal den 
Befehl, ständig ihre Maschinengewehre am 
Körper zu tragen. Sie liegen in den sorgfältig 
neben den Zeltreihen geparkten Transport- 
panzern Fuchs. Ordentlich in langen Schlan- 
gen aufgereiht, von Dolmetschern auf alba- 
nisch zur Geduld ermahnt, warten rund 3.500 
Menschen morgens, mittags und abends vor 
den mit weißen Planen überdachten langen 
Holztischen auf ihre Rationen. Auf ihren 
Gesichtern spiegelt sich Müdigkeit und Er- 


schöpfung. Nur wenn am Eingang des 
Flüchtlingslagers Busse mit Neuankömmlin- 
gen eintreffen, kommt Bewegung in die 
Menschen. Viele suchen nach Angehörigen, 
die Handies der Journalisten sind die heiß- 
begehrte Möglichkeit, schnell und ohne die 
quälend langsamen Umwege über das Rote 
Kreuz oder das UNHCR Kommunikation 
zur Außenwelt herzustellen. Anrufe in die 
Schweiz oder Deutschland, in Kanada und 
in der Türkei beruhigen Verwandte und 
bringen vielleicht Neuigkeiten über Famili- 
enangehörige, die es noch nicht über die 
Grenze geschafft oder sich entschieden 
haben, im Kosovo auszuharren. Am besten 
sind diejenigen informiert, deren Verwandte 
in Westeuropa im Internet surfen und 
immer wieder die täglich länger werdenden 
Namenslisten der Hilfsorganisationen nach 
Angehörigen absuchen. 

Ein 30jähriger Mann nutzt die Gelegen- 
heit, um seinen Bruder in Köln anzurufen 
und mit ihm die Möglichkeiten zu bespre- 
chen, seine Kinder nach Deutschland zu 
bringen. »Ich selber will hier nicht weggehen,« 
sagt er in gut verständlichem Deutsch, auch 
wenn seine Chancen für eine Aufnahme ins 
deutsche Flüchtlingskontingent wegen der 
Familienangehörigen in Köln gut sind. Der 
Traum von der schnellen Rückkehr, den hier 
alle träumen, fühlt sich hier in Sichtweite 
des Kosovo eben viel realer an, als im weit 
entfernten Deutschland. Wie diese Rückkehr 
aussehen soll, darüber herrscht bei vielen 
Flüchtlingen Einigkeit. » Wir gehen mit den 
NATO-Soldaten zurück«, sagt die 26jJährige 
Sandrina (Name geändert) überzeugt, die 
bis vor wenigen Wochen an der Universität 
von Pristina Agrarwissenschaften studiert 
hat. Und bis dahin müsse man die UCK 
unterstützen. Sandrinas Bruder ist im Koso- 
vo geblieben und hat sich der UCK ange- 
schlossen. »Freiwillig«, wie sie betont. Im 
Zelt nebenan haben Kinder aus Abfallholz 
Gewehre, verziert mit dem Schriftzug der 
UCK, geschnitzt. Junge Männer malen sich 
aus, wie sie von Mazedonien nach Albanien 
in die Ausbildungslager der UCK kommen 
könnten, »ıım das, was die Serben uns ange- 
tan haben, zu rächen.« 

Diejenigen, die sich von der UCK distan- 
zieren, tun das leise und nur wenn sie sicher 
sind, dass ihnen niemand zuhört. So wie der 
populäre albanische Schriftsteller, dessen 
Bücher und Manuskripte serbische Parami- 
litärs zerrissen, bevor sie die gesamte Familie 
mit gezogenen Waffen aus der Wohnung 
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trieben. »Ich bin unabhängig«, sagt der 
sojährige ruhig. Von Rache hält er nichts, die 
wachsenden Sympathien für die UCK unter 
den Flüchtlingen hält er für »Opportunismus 
und ein Zeichen von Hoffnungslosigkeit.« 
Eine politische Alternative biete die UCK 
nicht. | 

Für Christa K. ist das Lager in Neprostino 
nur Durchgangsstation. Ihre Schwiegerel- 
tern findet sie schließlich in dem von der 
mazedonischen Regierung eingerichteten 
Lager bei Stenkovac, »unter Bedingungen, die 
man nicht einmal Tieren zumuten würde.« 
Hier schlafen die Menschen in den Zelten 
auf dem Boden. Ringsum Schlamm, Abfälle 
und unzureichende Sanitäranlagen. Eigent- 
lich hatte Christa K. gehofft, die Verwandten 
direkt ins Auto setzen zu können, um sie 
Doch 


Entscheidung der Innenminister- 


nach Friedrichshafen mitzunehmen. 
nach der 


konferenz, dass in Deutschland lebende Ko- 


sovo-Albaner ihre Angehörigen auch mit 
Verpflichtungserklärung der Gastgeber, für 
alle anfallenden Kosten aufzukommen, nicht 
auf eigene Faust holen dürfen, ist Christa K.s 
Schwiegereltern der direkte Weg nach 
Deutschland versperrt. 

Bei den Betroffenen stößt die Entschei- 
dung auf Unverständnis und Unmut: »Außer 
dem albanischen Taxifahrer und EI Hilal hat 
wirklich 


Angehörigen zu finden, und am allerwenig- 


mir niemand geholfen, meine 


sten die deutschen Botschaften. Wir haben 


zugesichert, dass wir selber für unsere 


Angehörigen sorgen können. Nach allem, was 
die Menschen erlebt haben, müssen sie doch 


ein Anrecht darauf haben, sich frei zu bewe- 


gen«, sagt Christa K. empört. Sie kann den 


Schwiegereltern nur etwas Geld und die 
Lebensmittel und Kleidung da lassen, die sie 
ich wieder 


mitgebracht hat. »Dann mußte 


fahren — ohne sie.« 


Diejenigen, die trotzdem versuchen, ihre 
Verwandten auf eigene Faust nach Deutsch- 
land zu holen, werden spätestens an den 
deutschen Grenzen mit der Festung Europa 
konfrontiert. Bundesgrenzschutz und Poli- 
zeistreifen in den grenznahen Regionen ver- 
anstalten nach Angaben des bayrischen 
Flüchtlingsrates »regelrechte Menschenjag- 
den« auf die Flüchtlinge und ihre HelferIn- 
nen. Denjenigen, die bei »der Beihilfe zum 
illegalen Grenzübertritt« erwischt werden, 
drohen Geld- und Gefängnisstrafen wegen 
»Schlepperei«. Flüchtlinge, die Angaben über 
ihren Fluchtweg machen und keinen Asylan- 
trag stellen, werden in den nächstgelegenen 
»sicheren Drittstaat« abgeschoben — nach 
Österreich oder in überfüllte Lager in Tsche- 
chien. 

Christa K.s Schwiegereltern haben Glück. 
Nach der Erweiterung der westeuropäischen 
Aufnahmequoten bekommen sie ein Flug- 
ticket. Zwar nicht nach Deutschland, aber 
zumindest nach Dänemark. »Das ist ja nur 
noch ein paar hundert Kilometer von Frie- 
drichshafen entfernt«, sagt Christa K., die 
mittlerweile »einfach nur noch zynisch wird«, 
wenn sie einen der deutschen Politiker im 
Fernsehen über »das Flüchtlingselend« im 
Kosovo reden hört. Wie es jetzt weitergehen 
soll, weiß sie nicht so genau. »Alle reden von 
Wiederaufbauhilfe, aber niemand sagt, woher 
meine Schwiegereltern das Geld bekommen 
werden, um aus den Trümmern ihres Hauses 


wieder ein Zuhause zu machen.« 


HEIKE KLEFFNER 
April 1999 
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Politik der 


Europäische Flüchtlingspolitik und der NATO-Krieg 


Flüchtlingslager 


Flüchtlingsfeindliche Träume, die viele 
Politiker Westeuropas seit langem hegen, 
scheinen in Erfüllung zu gehen: Flüchtlinge 
werden in ihrer Herkunftsregion aufgehalten. 
Die unruhigen Flüchtlingsgesellschaften wer- 
den Gegenstand einer militärisch geplanten 
Lagerpolitik. Der Krieg Im Kosovo erweist 
sich als Katalysator auch der flüchtlings- 


politischen Entwicklungen Gesamteuropas. 


Die kosovarischen Flüchtlinge, die nach den 
unsäglichen Vertreibungen — durch NATO- 
Bomben und serbische (Para-)Militärs — zum 
kosovo-mazedonischen Grenzort Blace kom- 
men, werden kurzzeitig in dem dortigen 
Durchgangslager aufgenommen. Von dort 
geht es in eines der vier mazedonischen 
Großlager. Bei den Lagerunterbringungen 
handelt es sich um Internierungen: Kontakte 
zur Außenwelt sind fast unmöglich. Besu- 
cherInnen, die Lebensmittel vorbeibringen 
wollen, müssen sich auf lange Wartezeiten 
gefasst machen, nach Angaben von Repor- 
tern dürften ganze zehn Personen pro Stun- 
de die Einlasskontrollen passieren. Die um- 
zäunten Lager werden von mazedonischen 
Polizisten bewacht. Mehrmals haben die In- 
ternierten bereits die Zäune niedergerissen, 
es kam zu gewaltsamen Auseinandersetzun- 
gen mit der Polizei. 

Innerhalb der Großlager haben vor allem 
italienische Nichtregierungsorganisationen 
(NGOs) die Aufgabe, die Lagerbevölkerung 
zu erfassen. Mit Hilfe von Fragebögen und 
einem rekrutierten Stab kosovarischer Stu- 
dentInnen registrieren sie Namen, Alter, Ge- 
schlecht, Beruf, Sprachenkenntnisse und Fa- 
miliensituation der Flüchtlinge. Aus diesem 
italo-kosovarischen Personal der Lagerver- 
waltung entsteht möglicherweise ein Kern der 
Ge- 
sellschaft. Ihr Kennzeichen wäre einerseits die 


Neuorganisation der kosovarischen 
Schwächung der traditionellen patriarchalfa- 
miliären Strukturen. 

Andererseits formiert sich damit in den 


Lagern eine gesellschaftliche Allianz zwischen 


den innergesellschaftlichen VersorgerInnen- 
strukturen und den aus dem Ausland kom- 
menden machtvollen NGOs und Militärs. 
Lageraufstände und eine selbstorganisierte 
Weiterflucht in großem Stil könnten die »La- 
gerisierung« der kosovarischen Gesellschaft 
schnell wieder aufbrechen. Allerdings muss 
festgestellt werden, dass die internationale 
Flüchtlingspolitik einen Schritt weiter in 
Richtung einer gestaltenden Gesellschafts- 
politik gemacht hat. 

Aus diesen mazedonischen Großlagern 
gibt es für die Flüchtlinge drei Wege hinaus: 

Erstens die Verschiebung in weitere Lager 
nach Albanien. Von dort gibt es seit Mitte 
Mai mehrere Versuche über die Adria nach 
Italien überzusezten. Haupthindernis ist die 
Patrouillentätigkeit der italienischen Mari- 
ne, Polizei und Finanzpolizei (Zoll) direkt 
an der albanischen Küste. Bei Schiffsun- 
glücken während der Verfolgungsjagden ka- 
men seit Mai mehrere Menschen um. 

Der zweite Weg aus den mazedonischen 
Großlagern führt über den internationalen 
Flughafen in ein Land, das die kontingen- 
tierten, vom UNHCR ausgewählten Flücht- 
linge für eine begrenzte Zeit aufnimmt. Es 
ist ein Ausweg, den sich viele erhoffen, der 
aber nur für wenige offensteht. In der Ent- 
wicklung der internationalen Flüchtlingspo- 
litik markiert das Ausfliegen von Flüchtlin- 
gen über Skopje den Beginn einer neuen 
Ära: Mit der »temporary protection«, dem 
nur zeitweiligen (dreimonatigen) Schutz von 
Flüchtlingen setzen hier die westlichen Re- 
gierungen die Genfer Flüchtlingskonvention 
faktisch außer Kraft. 

Der dritte Weg aus den mazedonischen 
Großlagern ist die selbstorganisierte Flucht. 

Dieser führt ebenso wie der erste in West- 
europa in den Status der Duldung, das heifst 
einer aufgeschobenen Abschiebung, oder in 
den illegalen Aufenthalt. (Dies allerdings nur 
sofern die Flüchtlinge nicht in den Schenge- 


ner Grenzregionen verhaftet und abgescho- 


ben werden und auch später keine Angaben 
über durchfahrene Transitländer machen.) 
Bereits jetzt übersteigt in Berlin die Zahl der 
nach Kriegsbeginn illegal eingereisten Koso- 
varlnnen, die eine Duldung erlangt haben, 
bei weitem die offiziellen Flüchtlingskontin- 
gentszahlen für die Stadt.‘ 


Kontingentflüchtlinge 
Die offizielle Aufnahme der Flüchtlinge aus 
den mazedonischen Lager in Kontingenten 
folgt der im EU-Strategiepapier 1998 vorge- 
gebenen Linie, den Asylstatus nach der Gen- 
fer Flüchtlingskonvention (GFK) zu unter- 
graben und den Status der Flüchtlinge völlig 
der politischen Opportunität auszusetzen. 
Flüchtlinge nach der GFK und nach $ı6a 
GG fliehen vor gezielter Verfolgung - an die- 
ser Verfolgung hat ja niemand ernsthaft 
Zweifel, und so wurde z.B. auch die »huma- 
nitäre Militärintervention« begründet. Die 
Kontingentflüchtlinge aus dem Kosovo al- 
lerdings wurden, solange noch keine EU- 
Gesetzgebung besteht, als »Kriegsflüchtlinge« 
nach $32 AuslG aufgenommen. Ihnen wird 
unterstellt, dass sie nicht vor der Verfolgung 
fliehen, sondern nur dem Kriegszustand 
ausweichen, und dass ein Asylantrag deshalb 
unbeachtlich sei. 

Das sind die Flüchtlinge, wie Politiker sie 
lieben: Per einfachem Beschluß und ohne 
Umweg über den Rechtsweg kann ihre 
Flüchtlingssituation für beendet erklärt wer- 
den. Hinterhältig an dieser Regelung ist 
nicht nur, dass die Besserstellung der Kon- 
tingente aus Spenden finanziert und als 
Komplement zur Rechtfertigung des Kriegs 
genommen, sondern dass den Flüchtlingen 
die Konsequenzen ihres schriftlich abzuge- 
benden auf einen Asylantrag Verzichts (der 
nach Protesten aber wieder zurückgenom- 
men werden musste) verborgen gehalten 
werden. Solange Milosevics Truppen und 
Milizen im Kosovo wüteten, war die Aner- 
kennungsquote zwar sehr, sehr gering. Aber 
nachdem die NATO das Kosovo befriedet 
hat, ist eine Verfolgungssituation scheinbar 
gar nicht mehr gegeben. Folglich haben die 
Minister Weisung erteilt, Anträge auf Asyl 
von Flüchtlingen aus dem Kosovo einfach so 
lange nicht zu bearbeiten, bis sie wieder 
unbeachtlich sein würden. Die lockere politi- 
sche Handhabung der Flüchtlinge entspricht 
der lockeren Handhabung der Gesetze. Der 
Krieg machts möglich. 

Nur die »most vulnerable persons« sollen 


demnach als Kontingentflüchtlinge zugelas- 


ÄRRANCA! 


sen werden - Alte, Frauen, Kranke, Kinder, 
Männer nur als Väter von Kleinkindern — 
nicht nur, weil sie es am nötigsten haben, 
sondern weil sie auch bei einem späteren 
Rücktransport keine Schwierigkeiten ma- 
chen. Tatsächlich seien, so beschwerte sich die 
Presse, statt Alter und Kranker überwiegend 
Großfamilien gekommen, und ein Platz auf 
der Kontingentliste sei gegen Geld zu haben 
gewesen. Die Flüchtlinge wurden in den Auf- 
nahmelagern mit einem Erhebungsbogen 
erfasst, ED-behandelt, ins Ausländerzentral- 
register eingetragen, und bedarfsweise einer 
psychosozialen Betreuung zugeführt, die in 
einem Zeitraum von drei Monaten ohnehin 
nur legitimatorischen Charakter haben kann. 

Den Kontingentflüchtlingen stehen dieje- 
nigen gegenüber, die es schaffen, aus eigener 
Kraft oder mit Hilfe von Angehörigen einzu- 
reisen. Auf einer Telefonkonferenz der In- 
nenminister am 6. April 1999 einigte man 
sich, keine individuellen Einreisevisa auszu- 
stellen, auch nicht auf der Basis von Ver- 
pflichtungserklärungen durch Angehörige, 
wie es bei der Aufnahme der Bosnienflücht- 
linge 1992 üblich war. 


Zwei Flüchtlingskonferenzen 
Die Blockierung der Flucht aus Südosteuro- 
pa wurde im Laufe der letzten Jahre als Pro- 
jekt ausgearbeitet und es entstand ein ganzes 
Planwerk, das bei der Umsetzung auf zahllo- 
se Hindernisse gestoßen und sich mögli- 
cherweise schon bald als gescheitert heraus- 
gestellt hätte. Der Krieg hat diesem Plan nun 
eine Chance beschert, zumindest zeitweilig 
sind die Fluchtwege blockiert. 

Am 22./23. März, also direkt bevor die 
NATO ihren Krieg gegen Jugoslawien be- 
gann, fand in Bern eine Flüchtlingskonfe- 
renz zur sogenannten Kosovo-Krise statt. 
Der Schlüsselpunkt dieser Konferenz — die 
sich jährlich trifft — scheint zu sein, dass 
Fluchtwege zu den strategischen Orten er- 
klärt werden, an denen Daten gewonnen 
werden können und an denen die Flucht- 
bekämpfung verstärkt ansetzen soll. Es ist 
eine Methode, die die deutschen Behörden 
am weitesten entwickelt und politisch in den 
Gremien von Schengen und der Kuropäi- 
schen Union verankert haben. Beunruhi- 
gend ist die Tatsache, dass inzwischen die 
Polizeidaten über heimliche GrenzgängerlIn- 
nen und die Erkenntnisse aus Asylanhörun- 
gen aus weit über einem Dutzend Staaten 
zentral zusammenlaufen in der Per- 
spektive künftiger Bekämpfung von Flucht 


und 
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und Migration in kurzen zeitlichen Abstän- 
den ausgewertet und interpretiert werden. 

Die auf der Konferenz versammelten 
Staaten propagierten das Aufhalten der 
Flüchtlinge im Vorfeld Westeuropas. Im 
Herbst 1998 wurde in der italienischen Dis- 
kussion der Flüchtlingspolitik immer wieder 
bedauert, dass Italien nicht wie Spanien auf 
der anderen Seite des Meeres über Enklaven 
verfüge, in denen man Flüchtlings-Auffang- 
lager errichten könnte. Ceuta und Melilla 
auf dem nordafrikanischen Festland dienten 
als Vorbild für Vorstöße der italienischen 
Flüchtlingspolitik nach Albanien, wohlge- 
merkt weit vor Kriegsbeginn. 

Eine zweite internationale Flüchtlings- 
konferenz, deren Beschlüsse angesichts der 
aktuellen Vertreibungen und kriegerischen 


. Entwicklungen eine enorme Aktualität ent- 


faltete, war die »Sonderkonferenz der Buda- 
pester Gruppe zur illegalen Migration durch 
Südosteuropa« am 29./30. Juni 1998 in Buda- 
pest. Die Initiative zu der Konferenz ging 
von der deutschen Bundesregierung aus. 
Hier wurden die Balkanstaaten (außer der 
BR Jugoslawien, die nicht an der Konferenz 
teilnahm) auf Maßnahmen zur Zerschla- 
gung der »türkisch-albanischen Route« ver- 
pflichtet, über die die »illegalen Bewegungen« 
in den letzten Jahren zu Lande oder » weiter 
über die Adria und Italien nach Westeuropa« 
vordringen würden. In dem Beschlussdoku- 
ment der Sonderkonferenz findet sich eine 
für den »Budapester Prozess« neue Alarmie- 
rungs- und Verbindlichkeitssprache: Die be- 
sprochene Umsetzung der Fahndungs- und 


Abschottungsziele längs der Balkanroute sei- 
en von einer »besonderen Dringlichkeit« . 


Einfluss deutscher Behörden 

auf dem Balkan 
Basierend auf Recherchen des BGS und des 
BAFI’ ım Frühjahr 1997 in Südosteuropa be- 
schreibt der sogenannte »Irak-Aktionsplan« 
den Fluchtweg durch Südosteuropa in sei- 
nen potentiellen Stationen mit einer Fülle 
von Namen, Adressen, Telefonnummern 
und individuellem Aussehen von als Flucht- 
helferInnen eingeschätzten Personen aus 
den Umkreisen von Kirchen, Reisebüros, 
Parteileuten, Pensionen und Hotels. 

Bei den bundesdeutschen Behörden, die 
die Balkanroute-Hysterie ursprünglich mit 
ausgelöst hatten, zog man folgende Konse- 
quenzen: Der BGS richtete eine »Sonderkom- 
mission zur Bekämpfung der Einschleusung 
und der illegalen Einreise irakischer Staatsan- 
gehöriger« ein. Alle entsprechenden Infor- 
mationen und Ermittlungen sollten dort 
zusammenlaufen. Dem BAFI wurden — nach 
einer Probephase von Dezember 1998 bis 
Mai 1999 — 33 Stellen für sogenannte Reise- 
wegsfahndungen bewilligt; damit »sollen ge- 
zielt Erkenntnisse des Bundesamtes im Bereich 
der illegalen Migration und des Schleusertums 
(...) gebündelt werden, um deren Erfassung 
und Auswertung zu erleichtern und systema- 
tisch durchzuführen.« Wöchentliche Berichte 
haben sie in ihrer Zentrale abzuliefern. 

Ein hierarchie- und ressortüberspringen- 
des Moment in den staatlichen Strukturen 
der Flüchtlingspolitik finden wir in einem 


neugeschaffenen Gremium der EU, das sich 
unter anderem dem Balkan zugewendet hat. 
Seit Januar 1999 arbeitet eine der unkonven- 
tionellsten Arbeitsgruppen der EU an einem 
Aktionsplan gegen Flüchtlinge aus dem Ko- 
sovo und aus Albanien. In der Diskussion 
sind: Personendatenaustausch zu Albanien 
und Kosovo; Fingerabdrucknahme MÖg- 
lichst aller AlbanerInnen; Einflussnahme auf 
die Medien Albaniens und des Kosovo, um 
potentielle Flüchtlinge von der Flucht nach 
Westeuropa abzuhalten; Einwirken auf die 
Regierung Albaniens, Jugoslawiens und der 
Nachbarstaaten, damit sie Ausreisehinder- 
nisse gegen AlbanerInnen entwickeln; be- 
sonderer Druck auf die Länder, über die sich 
Kosovarlnnen nach Westeuropa flüchten 
könnten. Da an der Ausarbeitung des Akti- 
onsplans auch UNHCR, die IOM und diverse 
NGOs beteiligt sind, kann man annehmen, 
dass in der Sondergruppe die prononcier- 
testen Planer der Lagerpolitik im NATO- 
Krieg versammelt waren. 

Wenn man sich vergegenwärtigt, dass die 
Entwicklung von EU-Initiativen in der 
Flüchtlingspolitik auf neue polizeiliche und 
grenzpolizeiliche Formierungen zurückgeht, 
dann verwundert es kaum, dass wir eine vor- 
hergehende Parallele in den Organen der 
Schengener Vertragsstaaten vorfinden. Der 
Schengener Exekutivausschuss setzte ein Jahr 
zuvor am 15. Dezember 1997 in Wien seine 
task force ein, »die die Durchführung der vom 
Exekutivausschuss vorgeschlagenen Maßnah- 
men zur Intensivierung der Abwehr illegaler 


Zuwanderung steuern und weiterentwickeln 


soll.« Während die EU-Sondergrupp® offen- 
sichtlich darauf abzielt, die Regierungen der 
ins Visier genommenen Länder zur Übernah- 
me neuer flüchtlingsfeindlicher Strategien zu 
bewegen, richtet sich die Schengener task for- 
ce an die Polizeien jener Länder. 

Bei der schwer zu gliedernden Verflech- 
tung von Behörden, zwischenstaatlichen 
Gremien und Think Tanks der europäischen 
Flüchtlingspolitik fällt eine überraschende 
Gleichzeitigkeit auf: Ab Frühjahr 1997 — es ıSt 
die Zeit des Zerfalls des albanischen Staats, 
und Bosnien-Herzegowina ist noch stark 
vom Krieg gezeichnet — entsteht ein regel- 
rechtes »Balkansyndrom«. Die verschiede- 
bestärken sich ge- 


nen politischen Ebenen 
mit der die 


genseitig in der Dringlichkeit, 
Balkanroute zerschlagen werden müsste. 

Die Speicherung von Personendaten 
durch die Kontrolle der Grenzen und des 
Hinterlands hat wahrscheinlich ausgehend 
von den Fluchtwegefahndungen deutscher 
Behörden zu einem schnell wachsenden in- 
ternationalen Unterbau angeblicher Fakten 
geführt. Der BGS fasst seit dem NATO- 
Kriegsbeginn täglich (!) die Zahlen nicht nür 
der kontingentierten, sondern auch der regl- 
strierten illegalisierten kosovarischen Flücht- 
linge in einem Meldedienst entsprechender 
Kontrolldaten aus weit über einem Dutzend 
Staaten zusammen und verbreitet sie inter- 
national. 

Wenn man sich die Datenberge vor Augen 
hält, die monatlich zusammengetragen Wel- 
den - es dürften die Daten von jeweils weit 


über 10.000 Personen sein’ —, wird deutlich, 


dass der 
Daten höchster Stellenwert zukommt. Die 


politischen Interpretation der 
statistische Erfassung phänotypischer Kri- 
terien wie physisches Aussehen, gesprochene 
Sprache und die Registrierung von Tätigkei- 
ten und Einkommenszweigen lässt befürch- 
ten, dass eine solche Maschinerie der Objek- 
tivierung und des Technikprestiges die 
Feindbilder in der Gesellschaft und der Poli- 
zei noch weiter verfestigen wird. 

Die Bestimmung von migrationspoli- 
tischen Schwerpunkten, die sich auf die Da- 
teninterpretationen stützen, machen aus po- 
litischen Entscheidungen mehr und mehr 
technische Gegebenheiten, die nicht mehr 
hinterfragt werden können. So entsteht ein 
High-Tech-Apparat der 
schaffung für politische, polizeiliche und 


Legitimationsbe- 


sogar militärische Vorgehensweisen. 

Das Recht auf Asyl wird vollends von sei- 
nem politischen Platz vedrängt: handelte es 
sich ursprünglich um die gesellschaftspoliti- 
sche Frage nach den Fluchtgründen, tritt nun 
an diese Stelle die polizeiliche Fahndungsfra- 
ge zur Iransitroute. Angesichts der kriminel- 
len Energie, mit der der Krieg entfacht und 
geführt wurde und mit der die Flüchtlings- 
fahndung läuft, haben wir im Laufe des Jah- 
res möglicherweise die kosovarischen, albani- 
schen und jugoslawischen Flüchtlinge nicht 
nur mit offenen Armen, sondern mit einer 
gehörigen Anstrengung innenpolitischen Wi- 
derstands zu empfangen. 


HELMUT DIETRICH 
Forschungsgesellschaft Flucht und Migration (FFM) 


Lesetip 

° Ausführlicher Artikel zu diesem Thema in: WIDER- 
SPRUCH. BEITRÄGE ZUR SOZIALISTISCHEN POLITIK, 
Heft 39, Zürich Juli 1999 

- Mitte September erscheint bei Schwarze Risse eine 


Broschüre mit Materialien zum Kosovo-Krieg 


Anmerkungen 

ı Allein im April 1999 meldeten sich 323 ohne Visum 
heimlich eingereiste jugoslawischen Staatsbürgerln- 
nen, meist Kosovarlnnen, bei Berliner Sozialämtern. 
Von dem deutschen Kontingent der 20.000 Fluchtlin 
ge werden in Berlin 220 Personen untergebracht weı 
den. (BERLINER ZEITUNG vom 12. Mal 1999) 


to 


Deutsches Bundesamt für die Anerkennung ausländi- 

scher Flüchtlinge 

; Hierbei handelt es sich nicht allein um die Frfassung 
von Kosovarlnnen, sondern um heimliche Grenzuben 

7; 


schreiterInnen und FluchthelterInnen ın West, Zen 


tral- und einigen osteuropäischen Landern. 
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Der Krieg 
auf dem 


Balkan 


aus russischer Sich 


Der folgende Artikel stammt von einer 
russischen antifaschistischen Gruppe, 
die seit mehreren Jahren mit Öffen- 
tlichkeitsarbeit, Aktionen und einer 
Zeitung bemüht ist, gegen den immer 
stärker werdenden Rassismus und 
Antisemitismus und das Erstarken 

der extremen Rechten in Russland an- 
zugehen. Inhalt ihrer Arbeit sind aber 
immer wieder auch andere Themen, 
wie zuletzt der NATO-Krieg gegen 
Jugoslawien. 

Die Situation und Stimmung In Russ- 
land bezüglich des Krieges ist grund- 
sätzlich anders als dıe ın Westeuropa 
und den USA. In diesem Sinne spiegelt 
der Artikel die spezielle Sicht russischer 
Anti-Kriegs-Aktivistinnen wider und auch 
ihre Aktionen sind vor diesem Hinter- 
grund zu betrachten. 


Die Redaktion 


Während die öffentliche Meinung in West- 
europa nahezu einhellig auf Seiten der 
NATO steht, ist die Situation in Rußland 
dem diametral entgegengesetzt. Die Aggres- 
sion der NATO wird allgemein als verbre- 
cherischer Akt verurteilt; das serbische »Bru- 
dervolk« und Slobodan Milosevic werden 
als Helden mystifiziert. Von vielen Men- 
schen wird die politische Situation mit der 
Zeit unmittelbar vor dem Ausbruch des 
Zweiten Weltkrieges verglichen: Die Rolle 
Nazi-Deutschlands werde demnach heute 
von den USA gespielt, die sich faschistischer 
Methoden bedienen und Völkermord an 
den Serben verüben würden, während die 
ganze Welt nicht nur tatenlos zusähe, son- 
dern noch Hilfestellung leiste." Allgemein 
wird der Angriff der NATO auf Serbien auch 
als Angriff auf Rußland und seine Interessen 
verstanden. 

Vor diesem Hintergrund steht der russi- 
sche Widerstand gegen den Krieg vor einer 
grundsätzlich anderen Situation, als der in 
Westeuropa. Es geht nicht vorrangig darum, 
den Angriffskrieg der NATO zu verurteilen. 
Vielmehr gilt es, das Milosevic-Regime und 
seine Verbrechen in der Öffentlichkeit anzu- 
prangern, und damit das völlig einseitige 
Bild in der russischen öffentlichen Meinung 
zu stören. 

Die russische Gesellschaft nimmt an dem 
Krieg in Jugoslawien in besonderem Masse 
Anteil, weil sie in ihm eine direkte Gefähr- 
dung Russlands sieht. Dies ist nicht nur dar- 
auf zurückzuführen, dass der Balkan für die 
russische Politik als traditionelles Einfluss- 
gebiet und Serbien als Verbündeter Rus- 
slands gilt. Aufgrund der historischen Rolle 
Russlands und der fehlenden Integration 
durch den Westen hält sich auch die oft 
nationalistisch übertriebene Meinung, dass 
alle Aktionen des Westens gegen Russland 
gerichtet seien. 

Russland ist kulturell, politisch und reli- 
giös traditionell eng mit Jugoslawien ver- 
bunden. Im ı9. Jahrhundert nahm Russland 
mehrfach an Kriegen auf dem Balkan teil, 
um den »slawischen Brüdern« gegen die 
Angriffe der Türken zu helfen. In der zwei- 
ten Hälfte des ı9. Jahrhunderts nahmen 
zahlreiche russische Freiwillige an den soge- 
nannten nationalen Befreiungskriegen auf 
dem Balkan teil. Damit einhergehend ent- 
stand die reaktionäre Ideologie des Pansla- 
wismus, die in Russland zu einer großen Po- 
litischen und gesellschaftlichen Bewegung 


wurde. Viele russische Nationalpatrioten 


scharten sich um dieses Banner, dessen 
nationalistische Propaganda den Pogromen 
Ende des 19. und zu Beginn des 20. Jahrhun- 
derts Vorschub leistete. 

Heute ist der NATO-Krieg in Jugoslawien 
für Nationalpatrioten und Faschisten will- 
kommener Anlass, diese Ideologie wieder 
verstärkt zu forcieren und damit in die 
Offensive zu kommen. Seit Ende März war 
das Thema Jugoslawien drei Monate lang 
ständig auf den Titelseiten der nationalisti- 
schen und »kommunistischen«’ Presse ver- 
treten. In den dort veröffentlichten Artikeln 
finden sich zwar weder Fakten über den 
wirklichen Kriegsverlauf, noch eine Analyse 
der Ursachen des Konflikts. Um so mehr 
präsent sind dafür Beschimpfungen der rus- 
sischen Regierung, die wieder einmal gezeigt 
hätte, dass sie ihr Vaterland für Kredite an 
die Amerikaner und Westeuropa verkaufen 
würde, statt den serbischen Brüdern zu hel- 
fen. Dahinter steht die Ideologie, dass die 
USA nach dem Zusammenbruch der Sow- 
jetunion freie Hand hätten, weil es keine 
Mächte mehr gäbe, die sich einer Aggression 
der Vereinigten Staaten entgegenstellen 
könnten. Daraus folge, dass man die Regie- 
rung ablösen und das Militärpotential wie- 
der erhöhen müsse. Einige nationalpatrioti- 
sche Zeitungen bieten dafür Programme an, 
die auf einen Wiederaufbau insbesondere der 
Rüstungsindustrie, Bevölkerungswachstum 
und umfassende Militärerziehung abzielen. 
Den Faschisten und Nationalpatrioten gelingt 
es somit vor dem Hintergrund des NATO- 
Kriegs eine nationalistische Militarisierung 
der russischen Gesellschaft voranzutreiben. 

Die russische Regierung und die anderen 
Parteien verurteilen die NATO-Bombarde- 
ments zwar ebenso einhellig, versuchen aber 
die Teilnahme russischer Freiwilliger auf ser- 
bischer Seite zu verhindern und sprechen 
sich gegen Waffenlieferungen für das Regi- 
me Milosevic aus. Grund dafür ist die 
Befürchtung, dass ein zu starkes russisches 
Engagement für Belgrad leicht zu einem 
dritten Weltkrieg führen könnte. 

In der ersten Kriegswoche Ende März 
kam es in vielen Städten Russlands zu Mas- 
senprotesten, Demonstrationen und Mahn- 
wachen vor den Gebäuden amerikanischer 
Einrichtungen. Es gab mehrere Kampagnen 
gegen amerikanische Firmen und Produkte. 
Viele Studenten — in politischen Dingen 
sonst eher apathisch — nahmen eine aktive 
Rolle bei diesen Aktionen ein. Eine kritische 


Sicht auf das Regime in Belgrad ist quası 


nicht vorhanden und auch in den russischen 
Massenmedien wird nur sehr einseitig be- 
richtet. Über die Geschichte Jugoslawiens in 
den vergangenen zehn Jahren und den Um- 
gang der Serben mit den Albanern in dieser 
Zeit gibt es kaum Informationen und Wis- 
sen. Milosevic gilt in Russland als un- 
schuldiges Opfer. 

Am 8. Mai, dem Tag des Sieges über Nazi- 
Deutschland, veranstaltete unsere antifaschi- 
stische Gruppe eine Demonstration. Die 
wichtigsten Losungen waren: »Milosevic ist 
ein Faschist« und »Milosevig nach Nürnberg«. 
Bevor unser Zug begann, versuchte die Poli- 
zei zu verhindern, dass wir eine Pappfigur 
mit den Zügen Milosevic’ und Plakate mit 
Parolen gegen die jugoslawische Regierung 
mitführen. Aus der Reaktion der Passanten 
wurde klar, dass wir in der Minderheit sind. 
Gerade deswegen muss es darum gehen, die 
Einstimmigkeit der öffentlichen Meinung in 
Russland auch mit provokanten Thesen zu 
stören. Wir sind gegen den Krieg der NATO, 
aber angesichts der einseitigen Stimmung in 
Russland stehen für uns vor allem zwei Din- 
ge im Vordergrund: Zum Einen gilt es, der 
Mystifizierung Milosevic’ entgegenzutreten 
und die Verbrechen seines Regimes anzukla- 
gen. Zum Anderen geht es darum, der stär- 
ker werdenden nationalistischen und milita- 
ristischen Stimmung und dem Erstarken der 
faschistischen Parteien entgegenzutreten, die 
Russland in einen Weltkrieg führen könn- 
ten. 

Die Tatsache, dass sich nun auch russi- 
sche Truppen auf dem Territorium Jugosla- 
wiens befinden, wurde als ein kleines Trost- 
pflaster für die Demütigung der russischen 
Patrioten empfunden. Nachdem die Luftan- 
griffe vorüber und die Truppen der NATO in 
das Kosovo eingerückt sind, kann der Krieg 
schwerlich als beendet betrachtet werden. Er 
kann noch für lange Zeit weiterschwelen 
und noch viele Menschen das Leben kosten, 
so wie es etwa in Tschetschenien der Fall ist, 
wo der Krieg schon lange sein offizielles 


Ende gefunden hat. 


MARA 


Anmerkungen 

ı Der Begriff »Faschist« wird in Russland häufig für 
Gegner benutzt. Das gleiche gilt für »eid«, das sich 
nicht nur unmittelbar gegen Juden richtet, sondern 
auch als allgemeines Schimpfwort benutzt wird. 
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In Rußland sind die »Kommunisten« — allen voran die 
KPRF 


Ideen. 


die aktivsten Propagandisten faschistischer 
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archaischen Balkan 


Interview mit 


Boris Buden von "Arkzin 


Die westlichen Stereotypen des Balkans 
machen es nicht einfach, etwas über das 
poltische Leben in Ex-Jugoslawien, die 
Machtverhältnisse im Alltag und abweichen- 
de Bewegungen zu erfahren. Auch hier gibt 
es Versuche, Stimmen gegen die herrschen- 
de Politik zu eröffnen. So entstand 1993 in 
Zagreb arkzın (www.arkzin.com), eine Art 
politische Kulturzeitschrift mit internationaler 
Ausrichtung. 1994 kam das Projekt BASTARD 
(vww.arkzin.com/bastard) hinzu, welches 
zum einen als eine Art Verlag und zum 
anderen als ein theoretisches Supplement 
von ARKZIN und inzwischen außerdem als 
eigene Zeitschrift besteht. Mit einer Auflage 
von 3000 in dem 4-Millionen-Staat konnte 
ARKZIN, welches sich in Kroatien selber in 
einer dissidenten Position bewegt, eine Art 
Netzwerk mit ähnlichen Projekten wie ZOFA 
in Lubljana, xz in Belgrad oder MARGINA in 
Skopje bilden. Das Interview mit dem bei 
ARKZIN beteiligten Journalisten Boris Buden 


wurde Anfang Juli dieses Jahres geführt. 


Boris Buden, du bist beteiligt bei der Zei- 
tung ARKZIN und bei dem Projekt BAS- 
TARD. Was macht ihr und was heißt die 
Arbeit als kritische linke Opposition in 
Kroatien, in einem nun souveränen 

homogenisierten Staat? 
Wir haben angefangen als ein Medium, das 
Sprachrohr der kroatischen Friedensbewe- 
gung. Allerdings ist es schon sehr früh zu 
einer Spaltung gekommen. Ein Teil von uns 
in der Redaktion hat die Intervention des 
Westens in Bosnien befürwortet. Ich war 
auch darunter. Das war damals das Ende der 
Zusammenarbeit, obwohl die Strukturen 
der Friedensbewegung und die Unterstüt- 
zung aus dem Ausland zu Beginn des Krie- 
ges entscheidende Voraussetzungen für un- 
sere journalistische Tätigkeit überhaupt waren. 
Seit 1993 sind wir also unabhängig von jeder 
Bewegung, vollkommen frei. Es ist schwer zu 
sagen, ob wir jetzt als links oder rechts gelten 
können, weil diese Begriffe inzwischen an 
Bedeutung verloren haben. Natürlich gibt es 
immer noch so ein Set von Qualitäten, die wir 
vertreten. Ich möchte das aber nicht unmit- 
telbar in einen Zusammenhang mit diesen 
westlichen Ideologien stellen und Begriffen 
wie z.B. Kulturalität, Toleranz u.ä. In Kroa- 
tien war das Hauptproblem natürlich die 
serbische Frage. Was die Serben für uns ın 
Kroatien, das sind heute die Albaner für die 
Serben — eine Minderheit. Und in einer 
Situation, in welcher die Mehrheit mit der 
Minderheit umgegangen ist, haben wir uns 
— und das könnte man unter bestimmten 
Umständen als links bezeichnen — in dieser 
Frage engagiert, d.h. darüber ständig berich- 
tet. Wir waren eine Weile sogar das einzige 
kroatische Medium, das sich systematisch 
damit beschäftigt hat. Die Opposition, d.h. 
die Anti-Tudjman-Bewegung, die sind alle 
liberal-demokratisch, nur eines konnten sie 
nicht ertragen, nämlich dass wir sie von der 
Seite der serbischen Minderheit her kritisie- 
ren, also auch die Politik des Regimes ge- 
genüber Serbien. Sie waren nie bereit, die 
Menschenrechtsverletzungen anzuerkennen, 
die gegenüber den Serben begangen worden 
sind. Und ich glaube dasselbe gilt auch für 
die sogenannte serbische Opposition, die alle 
gegen Milosvesic opponieren, nur dass das 
natürlich nicht heißt, dass sie die Albaner als 
ein Problem überhaupt wahrnehmen wollen. 

Wir haben uns von Anfang an auf die 
Kultur konzentriert und sehr schnell be- 
merkt, dass eine neue Szene entsteht unter 
ganz jungen Menschen. Uns ist klar gewor- 


den, dass die Jungen in einer seltsamen Art 
und Weise eigene kulturelle Interessen ent- 
wickeln und dass sie überhaupt nicht von 
einer Ideologie kontrollierbar sind. Die ver- 
folgen andere Ziele und da funktioniert das, 
was z.B. Zizek gesagt hat, nämlich dass es 
durchaus möglich ist, serbische und andere 
jugoslawische Filme, Rockmusik oder kultu- 
relle Produkte zu importieren und eine eige- 
ne Szene aufzubauen. 


Wie bezieht ihr euch auf diese Entwick- 

lungen gerade im Hinblick auf das kroa- 

tische Projekt der Homogenisierung? 
Wir wollen den Menschen nicht erzählen, 
dass sie tolerant sein sollen, sondern wir zei- 
gen ihnen die Inhalte anderer Kulturen oder 
aus Jugoslawien. Wir stellen sie in einer 
Form dar, die vollkommen akzeptabel ist für 
das kroatische Publikum. Und das funktio- 
niert. Da entstehen Kontakte in einer selbst- 
verständlichen Art und Weise, die eigentlich 
bewundernswert ist. Vielversprechend. 

Was wir versuchen ist, eine gemeinsame 
Szene auf dem Gebiet des ehemaligen Jugos- 
lawiens zu errichten, z.B. durch Internet- 
Projekte bis zu Fernseh- und Videosachen 
oder Printmedien etc., also multimedial. 


Ist basta der Obertitel, das Dach für die- 

se Projekte? 
Dach oder Titel ist wahrscheinlich ARKZIN 
als Firma. BAsTA ist der Verlag und die Zeit- 
schrift, die sich mit different-philosophi- 
schen und anderen theoretischen Sachen 
beschäftigt. Dann gibt es noch TRANFER, das 
ist ein neues Magazin, das ist mit einer TV- 
Sendung verknüpft. Diese hat auch bosni- 
sche und serbische Redaktionsteile. 


Wie ist die Geschichte der Ethnifizierung 
der Gesellschaft in den letzten zehn Jah- 
ren zu beschreiben? Gerade in Ex-Jugos- 
lawien hat die Idee von der Ethnie oder 
von der Nationalität als eine politische 
Größe zunehmende Relevanz bekom- 
men. Wie stellt sich das dar, also im All- 
tag oder auf der Ebene des Staates? 
Alle Regionen der Alltäglichkeit samt der Polıi- 
tik und Kultur wurden in den letzten Jahren 
nationalisiert und ethnifiziert. Es gibt kaum 
Enklaven, die frei von dieser Welle sind. Die 
ethnischen und nationalistischen Prinzipien 
werden von einer Mehrheit der Bevölkerung 
angenommen. Das prägt die allgemeine At- 
mosphäre, also sowohl uns als auch der Sze- 


ne gegenüber. Nur ist das nicht aus der kul- 
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turellen Identität der balkanischen Völker 
einfach herausgewachsen. Es geht hier viel- 
mehr um beim Zerfall des mittlerweile ehe- 
maligen Jugoslawiens entstandene politische 
Probleme, die nicht gelöst worden sind, die 
nur durch den Nationalismus ihre Lösung 
gefunden zu haben scheinen. Ich glaube, 
dass das ehemalige Jugoslawien schon in 
sich eine kleine Welt war. Die Unterschiede 
in der Entwicklung z.B. in Bezug auf den 
zwischen 


Und 
es war von Anfang an die Hauptfrage, auf 


lebensstandard im Vergleich 


Kosovo und Slowenien waren enorm. 


welche die Jugoslawen keine Antwort gefun- 
den haben, nämlich was für eine Form der 
politischen Solidarität es gäbe, die diese 
Unterschiede irgendwie zusammenbringen 
könnte. Es hat sich einfach gezeigt, dass das 
alte Modell einerseits erschöpft war und der 


Westen und die entwickeltesten demokrati- 


ÄRRANCA! 


schen Länder andererseits keinen Ersatz 
dafür angeboten haben. Das hängt auch mit 
der Frage zusammen, warum die Albaner 
nicht Mitglieder der Europäischen Union 
werden dürfen. Sie sind natürlich wesentlich 
ärmer, wahrscheinlich ist der Unterschied 
auch entsprechend größer als innerhalb des 
ehemaligen Jugoslawiens. Aber genauso wie 
wir damals keine Lösung des Problems 
hat auch die EU keine 


Und das hat strukturelle Ursa- 


gefunden haben, 
anzubieten. 
chen: die Vereinigung Europas war von 
Anfang an auch ein Prozess des Ausschlus- 
ses. Und die Strategien des Ausschlusses fan- 
den ihre Entsprechung in den Phrasen der 
Auflösung aller kulturellen und gesellschaft- 
lichen Grenzen in Europa, nur dass die, die 
draußen geblieben sind, als Urnationalisten 
ausgegrenzt wurden, die eigentlich wegen 
ihrer niedrigen kulturellen und politischen 


teilnehmen dürfen. Diese 
den Zerfall 


extrem vorangetrieben. 


Kultur nicht 


Dynamik hat Jugoslawiens 


Und welche Rolle hat der derzeitige Prä- 

sident Tudjman dabei gespielt? 
In seinem Buch, »Irrwege der Geschichtswirk- 
lichkeit« [dt. Titel], hat er ohne Mystifizie- 
rungen eine nationale Ideologie dargestellt. 
Alles, was danach passiert ist, d.h. auch eth- 
nische Säuberung, Genozid und was so 
dazugehört, wurde in dem Buch angekün- 
digt. So schreibt er, dass der Genozid — ein 
Völkermord — durchaus positive Auswir- 
kungen auf eine Gesellschaft haben kann, da 
er zu einer Homogenisierung und dadurch 
zu einer Harmonisierung des gesellschaftli- 
chen Lebens führt. 


Ich denke, wie dieser Krieg im Westen be- 
sprochen, die Art, wie verstärkt mit den 
Begriffen des Selbstbestimmungsrechts 
der Völker und eines Menschenrechts auf 
Heimat und Volk und Nation hantiert 
wurde, da ist zwar eine graduelle Diffe- 
renz festzustellen, substantiell gibt es 
aber weitgehende Gemeinsamkeiten zwi- 
schen Tudjman und dem Westen. 
Im Westen kommt es natürlich zu unglaub- 
lichen moralischen Empörungen, wenn man 
sowas hört. Aber im Grunde sind Tudjmans 
Ideen vom Westen politisch anerkannt. 
Natürlich kann man jetzt sagen, er hat recht 
gehabt: Ein Genozid schafft eine gewisse 
Harmonie in der Gesellschaft, solange wir 
auf dem Konzept des Nationalstaates behar- 
ren. Und das tut der Westen. Dabei ist es zu 
einer Intervention gekommen, als es schon 
zu spät war — als die Ziele der ethnischen 
Säuberung schon erreicht worden waren. 
Jede Intervention und jedes Engagement 
diente danach nur dazu, diese schon erreich- 
ten Ziele und Ergebnisse politisch zu zemen- 
tieren. Das ehemalige Jugoslawien ist nicht 
mehr multikulturell, das war es einmal. Selbst 
viele Nationalisten unter den jugoslawischen 
Politikern haben nicht daran geglaubt, dass 
man am Balkan ethnisch reine (Lebens-) 


Räume schaffen kann. Aber es ist gelungen. 


Du hast über die gemeinsamen Strategi- 
en und das ähnliche Vorgehen Milosevics 
auf der einen und der Nato auf der ande- 
ren Seite geschrieben und die Parallelitä- 
ten zwischen seiner und Clintons Politik 
hervorgehoben, unter anderem weil sich 
beide Seiten auf die Menschenrechte 


beziehen, weil diese moralische Katego- 
rie die letzte Instanz ist. Wie ist das zu 
verstehen? 
Milosevic hat seine nationalistischen Ideen 
nach außen mit dem konkreten Ziel verbun- 
den, die serbische Minderheit im Kosovo zu 
retten, d.h. ihre Menschenrechte zu schüt- 
zen. Das war sein expliziertes Anliegen. Tat- 
sächlich hat er im Inneren des Regimes alles 
mögliche organisiert, um ihr Leid so zu 
manipulieren, dass er in der Lage war, seine 
politischen Ziele zu erreichen. Für die Öf- 
fentlichkeit waren die Serben die Minderheit 
im Kosovo, die unterdrückt wurde. Nicht so, 
wie sie das dargestellt haben, nicht so stark 
jedenfalls wie dann später die albanische 
Minderheit von den Serben. Aber immerhin. 
Vom Prinzip her das gleiche hat auch 
Clinton getan. Die entscheidende Gemein- 
samkeit ist, dass beide ein existierendes Sys- 
tem ignoriert und die Lösung des Problems 
außerhalb dieses Systems gesucht haben. Bei 
Milosevic war dieses Außerhalb die Straße, 
seine anitbürokratische Revolution. Auf die 
gleiche Weise hat auch Clinton gegenüber 
den Vereinten Nationen gehandelt. Er hat 
die Blockade in der Uno abgewiesen und die 
Menschenrechte als Ausrede genommen, 
außerhalb der UNO und ohne ihre Legiti- 
mation eine solche Aktion zu unternehmen. 
Tatsache ist jetzt, dass die Uno eigentlich 
nicht mehr als die höchste Instanz funktio- 
niert. Und dass das schwere Folgen hat für 
die Zukunft. Die UNO ist out. Und der Wes- 
ten hat keinen Ersatz anzubieten. Das ist ein 
Problem. 


Ich denke, diese Entwicklungen haben 
auch etwas mit der offeneren Konkur- 
renz der Staaten zu tun, und darin wird 
so ein diplomatisches Instrument wie die 
UNO zunehmend hinfällig. Bei allen Ge- 
meinsamkeiten über die Durchsetzung 
von Heimat und Volk, von denen du ge- 
rade sprachst, gibt es dabei ja auch Diffe- 
renzierungen. Kroatien erfährt vom Wes- 
ten eine vollkommen andere Behandlung 
als Serbien, wie ist das zu verstehen? 
Die Leichtsinnigkeit mit der hier doppelte 
Standards akzeptiert worden sind, das ist 
sehr gefährlich. Tatsache ist, dass 400.000 
Serben Kroatien in den letzten neun Jahren 
verlassen haben. Nicht, weil es für sie in den 
zerstörten Teilen Bosniens oder Serbiens bes- 
sere Aussichten bestanden hätten, sondern 
weil sie unter kroatischem Druck — politi- 
schem, moralischem und jedem Druck — 


standen. Aus Not haben sie das Land verlas- 
sen müssen. Die Serben werden nie wieder 
nach Kroatien zurückkehren. Sie wurden ver- 
trieben, nachdem die serbische Minderheit 
mehr als drei Jahrhunderte dort gelebt hat. 
Kroatien ist in dem Sinne auch mehr oder 
weniger sauber. Der Westen hat dabei natür- 
lich auch geholfen. Wir wissen nicht, ob und 
welche realen politischen Pläne dabei eine 
Rolle gespielt haben, aber es wurde nie ein 
entscheidender Druck auf die kroatische Re- 
gierung ausgeübt, um die Rückkehr der Ser- 
ben zu ermöglichen. Das Land Kroatien ist 
heute ein Soldat der Nato, ohne je gefragt 
worden zu sein ob es das will oder nicht. Die 
Tragödie ist, dass es noch viele Kroaten gibt 
und viele politisch denkende und wirkende 
Kroaten, die von irgendeiner Souveränität 
reden. Kroatien ist kein souveräner Staat, 
genauso wenig wie Serbien, genauso wenig 
wie Bosnien. Kurz: es gibt keine souveränen 
Staaten mehr in diesem Teil Europas. Und 
das System der Souveränität ist schon länger 
tot. Das System weiß es nicht, aber früher 
oder später wird es ihm jemand sagen müs- 
sen und was dieses System ersetzen sollte, 
wissen wir nicht. Wir befinden uns politisch 
in einem Interregnum. Und dieses Interreg- 
num kann natürlich sehr gefährlich sein. 


Aber immerhin soll es auch nach den 
Plänen der NATO in Zukunft zumindest 
formell souveräne Staaten geben, die zu- 
mindest nicht den Status von Kolonien 
haben. Dabei wird dort allerdings eine 
Trennung gemacht zwischen den zivili- 
sierten Ländern (dem Westen, wo es in- 
zwischen erfolgreiche Nationalisierungen 
gibt) und dem wilden Balkan, also einer 
Art Balkanismus - in Anlehnung an den 
Orientalismus. Im Balkan wird dabei nur 
das Negativ der Projektion einer erfolg- 
reichen Nationalisierung von lauter ho- 
mogenisierten souveränen Staatengebil- 
den in Europa gesehen. 
In Europa dient der Begriff des Balkanismus 
dazu, bestimmte Teile Europas von Europa 
fernzuhalten und auf diese Teile dann all das 
Unerwünschte und Negative zu projizieren; 
dessen man sich entledigen möchte. Die bal- 
kanischen Völker als der Auswuchs eines 
zivilisierten Europas. Ein Paradoxon dieser 
Position wurde von Robert Caplan [ein ameri- 
kanischer Journalist] so dargestellt, dass selbst 
die Idee zu Auschwitz aus dem Balkan ge- 
kommen sei. Er behauptet, dass Adolf Hitler, 
als er damals in Wien in diesem Männer- 


wohnheim wohnte, mit dem authentischen 
südslawischen balkanischen Chauvinismus 
in Berührung gekommen sei und von diesen 
balkanischen Menschen gelernt habe, wie 
man richtig chauvinistisch haßt. Was natür- 
lich dann in der Folge zu Auschwitz geführt 
hat. So sehen wir, dass Auschwitz als Inbe- 
griff des Bösen im 20. Jahrhundert auch vom 
Balkan stammt, wenn man das nur so ver- 
stehen will oder wenn man diese Konstruk- 
tion braucht, um den Balkan von Europa 
auszuschließen. 

Man neigt dazu, das, was der eigenen po- 
litischen Identität inne ist, auf die anderen 
kulturellen Identitäten zu projizieren. Dar- 
um geht es. Auschwitz ist ein Teil der politi- 
schen Identität Europas. Und nicht ein Teil 
der kulturellen Identität der balkanischen 
Völker. Das ist die Antwort auf die Heraus- 
forderung von Caplan. Was wir hier sehen, 
ist eine allgemeine Entpolitisierung der gan- 
zen Problematik. Wenn man politische Pro- 
bleme den kulturellen Phänomenen zu- 
schreibt. Die Kultur kommt hier als eine 
Ideologie vor, die die Rolle der Politik über- 
nimmt und das ist das Problem. Als eine 
Ideologie der Cultural Identity, dass diese 
die Basis der Politik sei und dass die ganze 
Politik Identity Politics ist und aus kulturel- 
len Identitäten entstehen würde. Und die 
Repolitisierung dieser kulturell gewordenen 
Begriffe ist wahrscheinlich der Ausweg. 


Jetzt ist der Krieg offiziell beeendet. Wel- 
che Auswirkungen sind jetzt zu erwarten 
für Serbien und auch für Kroatien, und 
für die Region, die als Balkan bezeichnet 
wird? 
Der Krieg ist nicht politisch beendet, weil die 
sogenannte Autonomie für die Albaner in- 
nerhalb Serbiens nicht funktionieren kann. 
Kosovo ist ethnisch sauber, und es ist unvor- 
stellbar, wie sich dieser Teil Serbiens weiter- 
entwickeln soll und ob es überhaupt ein Teil 
Serbiens bleiben kann. Ich glaube, dass die 
Lösung nur durch die ganze Region gezogen 
werden kann und gefunden werden muß. 
Zwischen Serbien, dem Kosovo und Albani- 
en - in diesem Dreieck ist keine Lösung des 
Problems zu finden. Der militärische Sieg ıst 
nicht das Ende eines Krieges, denn das ent- 
scheidet sich nur dadurch, ob das politische 
Ziel einer Lösung erreicht worden ist oder 
nicht. Deswegen ist im politischen Sinne 
noch alles vollkommen offen. 


DAS INTERVIEW FÜHRTE MB 
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Von der 
Untergrundtruppe 


zur 
Ordnungsmacht 


Entstehung, Funktion Spätestens mit dem Ende des Bomben- 


und Bedeutung der krieges in Jugoslawien und dem Beginn des 


»Kosovo-Befreiungsa rmee« sogenannten Waffenstillstandes hat die UCK 


eine Schlüsselrolle für die Zukunft des Koso- 
vo, aber auch Rest-Jugoslawiens und mögli- 
cherweise für eine Stabilität in der Gesamt- 
region bekommen. Der Weg von einer 
militärischen, clanmäßig strukturierten Unter- 
grundguerilla hin zu einer bewaffneten, 
keineswegs politisch oder gar demokratisch 
legitimierten Ordnungsmacht im Kosovo war 
vergleichsweise kurz: Heute hat die UCK in 
25 von 27 Bezirken eine Parallelverwaltungs- 
struktur zur UNMIK, der UNO-Administrati- 
on, aufgebaut. Sie übernimmt dort, wo sich 
die KFOR-Truppen nicht hintrauen oder 
wegsehen, Polizeifunktionen und hat eigene 
Gefängnisse eingerichtet, in denen Serben 
und als serbische »Kollaborateure« stigmati- 
sierte Roma verhört, gefoltert und ermordet 


wurden. 


Offiziell gründete sich die UCK im Jahr 1992. 
Vier Jahre später machte sie durch erste Bom- 
benanschläge von sich reden, und im Jahr 
1997 präsentierten sich bewaffnete UCK- 
Kämpfer erstmals der Öffentlichkeit. Heute 
verfügt die UCK, die sich im albanischen 
USCHTRIA CLIRIMTARE E KosovEs nennt 
und im Englischen als Kosovo LIBERATION 
ArMmY (KLA) bezeichnet wird, nach eigenen 
rund 30.000 bewaffnete 
Kämpfer. Die Entstehungsgeschichte dieser 


Angaben über 


Organisation, die von den westlichen Re- 
gierungen noch bis Ende vergangenen Jahres 
argwöhnisch als obskurer Nationalistenver- 
ein oder Drogenschmuggelring bezeichnet 
wurde, wurzelt in den nationalistischen koso- 
vo-albanischen Protesten nach Titos Tod 
1980. 

Die Ursprünge kosovo-albanischer Auto- 
nomiebestrebungen reichen ebenso wie die 
Aktivitäten einiger UCK-Anführer (siehe 
Kästen) weit in die Tito-Ära zurück. 1963 
wurden die bis dahin autonomen Regionen 
Kosovo und Metohija zur autonomen Pro- 
vinz Kosovo erklärt und damit de facto der 
multinationalen Vojvodina gleichgestellt. Im 
Zuge der osteuropäischen 68er-Aufstände 
kam es auch im Kosovo zu verstärkten öf- 
fentlichen Protesten und Forderungen nach 
einer eigenen Republik. 

1974 wurde dem Kosovo Teilautonomie 
zugestanden und die Provinz damit praktisch 
den jugoslawischen Teilrepubliken gleichge- 
stellt; Verwaltung und Schlüsselstellungen 
wurden von kosovo-albanischen KP-Mit- 
gliedern übernommen. Nach Titos Tod kam 
es am 4. Mai 1980 in Pristina zu einer Groß- 
demonstration von Tausenden von Studen- 
ten, die einen uneingeschränkten Republik- 
status für den Kosovo forderten. Teile dieser 


Bewegung, deren Forderungen von einer 


Mehrheit der kosovo-abanischen Bevölke- 
rung unterstützt wurden, verlangten bald 
eine völlige Loslösung des Kosovo von der 
Republik Jugoslawien. Die extremeren Ver- 
treter dieser Position forderten ein Großal- 
banien unter Einschluß von Albanien, dem 
Kosovo sowie von Teilen Mazedoniens und 
Griechenlands. 

Schon vorher war es zu einer massenhaf- 
ten und nicht sonderlich freiwilligen Ab- 
wanderungswelle von Serben aus dem Koso- 
vo gekommen, von der die NEw YoRK TIMES 
in ihrer Ausgabe vom ı2. Juli 1982 berichtet: 
»Serben sind von Albanern unterdrückt wor- 
den. (...) Rund 57.000 Serben haben den Ko- 
sovo in den letzten zehn Jahren verlassen. Der 
Exodus der Serben ist eines der Hauptproble- 
me ım Kosovo.« 

Die Zentralregierung in Belgrad reagierte 
auf die Studentenproteste mit Verhaftungen 
und langjährigen Gefängnisstrafen für mehr 
als tausend Aktivisten der separatistischen 
Bewegung. Diejenigen, die nicht verhaftet 
wurden, gingen oft ins Exil, u.a. in die 
Schweiz, nach Skandinavien, Deutschland 
und in die Türkei. Im Februar 1982 schlossen 
sich vier Exilgruppierungen, die Anhänger 
des von Enver Hodscha' vertretenen maoi- 
stisch ausgerichteten albanischen Staats- 
kommunismus waren, zur BEWEGUNG FÜR 
DIE ÄLBANISCHE REPUBLIK JUGOSLAWIENS 
(LRSHJ) zusammen. Ihre ersten Attentate 
führte diese Gruppe 1981 und 1982 in Brüssel 
aus, wo sie drei Jugoslawen ermordete. Im 
Kosovo verübte sie zwischen 1982 und 1984 
neun Bombenattentate. 

Wieder reagierte die Zentralregierung in 
Belgrad mit massiver Repression. Zwischen 
1982 und 1989 wurden 12.000 Kosovo-Alba- 
nerInnen mit dem Vorwurf verhaftet, dem 
Zusammenschluß anzugehören. 1985 be- 
nannte sich die LRSHJ ın BEWEGUNG FÜR 
DIE VOLKSREPUBLIK Kosovo (LRPK) um. 
Am ı. März 1989 verhängte Belgrad den Aus- 
nahmezustand im Kosovo, und am 23. März 
1989 wurde der Autonomiestatus durch eine 
Verfassungsänderung aufgehoben. 1990 wird 
das Kosovo-Parlament von der jugoslawi- 
schen Regierung aufgelöst und die Provinz- 
regierung im Kosovo abgesetzt. Damit än- 
derte sich auch das gesellschaftliche Leben in 
der Provinz. So wurden beispielsweise hun- 
derte von kosovo-albanischen LehrerInnen 
und Hochschuldozenten aus dem Staats- 
dienst entlassen. 

Als Reaktion darauf begannen Ibrahim 
Rugova und seine DEMOKRATISCHE LIGA 


pEs Kosovo (LDK) mit dem Aufbau einer 
parallelen kosovo-albanischer Infrastruktur 
— darunter eigene Schulen und Hochschu- 
len. Sie setzten auf einen passiven, gewalt- 
freien Widerstand gegen die zunehmende 
Beschränkung des gesellschaftlichen und 
politischen Lebens der Mehrheitsbevölke- 
rung in der Provinz. Nachdem Rugova 1992 
die »Republik Kosovo« ausgerufen hatte und 
von der kosovo-albanischen Bevölkerung in 
von Belgrad nicht anerkannten Wahlen zum 
Premierminister gewählt wurde, änderte die 
militante LRPK ihren Namen erneut und 
nannte sich fortan VOLKSBEWEGUNG DES 
Kosovo (LPK). Sie gewann zunächst vor 
allem unter den im westeuropäischen Exil 
lebenden Kosovo-Albanern dank personeller 
und finanzieller Hilfe des albanischen Ge- 
heimdienstes schnell an Einfluß. Mitglieder 
der LPK bildeten auch den harten Kern der 
1992 in Mazedonien gegründeten UCK. Sie 
baute innerhalb von drei Jahren Komman- 
dostrukturen in Pristina und der Schweiz 
auf. Am ıı1. Februar 1996 bekannte sich die 
UCK zu Bombenanschlägen in fünf serbi- 
schen Flüchtlingslagern in der Krajina. Zwei 
Monate später wurden in Decani und in Pec 
acht serbische Polizisten in Zivil getötet. 


Die Entwicklung der UCK 
Ibrahim Rugovas Politik des passiven Wi- 
derstandes wurde im Verlauf des jugoslawi- 
schen Zerfallsprozesses vor allem von ju- 


ADEM DemAacı ist einer der führen- 
den politischen Vertreter der UCK. 
1958 kam er das erste Mal wegen 
»anti-jugoslawischer Agitation« für 
drei Jahre ins Gefängnis. Bei seiner 
Urteilsverkündung sagte Demaci, der 
»Kosovo sollte Teil von Albanien sein 
und andere Lösungen sind nicht mög- 
lich«. Demaci wurde 1961 aus dem 
Knast entlassen. 1964 gründete er eine 
illegale Bewegung mit 300 Mitglie- 
dern, die REVOLUTIONÄRE BEWEGUNG 
FÜR DEN ZUSAMMENSCHLUSS VON 
ALBANERN. Im gleichen Jahr wurde 
Demaci erneut verhaftet und zu ı5 
Jahren Knast verurteilt. Nach zehn 
Jahren Haft wurde er begnadigt und 
1974 freigelassen. 1975 wurde er das 
dritte Mal verhaftet, erneut zu 15 Jah- 
ren Haft verurteilt und 1989 freigelas- 
sen. 


ÄRRANCA! 


gendlichen Kosovo-Albanern immer weniger 
unterstützt. Nachdem bei den Waffenstill- 
standsverhandlungen in Dayton im Novem- 
ber 1995 die Kosovo-Frage ausgeklammert 
wurde, stellten immer mehr Kosovo-Albaner 
die Frage, warum sie am Prinzip der Gewalt- 
freiheit festhalten sollten, wenn die bosni- 
schen Serben für ihre Brutalität durch ihren 
eigenen Quasi-Staat innerhalb Bosniens be- 
lohnt wurden. Schon während des Krieges 
im ehemaligen Jugoslawien hatten sich un- 
gefähr 5.000 Kosovo-Albaner den kroati- 
schen und moslemischen Milizen ange- 
schlossen, um gegen den gemeinsamen 
»Hauptfeind Serbien« zu kämpfen. Nach 
den Bombenanschlägen im Februar 1996 
wurde die UCK von den serbischen Behör- 
den als terroristische Organisation einge- 
stuft, was sie allerdings in ihrem Aktionsra- 
dius nicht weiter einschränkte: Sie hatte 
mittlerweile damit begonnen, ihre Kräfte 
innerhalb des im Kosovo vorherrschenden 
Clansystems zu rekrutieren, indem sie sich 
Clan-Chefs 
sicherte. Dadurch hatte sie erstmals eine 


die Unterstützung mehrerer 


lokale Verankerung. Und sie konnte nun mit 
Hilfe von örtlicher Informanten mit der 
Liquidierung sogenannter »Kollaborateure« 
beginnen, also Kosovo-Albanern, die in ser- 
bischen Behörden arbeiteten. 

Ein wichtiger Schritt für die UCK war 
deren erster öffentlichen Auftritt, den die 
französische Tageszeitung LIBERATION am 21. 
Januar 1999 wie folgt beschreibt: »Der erste 
öffentliche Auftritt der UCK-Guerillas fand im 
November 1997 statt. Bewaffnet und mit Ski- 
masken maskiert, eskortierten sie den Sarg 
eines Lehrers, der von Serben in dem Dorf 
Drenica getötet wurde. (...) Einige Monate 
nach diesem Vorfall, im Februar 1998, starte- 
ten die Spezialeinheiten aus Belgrad eine 
militärische Großoperation. (...) Der Krieg ım 
Kosovo hatte begonnen.« 1997 verübte die 
UCK vierzehn Anschläge im Kosovo und ei- 
nen in Mazedonien. Innerhalb eines Jahres 
wurden zwanzig Menschen als »Kollabora- 
teure« hingerichtet. Das Ziel: Die kosovo- 
albanische Gesellschaft gegenüber den serbi- 
schen Institutionen abzuschotten und zu 
polarisieren. Es folgten Angriffe auf serbische 
Vertreter der Staatsmacht, insbesondere Poli- 
zisten. Im Frühjahr 1997 wurde der Schrift- 
steller Adem Demaci, der insgesamt 28 Jahre 
in serbischen Gefängnissen verbracht hatte, 
politischer Vertreter der UCK in Pristina. 

Die UCK war damals keineswegs — und ist 


es auch heute noch nicht — eine einheitliche 
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militärische Organisation, die einer politi- 
schen Partei oder zivilen Autorität unter- 
steht. Sie agiert vielmehr als eine Guerilla- 
Bewegung mit leicht bewaffneten Kämpfern. 
Viele ihrer Mitglieder bekamen ihre militäri- 
sche Ausbildung in der ehemaligen jugosla- 
wischen Armee. Einige ihrer Anführer waren 
Mitglieder der jugoslawischen Staatssicher- 
heitsdienste, der Armee und der Polizei. Die 
Mitgliederzahlen der UCK sind von 500 
aktiven Kämpfern zu Beginn des Jahres 1998 
auf eine Stärke von einigen tausend Män- 
nern bei Beginn und rund 20.000 Kämpfer 
bei Ende des Bombenkrieges angestiegen. 

Noch 1997 bezeichnete Ibrahim Rugova die 
UCK als »Geschöpf der serbischen Geheimdien- 
ste«, denn die UCK-Angriffe legitimierten die 
massiven Truppenstationierungen der Belgra- 
der Regierung im Kosovo, insbesondere nach- 
dem die UCK im Februar 1997 in der Region 
Drenica den Aufstand ausrief. Die »Befrei- 
ungsarmee« behauptete nach fünf Monaten, 
sie kontrolliere 30 Prozent der Region. In den 
von ihr kontrollierten Dörfern verbot die 
UCK alle übrigen Parteien als »überflüssigen 
Luxus« und ging gewaltsam gegen Serben, 
Roma und die Minderheit der moslemischen 
Mazedonier vor. Ab dem Sommer 1998 rea- 
gierte die serbische Regierung mit der syste- 
matischen Vertreibungen der Bevölkerung in 
den Hochburgen der UCK im Westen des 
Kosovo. Nach serbischen Angriffen auf einige 
Dörfer gründeten sich dort Selbstverteidi- 
gungskomitees, die aber von der UCK auf- 
grund von deren organisatorischen Schwäch- 
en nicht unterstützt werden konnten. 

In dieser Zeit verschärften sich die Riva- 
litäten zwischen der UCK und Rugovas 
LDK. Sie mündeten gegen Ende des Som- 
mers in der Gründung der STREITKRAFT DER 
RepugLık Kosovo (FARK) durch Rugovas 
Gefolgsleute. Finanziert wurde die FARK 
zunächst durch die Türkei und aus Saudi- 
Arabien, politische Unterstützung kam aber 
auch von Seiten der US-Regierung. Am 18. 
September 1998 ermordete die UCK darauf- 
hin in Tirana Ahmet Krasnigqi, der die FARK 
aufbauen sollte. Nach Informationen der 
BERLINER ZEITUNG nannte sich die FARK 
auch Skanderberg-Division’. In ihr sollen zu 
des 


Kämpfer organisiert gewesen sein, die vor 


Beginn Bombenkrieges rund 4.000 
allem von Albanien aus operierten. Politisch 
wurde sie von dem im deutschen Exil leben- 
den Bujahr Bukoshi und von Ibrahim Rugo- 
va kontrolliert.‘ Mit zunehmender Präsenz 


der serbischen Armee verlor die UCK an 


IBRAHIM RuGovA, 53 Jahre, ehemaliger 
Professor für albanische Literatur in 
Tirana; Vorsitzender der DEMOKRATI- 
SCHEN LiGA KosovaAs (LDK). Er wurde 
wegen seiner jahrzehntelangen Kampa- 
gne des passiven Widerstands lange als 
der »Ghandi des Kosovo« bezeichnet. 
1992 wurde er in Wahlen, die die Zen- 
tralregierung in Belgrad als »illegal« 
bezeichnete, zum Präsidenten gewählt, 
und 1998 in Wahlen, die von den ande- 
ren Parteien boykottiert wurden, in sei- 
nem Amt bestätigt. Nach mehrwöchi- 
gem Hausarrest während des Bom- 
benkrieges und Gesprächen mit Milo- 
sevic, die — je nach Quelle als erzwun- 
gen oder freiwillig eingeschätzt werden 
—, konnte Rugova ausreisen. Er lebte bis 
Ende der Bombardements in Italien im 
Exil und hat an Einfluß verloren. 


Unterstützung innerhalb der Bevölkerung. 
Daher wich sie im Sommer 1998 mehr und 
mehr in ihre Camps nach Albanien zurück. 
Die Bilanz des ersten Halbjahres 1998: 800 
Tote und rund 15.000 vertriebene Kosovo- 
Albaner, die mehrheitlich aus den kleinen 
Dörfern in die Städte Pristina und Prizren 
flüchteten.‘ 

Anfang 1999 bewerteten sowohl die Föde- 
ration Amerikanischer Wissenschaftler als 
auch die LiB£rATION das Vorgehen der UCK 
in den Jahren 1997 und 1998 als eskalations- 
fördernd. Sie vertraten die Ansicht, daß die 
UCK eine entscheidende Mitverantwortung 
für die - gewünschte — Eskalation im Kosovo 
trug: »Die Bewegung weiß, daß sie selbst jetzt, 
wo sie besser bewaffnet und organisiert ist als 
im Sommer letzten Jahres, ihre Stellungen ge- 
genüber der serbischen Militärmaschinerie 
nicht halten kann. Daher ist es ihr Ziel, die 
öffentliche Meinung zu beeinflussen und zu 
schockieren, da dies die einzige Kraft ist, die in 
der Lage zu sein scheint, die Zögerlichkeit des 
Westens hinwegzufegen. Seit mehreren Mona- 
ten versucht die UCK-Guerilla, die Serben 
dazu zu bringen, die Grenzen zu überschrei- 
ten, indem sie ihre Angriffe gegen einzelne Po- 
lizeibeamte vervielfachen. Dadurch versucht 
sie, eine massive Reaktion der serbischen Streit- 
kräfte zu provozieren. Diese Strategie ist klas- 
sisch.« So die LIBERATION vom 21. Januar 1999. 

Langfristig geht es der UCK darum, ein 
Großalbanien gestützt auf die albanische 


Bevölkerung im Kosovo, in Albanien, Maze- 
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donien und Griechenland zu errichten. Ein 
Ziel, das auch von dem 1992 gewählten und 
1997 abgesetzten ehemaligen albanischen 
Staatspräsidenten Sali Berisha verfolgt wird. 
Noch unter Berishas Präsidentschaft baute 
die UCK unterstützt vom albanischen Ge- 
heimdienst ihre ersten Trainingscamps im 
nordalbanischen Mirdita-Gebirge auf. Der 
Zusammenbruch der sogenannten Pyrami- 
denbanken führte in Albanien im Frühjahr 
1997 zu tagelangen Aufständen. Die Bevölke- 
rung plünderte die Waffenbestände der 
Armee und der Polizei, die Mehrheit dieser 
Waffen gelangte auf Umwegen zur UCK und 
später in den Kosovo. Nach seinem Rücktritt 
bot Sali Berisha der UCK als Stützpunkt sei- 
ne Hochburg Tropoje an, wohin er sich mit 
seinen Anhängern zurückgezogen hat. 

Auch die jetzige albanische Regierung 
unterstützt die UCK. Nach Angaben der 
New York Times soll sie gegenüber den 
NATO-Ländern als Bürge für die UCK auf- 
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nicht and 
nBerdisrane 


oseph Fischer, Außenminister 


getreten sein und die Zusammensetzung der 
kosovo-albanischen Delegation in Ram- 


bouillet entscheidend mitbestimmt haben. 


Deutsche Unterstützung für die UCK 
Die Unterstützung aus Albanien alleine hätte 
niemals ausgereicht, um aus der kleinen, oft- 
mals zersplitterten und zerstrittenen Unter- 
grundgruppe UCK eine militärisch operie- 
rende Guerillatruppe werden zu lassen. 
Vielmehr trugen nach Einschätzung westli- 
cher Geheimdienstkenner der BND und die 
CIA entscheidend zur jetzigen Stärke der 
UCK bei.’ In einem Artikel der britischen 
Zeitung THE EUROPEAN vom 24. September 
1997 wird detailliert über eine explizite deut- 
sche Unterstützung für die UCK berichtet: 
der 
militärische Geheimdienst sind damit befaßt, 
albanısche Terroristen auszubilden und auf- 
zurüsten mit dem Ziel, den deutschen Einfluß 
auf dem Balkan zu zementieren und das 
Flichtlingsproblem anzupacken.« Unter Be- 
rufung auf diplomatische Quellen in Paris 
behauptet die Zeitung, das Engagement des 
deutschen Geheimdienstes habe im Februar 
1996 begonnen. »Die Entstehung der UCK im 
Jahr 1996 fiel mit der Ernennung von Hans 
Jörg Geiger zum neuen BND-Chef zusammen. 


»Sowohl der deutsche zivile als auch 


Einer der ersten operativen Beschlüsse war die 
Einrichtung einer der größten Regionalvertre- 
tungen des BND ın Tirana. (...) BND-Agen- 
ten arbeiteten eng mit den Führern des SSIK, 
des albanischen Geheimdienstes, zusammen. 
(...) Die BND-Männer hatten die Aufgabe, 
Rekruten für die UCK-Kommandostruktur 
aus den etwa 500.000 Kosovo-Albanern in 
Albanien herauszusuchen.« Auch die Kom- 
munikationsstrukturen der UCK seien weit- 
gehend vom BND beschafft, UCkler in ihrer 
Handhabung ausgebildet worden. Außer- 
dem seien »Journalisten, die aus dem Kosovo 
berichteten, erstaunt gewesen, als Mitglieder 
der KLA mit schußsicheren Westen der Bun- 
deswehr antraten, die diese offen vor Fernseh- 
kameras präsentierten.« Der Militärische 
Abschirmdienst (MAD) und das Komman- 
do Spezialkräfte der Bundeswehr seien mit 
der Lieferung von Ausrüstungen und Waffen 
an die KLA beauftragt gewesen, schreibt der 
EUROPEAN weiter. 

Ebenfalls im September 1997 zeigte das 
deutsche Fernsehmagazın MONITOR in ei- 
nem Bericht u.a. Panzerfäuste, mit denen 
die UCK serbische Stellungen angegriffen 
Laut Monitor hatte der BND-Resi- 


dent ın 


hatte. 


Tirana mit mehreren illegalen 
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Rüstungslieferungen zu tun, die in Deutsch- 
land von der Abteilung 3 des MAD in Köln 
eingefädelt wurden. »Die waren von ganz 
oben gewinscht,« zitierte MONITOR einen 
MAD-Mitarbeiter, der ungenannt bleiben 
wollte. In den Jahren 1990 und 1991 habe der 
MAD außerdem mehrfach elektronische 
und optische Überwachungstechnik sowie 
anderes nachrichtendienstliches Gerät an 
den albanischen Geheimdienst geliefert. 
Über den albanischen Geheimdienst sei das 
Material dann zur UCK gelangt.“ 

Wie heuchlerisch die deutsche Politik je 
nach politischen Interessen vorgeht, wird 
deutlich, wenn man im BUNDESVERFAS- 
SUNGSSCHUTZBERICHT von 1997 das Kapitel 
»Sicherheitsgefährdende und extremistische 
Bestrebungen von Ausländern« aufschlägt. 
Dort kann man über die kosovo-albanische 
Exilorganisation Volksbewegung von Koso- 
vo und deren Wochenzeitung ZErı ı Koso- 
vES (Die Stimme Kosovos) lesen, daß »Mit- 
glieder der »Volksbewegung von Kosovo« [also 
der LPK, d. A.] in Deutschland (...) die im 
Heimatland terroristisch operierende »Befrei- 
ungsarmee von Kosovo< politisch, moralisch 
und finanziell unterstützen wollen.« Die 
Aktionen der UCK beschreibt der Verfas- 
sungsschutz als »Terrorakte, die sich gegen 
Serben und serbische Interessen sowie gegen 
albanische Kollaborateure gerichtet hätten.« 


Internationale Söldner 
im Dienst der UCK 

Daß auf Seiten der UCK eine größere An- 
zahl von kroatischen Söldnern kämpft, be- 
stätigen Berichte kroatischer Tageszeitun- 
gen, die von einem Kontingent von rund 300 
»kampferfahrenen« Kroaten innerhalb der 
UCK schreiben. Augenzeugen bestätigen zu- 
dem, dafs u.a. Briten und Deutsche, bei- 
spielsweise aus Regensburg und Augsburg, 
als Ausbilder in den albanischen Haupt- 
stützpunkten der UCK auftreten. Mehrere 
(Juellen erwähnen darüber hinaus Söldner 
aus islamischen Staaten oder Bewegungen 
wie beispielsweise ehemalige Mujaheddin 
aus Afghanistan und Söldner aus Saudi-Ara- 
bien. Seit Mitte April hat die UCK mit Agim 
Ceku zudem einen militärischen Oberbe- 
fehlshaber ernannt, der seine Kriegserfah- 
rungen als ranghoher Offizier der kroati- 
schen Armee sammelte. 


Die Finanzierung der UCK 
Finanziert wird die UCK hauptsächlich 
durch die Spenden der im Ausland lebenden 


Kosovo-Albaner. Alleine in den USA - wo 
mit rund 400.000 Menschen die gröfste Exil- 
community lebt — sollen im vergangenen 
Jahr rund vier Millionen US-Dollar zusam- 
mengekommen sein. Koordiniert wird die 
Spendensammlung durch eine Organisati- 
on, die sich VENDLINDJA T[HERRET (Das 
Vaterland ruft) nennt, und weltweit Kosovo- 
Albaner dazu aufruft, drei Prozent ihres Ein- 
kommens an die UCK zu spenden. In 
Deutschland hat die DEMOKRATISCHE VER- 
EINIGUNG DER ALBANER IN DEUTSCHLAND 
(DVAD) vor fünf Jahren einen Spendentopf 
unter dem Stichwort »Heimat bittet um 
Hilfe« eingerichtet, und damit nach Anga- 
ben des DVAD-Chefs Kelmendi alleine im 
vergangenen Jahr rund acht Millionen Mark 
gesammelt.‘ In den Treffpunkten der DVAD 
rekrutiert die UCK auch die Freiwilligen, die 
über Italien nach Albanien gebracht werden 
und von den dortigen UCK-Lagern nach 
einem 14-tägigen Waffentraining mit den 
Kommandos in den Kosovo einsickern. 

Doch nicht alle Kämpfer kamen freiwillig 
zur UCK: Wiederholt berichteten Flüchtlinge 
von Zwangsrekrutierungen im Kosovo sowie 
in den Flüchtlingslagern in Mazedonien und 
Albanien. In Kommuniques des achtköpfigen 
Politischen Direktoriums erklärte die UCK, 
daß alle ı8- bis 50-jährigen Kosovo-Albaner 
im Ausland eingezogen werden könnten, so- 
fern sie sich nicht freikaufen würden. 

Als eine weitere Finanzierungsquelle der 
UCK wird immer wieder der Heroinhandel 
genannt. So behauptet der kanadische Wirt- 
schaftswissenschaftler Michel Chossudovsky 
u.a., daß die Gewinne aus dem Öl- und 
Drogenschmuggel an der albanisch-maze- 
donischen Grenzen benutzt worden seien, 
um Waffenkäufe zu finanzieren. Chossudo- 
vsky stützt sich dabei auf die WELTDROGEN- 
BERICHTE von 1993 und 1994 und einen 
BKA-Bericht, in denen eine in Westeuropa 
agierende kosovo-albanische Mafıa als stärk- 
ste Gruppe im Heroin-Vertrieb ausgemacht 
wird. Glaubt man dem WELTDROGENBE- 
RICHT, arbeiteten sowohl die UCK, als auch 
ihre Vorgängerorganisationen eng mit Koso- 
vo-Albanern aus der »organisierten Krimi- 
nalität« zusammen." Im Bericht von 1993 
heißt es dazu abschließend: »Ein weiteres, 
ganz aktuelles Beispiel ist das Netzwerk von 
Albanern aus der serbischen Provinz des Koso- 
vo, die Heroin in der Schweiz und anderen 
europäischen Ländern verkaufen, um Waffen 
zu erwerben. Obwohl noch nicht sicher ist, 


daß sie für eine gefestigte Organisation arbei- 


ten, steht jedoch fest, daß ein Teil der aus die- 
sem Schmuggel stammenden Gelder dazu be- 
stimmt ist, den Widerstand der albanischen 
Minderheit gegen die serbische Vorherrschaft 
vorzubereiten.«' 

Zwar ist der Tauschhandel illegalisierte 
Drogen gegen Waffen nichts Neues in der 
Geschichte diverser »Befreiungs«- und Gue- 
rillaorganisationen: Eine Besonderheit im 
Fall der UCK - wie auch bei den nicaraguani- 
schen Contras und den afghanischen Muja- 
heddin — ist allerdings, daß westliche Ge- 
heimdienste diesen Tauschhandel bewußt 
förder(te)n, weil sie die Gruppierungen nicht 
offiziell finanzieren durften und dürfen. 


Die Zukunft des Kosovo und die UCK 
Nur zähneknirschend hat die UCK der im 
Waffenstillstandsabkommen vorgesehenen 
Entwaffnung Folge geleistet. Momentanes 
Ziel der UCK ist es offensichtlich, der Ent- 
waffnung zu entgehen und gleichzeitig den 
einzigen lokalen Ordnungsfaktor — neben 
den KFOR-Truppen - zu bilden. Daran hat 
auch die Verfügung des KFOR-Oberkom- 
mandos, daß die UCK bis zum 29. Juni 
bewachte Waffenlager und Kasernen für ihre 
Kämpfer einrichten solle, wenig geändert. 
Bis zum Ablauf der Frist hatte die UCK zwar 
offiziell 40 Waffenlager und 45 Gelände zur 
Kasernierung aufgebaut. Doch am Stichtag 
hatten sich darin gerade einmal 3.735 UCK- 
ler eingefunden, die nach KFOR-Angaben 
576 Waffen abgegeben hatten." 

Unter den NATO-Staaten herrscht offen- 
sichtlich Uneinigkeit, wie weiter mit der UCK 


HasHım Tuacı, heute Vertreter des 
politischen Direktorats der UCK und 
Chef des Verhandlungsteams in Ram- 
bouillet, war von 1989 bis 1991 in der 
Studentenbewegung in Pristina aktiv; 
kurz danach ging er in die Illegalität 
und schloß sich der UCK an. Mitte 
der goer ging Thaci in die Schweiz 
und engagierte sich in Exilgruppen. 
1997/98 erhielt er den Auftrag, die 
UCK zu reorganisieren, mit dem 
Schwerpunkt, deren Nachrichten- 
dienst zu organisieren. Er hatte sich 
schon im April 1999 zum Premiermi- 
nister einer UCK-Exilregierung in 
Albanien ernannt und baut seine 
Führungsrolle seit dem Waffenstill- 


stand gezielt aus. 


umgegangen werden soll. Dieser Zick-Zack- 
Kurs hatte sich schon während des Bom- 
benkrieges angedeutet. Einerseits unterstütz- 
ten NATO-Bomber einzelne UCK-Einheiten 
bei Zusammenstößen mit der serbischen 
Armee; andererseits bombardierte die NATO 
das Hauptquartier der UCK im Kosovo. 

Seit dem Ende des Bombenkrieges zeigt 
sich immer mehr die starke Fraktionierung 
der UCK. Kleinster gemeinsamer Nenner ist 
der Traum von einem unabhängigen Staat 
Kosovo. Darüber hinaus geht es weniger um 
politische Programmatik, als vielmehr um 
Eitelkeiten und Rivalitäten einzelner UCK- 
Chefs. Diese enden manchmal auch tödlich. 
Nach einem Bericht der englischen Tageszei- 
tung GUARDIAN ordneten Hashim Thaci, 
Azem Syla und Xhavit Haliti die Hinrich- 
tung von sechs ranghohen UCK-Anführern 
an." 

Neben islamischen Gruppen zeichnen 
sich vor allem zwei Flügel ab: Auf der einen 
Seite Hashim Thaci, der sich schon am Ende 
der Verhandlungen in Rambouillet Ende Ja- 
nuar selber zum (Exil-)Premierminister er- 
nannt hatte und dem von Rivalen laut taz 
»Kommunismus« vorgeworfen wird. Auf der 
anderen Seite Bujar Bukhosi, der lange Zeit 
zu Rugovas LDK gehörte und als Exilpre- 
mierminister der LDK auftrat. 

Bisher hat es vor allem der UCK-Flügel 
um Hashim Thaci geschickt verstanden, das 
politische Machtvakuum im Kosovo für sich 
auszunutzen. Zu dieser Entwicklung haben 
die NATO-Staaten entscheidend beigetra- 
gen, indem sie Ibrahim Rugova nach seinem 


Hausarrest und seinen Gesprächen mit Slo- 
bodan Milosevic während des Bombenkrie- 
ges für politisch unzuverlässig erklärten. 
Zwar ermächtigt die UN-Sicherheitsratsre- 
solution vom 10. Juni 1999 den UN-General- 
sekretär, eine zivile Übergangsverwaltung im 
Kosovo einzusetzen. Diese soll die Aufstel- 
lung einer lokalen Polizeitruppe und die 
Entwicklung provisorischer demokratischer 
Institutionen sowie die Vorbereitung von 
Wahlen gemäß des Rambouillet-Abkom- 
mens überwachen. Doch wer zuerst kam, 
mahlte auch im Kosovo zuerst — und das 
waren häufig einzelne Kommandeure der 
UCK, die sich selber zu Bürgermeistern er- 
nannten und dafür gesorgt haben, daß viele 
ihrer ehemalige Kämpfer mit Polizeiauswei- 
sen ausgestattet wurden. 

Die UCK verfügt erst seit Beginn der mas- 
senhaften Vertreibungen über einen größeren 
Rückhalt in der kosovo-albanischen Bevölke- 
rung und wird auch weiterhin unberechen- 
bar bleiben. Denkbar wäre beispielsweise die 
Spaltung in einen Flügel, der auf die politi- 
sche Karte setzt, und in einen militärischen. 
Der Kampf um die politische Vorherrschaft 
im Kosovo und den Status der Provinz hat 
gerade erst begonnen — und die UCK will 
ihn gewinnen. 


TAMMY WILDE 


Anmerkungen 
ı Enver Hodscha (1908 - 1985): Von 1944 bis 1954 Mini- 
sterpräsident Albaniens und Generalsekretär der KP 
Albaniens 
Skanderberg (1403 — 1468): Albanischer Nationalheld, 
der als Feldherr gegen das osmanische Reich kämpfte. 
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Im 2. Weltkrieg wurde eine der auf dem Balkan ope- 
rierenden SS-Divisionen nach Skanderberg benannt. 
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DANACH 


Presseerklärung zum Vorschlag von Außenminister Fischer 


„In der Presse habe ich gelesen, daß Außenminister Fischer die Strafverfolgungsmaßnahmen 
gegen mich einstellen lassen will, wenn ich die Kosten für die ärztliche Behandlung seines 
Ohres zahle und für die »Kosovo-Hilfe« spende. 

Im Rahmen eines Vergleichs bin ich bereit, die Arztrechnung zu bezahlen, wenn Herr Fischer 
die Menschen in Jugoslawien entschädigt, die sunbeabsichtigt« Opfer der Nato-Bomben 
geworden sind. Wohlwissend, daß die Verletzung, Verstümmelung und der Tod von 
Menschen nicht in Geld aufzuwiegen ist. 

Für die »Kosovo-Hilfe« werde ich nicht spenden. Denn dies kann so verstanden werden, 

daß ich mich finanziell einbinden lasse in die Logik von Krieg, Flucht und Vertreibung. 

Ich werde keinen Beitrag dazu leisten, daß Flüchtlinge in Lager gesperrt werden, damit sie 
nicht die westeuropäische Grenze überschreiten. Stattdessen schlage ich Herrn Fischer vor, 
daß ich je einen Deserteur der jugoslawischen Armee, der UCK und der NATO bei mir auf- 
nehme, um ihr aktives Verhalten gegen den Krieg zu unterstützen. 

Herr Fischer mag überlegen, ob er hierfür die Patenschaft übernimmt. 

Für ihn müßte aber selbstverständlich sein, sofort die Vertreibung bzw. Abschiebung der 
Menschen aus Deutschland zu stoppen, die vor Krieg, sexueller Gewalt, Hunger und Elend 
hierhin geflüchtet sind und darüber hinaus die Grenzen für alle Flüchtlinge zu öffnen. 

Damit nicht der Eindruck entsteht, daß Herr Fischer sich aus persönlichen Gründen für eine 
Einstellung »seines« Verfahrens einsetzt, sollte er seinen Einfluß geltend machen, daß alle 


Ermittlungsverfahren gegen KriegsgegnerlInnen eingestellt werden.« 
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